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PANORAMA DER MISSION IN aFRIKA

POLITISCHE, soziale und wirtschaftliche LAGE
fläche: 30.258.010 Km²

EINWOHNER: 821.050.000

BEVÖLKERUNGSDICHTE: 27 EINW./Km²

Im vergangenen Jahr fanden in Afrika wichtige politische Wahlen statt, die zeigen, dass die Demokratie heute zu den strukturellen Elementen des Kontinents gehört. Ein weiterer postiver Faktor, der das politische Leben in Afrika kennzeichnet ist die Konsolidierung der kontinentalen und regionalen Strukturen der politischen und wirtschaftlichen Zusammenarbeit. Die Afrikanische Union, die Wirtschaftsgemeinschaft der Westafrikanischen Staaten (CEDEAO/ECOWS) usw. spielen eine zunehmend wichtige Rolle bei der Lösung der afrikanischen Krise und bei der Förderung der wirtschaftlichen Entwicklung in weiten Teilen des Kontinents.

Es handelt sich um Entwicklungen, die Hoffnung machen und es dem aufmerksamen Beobachter erlauben über den abgenutzten Stereotyp eines Afrikas als „verlorenem Kontinent“ hinauszugehen, obschon verschiedene schwerwiegende verschiedene afrikanische Länder weiterhin belasten. Neben Problemen, die mit der Unterentwicklung zusammenhängen, und nachstehend im Paragraph behandelt werden, in dem wir uns mit wirtschaftlichen Problemen befassen, gibt es immer noch Korruption, weit verbreitete Kriminalität, illegalen Handel, Kriege und Spannungen zwischen den Staaten und die Folgen des Klimawandels. 


Die Kirche begleitet das politische Leben in Afrika, indem sie den Bedürfnissen der einheimischen Bevölkerung eine Stimme verleiht und insbesondere den Armen. Die Bischöfe äußern sich im Hinblick auf wichtige Wahlen und bieten den Katholiken und den Menschen guten Willens grundlegende Kriterien für die Ausübung des eigenen Wahlrechts an und rufen Politiker zur Achtung der demokratischen Regeln, zum Streben nach Gemeinwohl und nach wahrem sozialen Frieden sowie zur Achtung der Menschenwürde auf. In diesem Zusammenhang fordert die katholische Kirche in Afrika weiterhin eine Revision des Protokolls der Rechte der Frauen in Afrika (auch als Protokoll von Maputo bekannt), das bei der zweiten Ordentlichen Sitzung der Afrikanischen Union in Maputo am 11. Juli 2003 verabschiedet wurde. Das Protokoll legt im Artikel 14 unter § 2 fest, das „die reproduktiven Rechte der Frau geschützt werden, indem eine medizinische Abtreibung in Fällen der Vergewaltigung und des Inzests oder wenn die Fortsetzung der Schwangerschaft die körperliche und geistige Gesundheit oder das Leben von Mutter oder Kind gefährden, erlaubt wird“. „Das Protokoll von Maputo führt eine Vertragskultur ein, die den eigentlichen Sinn der Liebe als bedingungsloses Geschenk bedroht“, so die Bischöfe der Vereinigung der Bischofskonferenzen Zentralafrikas (ACEAC) in der Erklärung zur Ratifizierung des Protokolls von Maputo, die zum Abschluss der Neunten Vollversammlung Ende Juni 2007 veröffentlicht wurde. 

Zu den wichtigsten Wahlen gehörten die Präsidentschaftswahlen in Nigeria, bei denen die Bischöfe des Landes vor dem Urnengang zur nationalen Einheit aufgefordert hatten.  Bei Gesprächen mit der einheimischen Presse betonte der Pressesprecher des katholischen Sekretariats in Nigeria, P. Ralph Madu, dass „das Land eine bessere politische Leitung und eine Konsolidierung der demokratischen Errungenschaften braucht“. Im Vorfeld der Wahl hatte die Kirche auch eine wichtige Rolle bei der Sensibilisierung der Wählerschaft gespielt und nach der Wahl denunzierte die Nigerianische Bischofskonferenz, dass „das Volksmandat missbraucht, traumatisiert und brutalisiert wurde“. Die Bischöfe basieren sich bei dieser Einschätzung auf die von den über 30.000 Wahlbeobachtern gesammelten Daten, die im Auftrag der bischöflichen Kommission für Gerechtigkeit, Entwicklung und Frieden ganzen Land im Einsatz waren.

In der Demokratischen Republik Kongo baten die Bischöfe nach der Wahl von Joseph Kabila in das Amt des Präsidenten im Dezember 2006 um „Aussöhnung zwischen dem Volk und seinen Führungskräften, zwischen den Führungskräften und dem Volk selbst“. Dabei wünschten sie von den neuen Regierenden „eine Geste der Versöhnung und die Freilassung politischer Häftlinge sowie die Suche nach vermissten Personen und deren Rückführung in die Familien.“

Die katholische Kirche spielte eine Mittlerrolle bei der politisch-sozialen Krise in Guinea Conakry im Februar 2007. Katholische freiwillige Helfer pflegten die Patienten während der Zeit des Generalstreiks in der akuten Phase der Krise, die erst nach der Wahl eines Premierministers überwunden wurde, der von der Opposition und den Vertretern der zivilen Gesellschaft akzeptiert wurde. Papst Benedikt XVI. äußerte seine Sorge beim Angelusgebet am 18. Februar „Die Bischöfe jenes Landes“, so der Papst, „haben mir ihre Sorgen geäußert in Bezug auf die Situation sozialer Lähmung, verbunden mit Generalstreiks und gewaltsamen Reaktionen, die zahlreiche Todesopfer verursacht haben. Zusammen mit meiner Forderung nach Achtung der Menschen- und Bürgerrechte sichere ich mein Gebet zu, damit das gemeinsame Engagement, den Weg des Dialogs einzuschlagen, zur Überwindung der Krise führe.“

Die einheimischen Bischöfe erhoben die eigene Stimme auch mehrmals bei der dramatischen politischen, sozialen und wirtschaftlichen Krise in Simbabwe. Am 1. April, dem Palmsonntag, wurde in allen katholischen Gemeinden des Landes ein Hirtenbrief der Bischofskonferenz des Landes verlesen, bei der die Bischöfe einen neue Verfassung forderten, „die vom Volk inspiriert ist“, die zur Überwindung der schweren Krise beitragen sollte. In dem Dokument mit dem Titel „Gott hört die Stimme der Unterdrückten“ wird bezeichnen die Bischöfe die Krise in Simbabwe als eine „Krise der Regierung und der Leadership“ und als „spirituelle und moralische Krise“. Dabei erinnern sie an schwerwiegende soziale Ungerechtigkeit: „Eine kleine Minderheit der Bevölkerung ist von einem Tag auf den anderen sehr reich geworden während die meisten Menschen unter Armut leiden. Auf diese Weise ist eine große Ungleichheit zwischen Reichen und Armen entstanden“. 

Was die Sicherheitslage auf dem Kontinent anbelangt, so hält weiterhin die Krise in Darfur im Osten der Demokratischen Republik Kongo an. Im Zusammenhang mit der Krise in Darfur fand vor allem eine Mobilisierung der internationalen Staatengemeinschaft und der öffentlichen Meinung in aller Welt statt. „Der Druck der internationalen Meinung ist von grundlegender Bedeutung, wenn es darum geht, eine positive Wendung bei der Krise in Darfur herbeizuführen. Die Regierung in Darfur wird dies nicht länger ignorieren können“, so ein lange Jahre im Sudan tätiger Missionar gegenüber dem Fidesdienst in einem Kommentar zum „Darfur Day“ am 16. September. 

Bei dem Konflikt starben bisher über 200.000 Menschen, über 200.000 Menschen suchten Zuflucht in Tschad und in der Zentralafrikanischen Republik und über 2 Millionen Binnenflüchtlinge kamen in Aufnahmelagern in der sudanesischen Region unter. Die Krise in Darfur betrifft auch die Nachbarländer, die eine interne Destabilisierung riskieren. 

Trotz der Friedensvereinbarungen von 2003 ist die Situation im Osten der Demokratischen Republik weiterhin instabil, da zahlreiche einheimische und ausländische bewaffnete Gruppen in der Region ihr Unwesen treiben. Darunter auch die Rebellen unter Leitung von Joseph Nkunda, Anführer des Nationalen Kongresses zum Schutz des Volkes (CNDP). Die Rebellen verursachen der weiterhin im Nordkivu Chaos und Zerstörung. Es kam außerdem erneut zu Spannungen zwischen der Demokratischen Republik Kongo und Uganda im Zusammenhang mit der Erdölförderung an der Grenze zwischen den beiden Ländern.

Die Bischöfe der Region der Afrikanischen Großen Seen rufen in zahlreichen Appellen immer wieder zu Einklang unter den Völkern in der Region auf. „Wir brauchen Frieden und Stabilität, damit wir im Interesse unserer Völker arbeiten können“, erklärt Bischof Augustin Misago von Gikongoro (Ruanda), einer der beiden stellvertretenden Vorsitzenden der Bischofskonferenzen von Zentralafrika (ACEAC, in der sich die Bischöfe der Demokratischen Republik Kongo, Burundis und Ruandas zusammenschließen), im Verlauf einer Pressekonferenz zum Abschluss der neunten Versammlung der Vereinigung, die im Juni in Kinshasa, der Hauptstadt der Demokratischen Republik Kongo, tagte.

„Unsere Länder sind Ruinenfelder geworden, weil sie von Plünderungen und Kriegen betroffen sind. Es herrscht Zerstörung auf allen Ebenen“, so Erzbischof Simon Ntamwana von Gitega (Burundi), der neue Vorsitzende der Vereinigung, der jedoch auch auf Zeichen der Hoffnung hinwies und an „bedeutende Fortschritte“ erinnerte, was die Konsolidierung des Friedens in der Region anbelangt. „Die Waffen lärmen nicht mehr wir noch vor einigen Jahren. Unsere Völker akzeptieren sich gegenseitig und teilen dasselbe Lebensumfeld“, so der Erzbischof von Gitega, der jedoch davor warnte, die wichtigen Schritte, die in den vergangenen Jahren unternommen wurden, erneut in Frage zu stellen.

Für Cote d’Ivoire (Elfenbeinküste) unterzeichneten der Präsident der Republik Laurent Gbagbo und Guillaume Soro, der Anführer der „Forces Nouvelles“ (die Rebellenbewegung die seit September 2002 den Nordwesten des Landes kontrolliert), am 4. März in Ouagadougou (Burkina Faso) endlich Friedensvereinbarungen. Der Apostolische Nuntius in Cote d’Ivoire und Burkina Faso, Erzbischof Mario Robert Cassari, dankte dem Präsidenten von Burkina Faso, Blaise Compare, für seine Mittlerrolle in der ivorischen Krise und forderte die Bischöfe des Landes auf, die katholischen Gemeinden des Landes zur  Unterstützung des Friedensprozesses anzuregen. 

Die zunehmende Verstädterung, zu der es in Afrika im Laufe der vergangenen Jahrzehnte kam hat die Entstehung von Barackensiedlungen in verschiedenen Städten des Landes mit sich gebracht, wo Millionen Menschen unter verheerenden Bedingungen Leben und Formen des gewalttätigen Verbrechens auftreten. In den Slums von Nairobi, der Hauptstadt Kenias treiben kriminelle Banden ihr Unwesen, die es auf die Kontrolle der dort lebenden Bevölkerung abgesehen haben und in verschiedene Formen illegaler Aktivitäten verwickelt sind. Darunter auch die so genannten „Mungiki“, bei denen es sich nicht nur um Kriminelle handelt sondern im Grunde um eine Sekte, die sich auf die „traditionellen afrikanischen Werte“ beruft. Die Mungiki-Sekte entstand in den 80er Jahren des vergangenen Jahrhunderts und wurde von den zuständigen Behörden bald als gesetzeswidrig eingestuft, da sie in zahlreiche Fälle von Erpressung und Gewalt verwickelt ist. Bereits 2003 hatte die katholische Kirche vor der Gefahr für die öffentliche Ordnung gewarnt, die von der Sekte ausging, nachdem einige ihrer Mitglieder 23 Personen in einer anderen Barackensiedlung der Hauptstadt ermordet hatten. Nach Aussage von Beobachtern inspiriert sich die Sekte am Vorbild der Mau Mau-Rebellen der 50er Jahre und deren Aufstand gegen die englische Kolonialherrschaft und ist vor allem in den ärmsten Vierteln Nairobis aktiv.


Angesichts der Verschlechterung der öffentlichen Ordnung im Land gaben die Ordensoberen Kenias eine Analyse der Gründe für diese Welle der Unruhen in Auftrag. Daraus ging hervor, dass vor allem fünf Gründe zur Verbreitung der Gewalt in der Region beitragen: das Stammesdenken aus der Zeit der Anfänge der Republik; der Personenkult, der seinen Ursprung ebenfalls im Stammesdenken hat; die ungleiche Verteilung des Landbesitzes; das Gespenst der Armut, das größtenteils auf die Gleichgültigkeit der aufeinander folgenden Regierungen zurückzuführen ist; und schließlich das „besorgniserregende Bewusstsein, das der Ausbruch von Gewalt oft mit Wahlen zusammenhängt“. Hinzu kommen die Leichtigkeit, mit der man die Grenzen überschreiten kann und die zunehmende Verbreitung von leichten Waffen. All diese Faktoren „unterstützen und speisen sich gegenseitig“ bei der Provokation immer wiederkehrender Wellen der Auseinandersetzung in verschiedenen Teilen des Landes.  


Die drohende Gefahr der Kriminalität dehnt sich auch auf anderen Länder aus, insbesondere Nigeria und Südafrika, wo Staatspräsident Thabo Mbeki sich der Angst, die unter der Bevölkerung herrscht, bewusst ist. „Südafrika lebt in Angst“, so Mbeki, „Wir können uns nicht über unsere erreichte Freiheit freuen, wenn die Menschen Angst haben, sich hinter Mauren und Stacheldraht einschließen, weil sie sich in ihren Häusern und auf den Straßen nicht sicher fühlen, und sich nicht frei in unseren öffentlichen Räumen bewegen können.“


Zu den Menschen, die Opfer der Gewalt wurden, gehört auch der Passonisten-Pater Kieran Creagh, der sich seit Jahren im Kampf gegen AIDS engagiert, und am 1. März in seiner Wohnung in Südafrika schwer verletzt wurde.


Der aus Belfast (Ulster) stammenden P. Creagh, der sich 2003 als erster von 24 Testpersonen für einen Versuch mit einem neuen Impfstoff zur Verfügung stellte, wurde für sein Engagement im Kampf gegen AIDS in Afrika im Jahr 2004 mit der Auszeichnung „Ire des Jahres“ geehrt.  


Zu den Formen der Kriminalität, die in Afrika zunehmend an Bedeutung gewinnen gehört auch der Drogenhandel. Anlass zur Sorge ist insbesondere der stetige Transit von Kokain aus Lateinamerika nach Europa und aus Westafrika. Die Position Afrikas erlaubt die Nutzung verschiedener Transitrouten gleichzeitig und ohne Eingreifen der Polizeibehörden. Neben Kokain gibt es auch immer mehr Heroin und synthetische Drogen in Afrika, die aus Asien importiert werden. In Westafrika gibt es also neben dem Menschenhandel auch das Drogenproblem. 


Der Menschenhandel und insbesondere der Handel mit Frauen aus Westafrika ist ein Phänomen, das sich im Wachstum befindet.

Jedes Jahr kommen tausende Frauen aus Westafrika als Prostituierte nach Europa und in andere Länder der Region. Neben Nigeria, das Land, das von dem Phänomen am meisten betroffen ist, kommen die Frauen aus Kamerun, Sierra Leone, Togo und Ghana


Es sind wahre Netzwerke für den Handel mit Menschen entstanden, die heute mit den Organisationen identisch sind, die die Prostitution kontrollieren. Zahlreiche Prostituierte werden, wenn sie ihre Schulden bei den Menschenhändlern abbezahlt haben, von anderen Frauen ausgenutzt, die sich im sich „die Mama“ nennen und mit psychologischen und gewaltsamen Mitteln auf die Mädchen einwirken und die eigenen Opfer so verängstigen, wobei oft auch eine Art „Magie“ benutzt wird, die sich an den afrikanischen Traditionen inspiriert. Die Frauen müssen an die Händler Beträge von mindestens 50.000 Dollar bezahlen, um sich freizukaufen. Danach können sie für 7.000 bis 10.000 Dollar andere Mädchen kaufen, die sie ihrerseits als Prostituierte arbeiten lassen. 


Frauen, die nach Afrika zurückgeführt werden, müssen dort vor den kriminellen Organisationen beschützt werden, die die so genannten „Schulden“ einfordern. In Benin City (Nigeria) hat die katholische Kirche ein Zentrum eingerichtet, die das Phänomen bekämpft und unter anderen den Opfern bei der Wiedereingliederung in die Gesellschaft hilft. 

Unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten wurde in Afrika im vergangenen Jahr ein Wachstum verzeichnet, was vor allem den vier „Lokomotiv“-Ländern Südafrika, Nigeria, Algerien und Ägypten zu verdanken ist. 2006 gab es in Afrika ein Wachstum um 5,5%, was die Tendenz der vergangenen 5 Jahre bestätigte, in denen das Bruttoinlandsprodukt um 5% gestiegen war. Ein Fortschritt, der jedoch noch nicht zu einer entschiedenen Verbesserung der allgemeinen Lebensbedingungen der Afrikaner führt. Man kann bedeutende Fortschritte vor allem in einigen Ländern, wie Tunesien und Tansania feststellen,  wo 90% der Bevölkerung Zugang zu angemessenen hygienischen Verhältnissen hat, was zeigt, dass der Fortschritt in Afrika möglich ist. 


Zur Verbesserung der eigenen wirtschaftlichen Verhältnisse sind zahlreiche afrikanische Länder insbesondere auch an modernen Technologien und insbesondere an der Informationstechnologie interessiert. Wie aus einer jüngsten Untersuchung der Novatech-Konferenz hervorging, die sich der Verbreitung neuer Technologien in Afrika widmet, sind Informationstechnologien ein Katalysator für die Entwicklung des afrikanischen Kontinents.  Dabei wird vor allem auf die Verbreitung von Infrastrukturen der Telekommunikation in Afrika während der vergangenen Jahre gesetzt (Satelliten, Verkabelung, Mobiltelefone, etc….) und auf die Zunahme der Dienstleistungen im Bereich der Telekommunikation mit der Privatisierung und der Öffnung des Sektors für ausländische Anleger und der Schaffung von Call-Centern und kommerziellen Dienstleistungen im Internet und für Mobiltelefone. 


Die afrikanischen Länder sehen sich jedoch auch mit den hohen Erdölpreisen konfrontiert, die sich auf ihre Volkswirtschaften auswirken. „In meinem Land haben müssen wir auf viele Produkte verzichten, damit wir das Erdöl bezahlen können, das wir einführen“, so der Energieminister von Simbabwe. Einige Länder versuchen deshalb Brennstoffe aus biologischen Stoffen herzustellen, um die Ausgaben für Energie zu reduzieren. Doch in den armen Ländern ist auch der zum Teil damit zusammenhängende Anstieg der Lebensmittelpreise Anlass zur Sorge. In Südafrika stieg der Maispreis zum Beispiel in den vergangenen Jahren um 160%, was zum Teil von der Reduzierung der bewirtschafteten Felder abhängt, aber auch durch den Anstieg der Nachfrage nach Äthanol in Verbindung steht. 


Es handelt sich dabei um eine globale Tendenz, die von den Volkswirtschaften der Industrieländer angetrieben wird, aber auch in Afrika werden die ersten Versuche gemacht, die Erdölderivate durch biologische Brennstoffe zu ersetzen. Bei einigen Versuchen werden auch nicht essbare Abfallprodukte benutzt, weshalb keine Auswirkung auf die Lebensmittelversorgung zu befürchten wäre. 


Sorge bereitet auch ein wahrscheinlicher Rückgang bei den Lebensmittelhilfen seitens der wichtigsten Agrarproduzenten für die Länder, die von einer Hungersnot betroffen sind oder ausländische Hilfe benötigen, um die Bevölkerung zu ernähren.


Die steigende Nachfrage nach Bio-Äthanol könnte auch folgendes Szenarium in den afrikanischen Staaten verursachen: ein Anstieg der Preise für Grundnahrungsmittel auch in Ländern, in denen der Markt für Bio-Treibstoffe nicht existiert; ein Rückgang der Getreidevorräte der wichtigsten afrikanischen Produzenten (zum Beispiel Südafrika); ein Rückgang der Lebensmittelhilfen seitens der wichtigsten Geberländer.


Zur Lösung der Energieprobleme sucht man nach gemeinsamen Lösungsmöglichkeiten, die es erlauben den armen Ländern die Ressourcen aus den rohstoffreichen afrikanischen Staaten und aus Staaten, die über Wasserkraftwerke verfügen, bereit zu stellen. Zu diesem Zweck fand im Mai 2007 in Nairobi, in Kenia, die 11. Konferenz für Erdöl, Gas, Handel und Finanzen statt. Das Treffen wurde von der Konferenz der Vereinten Nationen für Handel und Entwicklung (UNCTAT) in Zusammenarbeit mit der Regierung Kenias organisiert. Es nahmen 400 Politiker, Wirtschaftsexperten und Experten des Energiesektors teil. Ein erster Schritt in diese Richtung war die Schaffung der Gemeinschaft für Entwicklung im Südlichen Afrika (Southern African Development Comunity) und der Regionalen Assoziation für Erdöl und Gas (Regional Petroleum and Gas Association, REPGA) zur Förderung des Handels mit Erdöl und dessen Derivaten unter den Mitgliedsstaaten. Der neue Zusammenschluss wird auch die Standards und Normen des Sektors vereinheitlichen. 


Die Schaffung der REPGA wurde bei der Sitzung der Unterkommission für Erdöl, Kohle und Gas der SADC angeregt, die im April 2002 in Gaborone (Botswana) tagte.


Zu den weiteren Zielsetzungen des neuen Organismus gehört die Koordinierung der Forschungstätigkeit im Bereich der neuen Wasserkohlestoffressourcen in der Region du die eventuelle Schaffung einer Beratungsstelle für die Revision der Daten und Informationen des Kohlewasserstoffsektors der Mitgliedsstaaten. Die Beratungsstelle soll vor allem die Möglichkeit einer Regelung des Energiesektors in der Region untersuchen und dis nicht nur für Erdöl und Gas sondern auch für die Stromversorgung. 


Die Energieressourcen des Kontinents werden noch nicht voll ausgeschöpft: Afrika verfügt über 9,6% der Erdölvorkommen in aller Welt und trägt bisher nur mit 6% zur weltweiten Produktion bei. Ähnlich ist die Situation beim Gas: in Afrika befinden sich 9,3% der Vorkommen, doch der Verbrauch von Erdgas liegt in Afrika bei nur 3,9% des Gesamtaufkommens. Afrika verfügt zudem über 9,3% der Raffinierungskapazitäten weltweit. Es verwundert daher nicht, wenn man feststellen muss, dass 80% des Brennholzverbrauchs in Afrika stattfindet, was schwerwiegende Umweltschäden mit sich bringt. 


In diesem Bereich leidet Afrika auch unter dem von der globalen Erderwärmung verursachten Klimawandel, der mit einem unbedachten Konsum der fossilen Brennstoffe in den Volkswirtschaften der Industrieländer zusammenhängt. Insgesamt sind mindestens 20 afrikanischen Länder von heftigen Regenfällen im Juli betroffen. Hunderte Menschen sterben und rund 1,5 Millionen Menschen sind obdachlos. Dabei besteht vor allem die Gefahr der Verbreitung von Malaria und Durchfallerkrankungen mit tödlichen Folgen für die bereist unterernährte Bevölkerung, die nicht ausreichend versorgt wird.


Flutkatastrophen betreffen vor allem die ärmsten Bevölkerungsschichten, deren Lebensbedingungen trotz der verzeichneten Fortschritte beim Bruttoinlandsprodukt weiterhin dramatisch sind. Für das Problem der Unterentwicklung gibt es verschiedene Gründe: die Preise für die Rohstoffe werden von den Importländern geregelt; die klimatischen Bedingungen sind ungünstig; die Wirtschaftspolitik ist unangemessen; Korruption. Letzteres ist ein Problem, dessen man sich zunehmend bewusst wird. Aus den Daten der Vereinten Nationen und der Weltbank geht hervor, dass Afrika jedes Jahr durch Korruption rund 148 Milliarden Dollar verliert.



„Der Diebstahl öffentlicher Gelder in den Entwicklungsländern ist ein schwerwiegendes und besorgniserregendes Problem“, so der Generalsekretär der Vereinten Nationen Ban ki Moon bei der Präsentation der „Stolen Assets Recovery Initiative“ (STAR) der Vereinten Nationen und der Weltbank. Im Rahmen der Initiativen sollen Gelder zurückgebracht werden, die den Einwohnern des Kontinents auf illegale Weise vorenthalten wurden. Der Präsident der Weltbank, Robert Zöllick betonte, dass die von öffentlichen Konten entwendeten Gelder zu Lasten der sozialen Programme in den betroffenen Ländern gehen und dies insbesondere die schwächeren Teile der Bevölkerung schädigt. „Es darf keine Zufluchtsorte mehr für diejenigen geben, die die Armen bestehlen“, forderte Zöllick in diesem Zusammenhang.


Wie aus Untersuchungen der Weltbank hervorgeht, werden jeden Tag 20 bis 40 Milliarden Dollar von korrupten Politikern und Beamten in die eigenen Taschen gesteckt; diese Beträge entsprechen 40% der Fonds, die diese Länder als Entwicklungshilfe erhalten. Der Präsident der Weltbank zeigte an einem Beispiel, wie die durch Korruption und Veruntreuung verloren gegangenen Gelder genutzt werden könnten: „Mit 100 Millionen Dollar können wir 4 Millionen Kinder impfen, 250.000 Wohnungen mit Trinkwasser versorgen oder für rund 600.000 Aidskranke ein Jahr lang einen kompletten Behandlungszyklus zur Verfügung stellen.


Die Bischöfe fordern Verantwortlich in Politik und Wirtschaft immer wieder auf, sich für wirtschaftliche Gerechtigkeit und soziale Solidarität einzusetzen.


„Wir möchten die Menschenwürde in ihrer ganzen Fülle garantiert wissen und deshalb mit diesem Hirtenbrief einen Beitrag zu einer gerechteren Vision der Wirtschaft liefern, die effizient, transparent und partizipativ sein soll und die unser Land so sehr braucht“, so die Bischöfe Angolas in einem Hirtenbrief mit dem Titel „Für wirtschaftliche Gerechtigkeit“, mit dem sie mit Nachdruck mehr wirtschaftliche und soziale Gerechtigkeit fordern.


In dem Hirtenbrief weisen die Bischöfe auch auf die offensichtlichen enorme Kluft zwischen dem Reichtum Angolas an Bodenschätzen auf der einen Seite und der abgrundtiefen Armut, in der ein Großteil der Bevölkerung leben muss, auf der anderen Seite.  „Die Verhältnisse in Angola“, so die Bischöfe, „sind von einem großen Widerspruch gekennzeichnet: auf der einen Seite sind wir privilegiert, den wir besitzen Wasser, fruchtbares Ackerland, reichen Fischbestand und andere natürliche Ressourcen. Angola ist der zweitgrößte Erdölproduzent unter den afrikanischen Ländern südlich der Sahara und der viertgrößte Diamantenproduzent der Welt. Auf der anderen Seite sind wir eines der ärmsten Länder der Welt, was die menschliche Entwicklung anbelangt. Dies zeigt eindeutig und unmissverständlich, dass es hier um ein Phänomen geht, das auch das „Paradox des Überflusses“ genannt wird.


Das „Paradox des Überflusses“ ist eine Wirtschaftstheorie, die besagt, dass sie Länder, die von Bodenschätzen abhängig sind eine verfälschte Volkswirtschaft besitzen, die zu Armut, Ungerechtigkeit und Konflikten führt. Die Bischöfe erinnern auch daran, dass „Angola in Wirklichkeit auch 30 Jahre lang unter einem Bürgerkrieg gelitten hat, der viele seiner natürlichen Ressourcen verbraucht und nicht nur Investitionen im sozialen und produktiven Sektor verhindert, sondern auch die meisten der bestehenden Infrastrukturen zerstört hat“. 


„Das Ergebnis dieser Situation ist, dass heute die meisten unserer Brüder und Schwestern immer noch unter verheerenden Bedingungen Leben, keine Wohnung haben, keine Schule besuchen und keinen Zugang zum Gesundheitssystem haben, so dass unser Land auf beschämende Weise und zu Unrecht auf dem 160. Platz unter den 173 am wenigsten entwickelten Ländern der Welt ist.“


„Doch es gibt auch Grund zur Hoffnung“, so die Bischöfe, die an den Anstieg der Einnahmen aus dem staatlichen Erdölgeschäft erinnern (von 5,7 Milliarden Dollar im Jahr 2004 auf 10,5 Milliarden Dollar 2005). Dabei bekräftigen die Bischöfe jedoch die Notwendigkeit, die Gewinne aus dem Erdölgeschäft so zu investieren, dass man den neuen Generationen eine besserer Zukunft sichern kann, angesichts der Tatsache, dass die Erdölvorkommen voraussichtlich bis 2030 erschöpft sein werden.

KIRCHE UND mission 


Zu den wichtigsten kirchlichen Ereignissen in Afrika gehörte im vergangenen Jahr das Jubiläumsjahr, das die Bischöfe Ruandas anlässlich des 25. Jahrestages der Marienerscheinungen in Kibeho feierten. Das Jubiläumsjahr begann am 28. November 2006 und endet im November 2007. „Die Erscheinungen der Jungfrau in Kibeho und ihre Botschaft sind zweifelsohne ein Segen des Himmels für die Kirche und ein Anlass zur Neuevangelisierung in der heutigen Gesellschaft“, heißt es in einer Verlautbarung der Diözese Gikongoro zur Präsentation der Feiern. Die erste Marienerscheinung in Kibeho fand am 28. November 1981 statt und die Erscheinungen enden am 28. November 1989.


Die Erscheinungen in Kibeho wurden von der katholischen Kirche am 29. Juni 2001 offiziell anerkannt. Es waren 20jährige Untersuchungen vorausgegangen mit denen zwei Kommissionen, eine medizinische und eine theologische, befasst waren, die vom Ortsbischof eingesetzt wurden. Die Aussagen der drei Seher wurden für gültig befunden: bei den Sehern handelt es sich um: Alphonsine Mumureke, Nathalie Mukamazimpaka e Marie Claire Mukangango. Die Jungfrau stellte sich mit dem Namen  “Nyina wa Jambo” vor, was in der Landessprache soviel bedeutet wie „Mutter des Wortes“. 


Bischof Augustine Misago von Gikongoro bekräftigt, dass die Botschaft der Jungfrau von Kibeho sich an die ganze Menschheit wendet. „Es ist eine Umkehr der Herzen notwendig, damit es mehr Gerechtigkeit gibt. Wir leben in einer Situation des weltweiten Ungleichgewichts, wobei die Reichen immer reicher und die Armen immer ärmer werden. Diese Situation ist beschämend und jeder wird sie mit dem eigenen Gewissen beurteilen müssen“. „Die Vergebung ist ein zentrales Element der Botschaft des Evangeliums“, so der Bischof von Gikongoro weiter. „Ohne Vergebung kann es keine Gesellschaft geben, die auf dem Evangelium gründet. Denn ohne Vergebung kann es keine gesunde Gesellschaft geben, sondern nur eine zerstörte Gesellschaft“.


Vergebung und Aussöhnung stehen deshalb auch im Mittelpunkt der seelsorgerischen Arbeit der katholischen Kirche in den afrikanischen Gefängnissen.


P. Piergiorgio Gamba, ein seit Jahrzehnten in Malawi tätiger Monfortaner Missionar beschreibt die Woche des Gebets, die in den Gefängnissen des Landes im November 2006, begangenen wurde, im Gespräch mit dem Fidesdienst wie folgt: 
„Es war ein ökumenisches Gebet, bei dem Hirten vieler christlicher Kirchen und viele freiwillige Helfer aus Italien mitgewirkt haben. Das Gebet ist eine Form der Verinnerlichung eines Weges der Neugeburt“.


Die oft unbekannte Arbeit der Gefängniskapläne der afrikanischen Vollzugsanstalten war Gegenstand der regionalen Versammlung der internationalen Kommission für die katholische Seelsorge in den Gefängnissen (ICCPPI), die in Limbe in Kamerun vom 1. bis 5. November stattfand.


An dem Treffen nahmen 30 Delegierte aus Kamerun, Nigeria und Südafrika teil, die sich mit dem Thema „Das Antlitz Christi in jedem Gefängnis zeigen“ befassten.


„Die Herrlichkeit Gottes ist der Mensch, wenn er sein Leben in Fülle lebt. Da wir nach dem Abbild Gottes geschaffen wurden, inspirieren wir uns an Christus, der sich mit allen Gefangenen gleichgestellt hat: ‚Ich war im Gefängnis und ihr seid zu mir gekommen’ (Mt 25,36). Wir wissen, dass Christus uns nicht nur zu den Gefangenen führt, sondern dass er bereits unter ihnen ist“, heißt es im Schlussdokument der Versammlungsteilnehmer.


Zur Verbesserung der Seelsorgearbeit in den afrikanischen Gefängnissen schlugen die Delegierten vor, dass jede Ortskirche einen Koordinator für die Gefängnispastoral ernennen soll und den Pastoralarbeitern, die in den Gefängnissen tätig sind eine angemessene Ausbildung erhalten. Jede Diözese solle außerdem jedes Jahr im Rahmen einer einwöchigen Kampagne auf die Situation in den Gefängnissen aufmerksam machen. 


Der Verband betont auch sein Engagement, wenn es darum geht, Druck auf die afrikanischen Regierungen auszuüben, damit diese sich um eine Verbesserung der Haftbedingungen bemühen. ICCPPC wurde im Heiligen Jahr 1950 gegründet. Heute gehören der Vereinigung Vertreter aus 114 Ländern an.


Vor diesem Hintergrund setzen sich die Katholiken in Afrika auch für die Abschaffung der Todesstrafe ein. Im Juni fand in Rom eine Konferenz statt, bei der das Bemühen um die Abschaffung der Todesstrafe in Afrika gefördert und gewürdigt werden sollte. Eingeladen waren die Justizminister der afrikanischen Länder. Zu der Veranstaltung mit dem Titel „Africa for Life“ hatte die Gemeinschaft Sant’Egidio eingeladen. Es handelte sich bereits um das zweite Treffen dieser Art. Die ersten Gespräche der Justizminister der afrikanischen Länder fand im November 2005 statt. Ziel der Konferenz war die Förderung der Tendenz zur Abschaffung der Todesstrafe in Afrika in Anbetracht der positiven Entwicklung in den vergangenen Jahren. Die Todesstrafe ist bisher in 14 Staaten Afrikas gesetzlich geächtet: hinzukommen weitere 22 Staaten, in denen die Todesstrafe „de facto“ abgeschafft wurde. Insgesamt wurden in den vergangenen drei Jahren in 8 afrikanischen Ländern Todesurteile vollstreckt.


Im Mittelpunkt der Pastoralprogramme der katholischen Kirche in Afrika steht weiterhin die Familie. „In der Zukunft wird unsere Kirche in Benin den Schwerpunkt auf die Familie setzen, denn die Familie ist die Keimzelle der Gesellschaft und der Kirche“, so der Vorsitzende der Bischofskonferenz in Benin, Bischof Antoine Ganyé von Dassa-Zoumé.
“Wenn die Familie nicht geeint ist, wenn sie sich ihrer selbst nicht bewusst ist, dann gibt es für die Gesellschaft und die Kirche keine Zukunft. In der Familie leben Kinder, Jugendliche und Erwachsene. Unter diesem Gesichtspunkt setzen wir den Schwerpunkt auch auf die Tätigkeit der Kindermissionswerke, denn das, was man in den Herzen der Kinder aussät bleibt erhalten, auch wen sie auf Schwierigkeiten stoßen, wenn sie größer werden. Auch wenn sie sich entfernen, kehren sie später zu dem zurück, was sie in der Kindheit empfangen haben“, so Bischof Ganyé. „Somit ist das, was wir heute tun im Grunde unser Einsatz für den Aufbau der Kirche der Zukunft, die bereits heute beginnt.“

Die katholische Kirche in Afrika war sich seit jeher der wichtigen Rolle der Medien als Mittel der Evangelisierung und der Entwicklung bewusst, wenn es darum geht in den für afrikanische Verhältnisse typischen weit ausgedehnten Gebieten eine möglichst große Anzahl von Gläubigen erreichen zu können. Im vergangenen Jahr wurden mehrere Medien der katholischen Kirche mit wichtigen internationalen Auszeichnungen für ihre Arbeit gewürdigt. Darunter auch Radio Waumini, deren Mitarbeiter Esther Kabugi und Anthony Wafula von der UNESCO mit dem „Red Ribbon Award for Radio Exellence“ ausgezeichnet wurden. Sie nahmen die Ehrung im Rahmen einer Veranstaltung zum Weltaidstag entgegen. „Es ist für uns eine große Ehre und eine Anerkennung des Engagements unseres Radiosenders, wenn es darum geht, das Schweigen um Aids zu brechen“, so Martin Wanyaoike, der stellvertretende Direktor des katholischen Radiosenders.

Esther Kabugi wurde für ihren Beitrag zur Information über die Situation der Aidswaisen und der HIV-infizierten Kinder ausgezeichnet. Anthony Wafalu wurde für eine Untersuchung über die Auswirkungen von Aids auf die Arbeitswelt gewürdigt. 

Der Red Ribbon Media Award wurde von der UNESCO 2002 eingeführt und würdigt das Engagement der Medien bei der Bekämpfung der Verbreitung von Aids. Ziel ist es hoch qualifizierte Journalisten und Information mit einem besonderen Augenmerk für soziale Aspekte zu fördern.

Radio Vaumini wird von der Kenianischen Bischofskonferenz unterstützt und strahlt seine Sendungen seit 2003 in Englisch und Kishuaeli aus. Der Sender ist in der Hauptstadt Nairobi und in einem Umkreis von 150 Kilometern zu hören.

Von der BBC (British Broadcasting Corporation) wurde der von den Comboni Missionaren in Uganda gegründete Radiosender „Radio Pacis“ als „bester Radiosender Afrikas“ ausgezeichnet.


Radio Pacis wurde in der Begründung der Preisverleihung als „exzellentes Beispiel“ dafür bezeichnet, „was ein gemeinschaftlicher Radiosender mit Sitz außerhalb der Hauptstadt leisten kann“. Mit nur wenigen Mitarbeitern und beschränkten finanziellen Mitteln sei der Sender „in der Lage lokale wichtige Probleme anzugehen, in Gesundheitsfragen zu beraten und Themen von lokalem Interesse zu debattieren“.

Neben dem Preisgeld erhält der Radiosender von der BBC technische Geräte im Wert von 5 Millionen Dollar.

Radio Pacis wurde 2001 gegründet, nachdem bei früheren Diözesansynoden (1989, 1994, 1999) die Schaffung eines katholischen Radiosenders angeregt worden war. Bischof Frederick Drandua von Arua hatte zwei Missionare damit beauftragt, einen solchen Sender einzurichten. Es handelte sich um P. Tonino Pasolini, einen Comboni Missionar, der seit 40 Jahren in der Diözese tätig ist und um Schwester Sherry Mayer, eine Laienmissionarin, die seit 12 Jahren in der Koordinationsstelle der Diözese arbeitet.

  
Nachdem der Sender zunächst in provisorischen Räumlichkeiten untergebracht war, konnte 2004 der endgültige Sitz des Rundfunksenders eingeweiht werden. Die Sendetätigkeit wurde offiziell am 26. November 2004 aufgenommen. Das technische Personal wurde von einer österreichischen Nichtregierungsorganisation ausgebildet. 


Der Sender kann in einem Umkreis von 200 Kilometern empfangen werden. Damit deckt der Sender nicht nur die beiden Diözesen Arua und Nebbi ab, sondern auch die Region Gulu, Kitgum und Teile der Umgebung von Lira und Hoima. Die Sendungen können also in ganz Norduganda gehört werden, das Schauplatz des zwanzigjährigen Krieges der Lord’s Resistance Army war, bei dem 2 Millionen Menschen ihre Heimat verlassen und in Flüchtlingslagern unterkommen mussten. Der Sender ist auch im Südsudan(Yei und Juba)  und im Westen der Demokratischen Republik Kongo zu hören. Wie aus einer Untersuchung hervorgeht, die  2005 von der Internationalen Arbeitsorganisation ILO in Auftrag gegeben wurde, ist Radio Pacis der Radiosender mit den meisten Zuhörern in der Region. Es wird geschätzt, dass jeden Tag über 5 Millionen Menschen die Sendungen von Radio Pacis hören.  


Seit Dezember 2005 strahlt Radio Pacis seine Sendungen in vier Sprachen aus: Englisch, Lögbara, Madi e Kakwa. Einmal pro Woche werden auch Programme in Alur ausgestrahlt. Auf dem Programm stehen religiöse Sendungen, Sonntagsgottesdienste und ein Kommentar zu den Lesungen des Tages. 


Die beiden Radiosender stehen stellvertretend für eine lange und von zwei weiteren wichtigen katholischen Medien vertretenen Tradition, die im Jahr 2007 ihr Gründungsjubiläum feierten. Es handelt sich um „La Croix du Benin“ und um die Nachrichtenagentur DIA mit Sitz in Kinshasa. Die alle zwei Monate erscheinende Zeitschrift „La Croix du Benin“ feierte das 60jährige Gründungsjubiläum und war die erste private Veröffentlichung in Benin (damals noch Dahomey) und erschien Anfangs unter dem Namen „La Croix du Dahomey“. 


Zum 60jährigen Jubiläum wurden Gestalt und Inhalte der Zeitschrift unter dem neuen Direktor André Quenum erneuert. Eine neue Rubrik ist zum Beispiel der Familie gewidmet und eine weitere Rubrik soll die Geschichte der Kirche in Benin bekannt machen. „La Croix du Benin möchte außerdem das eigene Korrespondentennetz in anderen afrikanischen Ländern ausbauen und damit auch zur Stimme der Schwesterkirchen werden und einen Austausch zwischen den verschiedenen christlichen Gemeinden des Kontinents fördern. 

.
Die Nachrichtenagentur DIA mit Sitz in Kinshasa (Demokratische Republik Kongo) feierte ebenfalls ihr 50jähriges Gründungsjubiläum. Am 18. Januar 1957 erschien im damaligen Leopoldville (wie Kinshasa zur Zeit des damaligen Belgisch Kongo hieß) der erste Informationsdienst der neuen Nachrichtenagentur der Bischöfe von Kongo und Ruanda-Urundi. Auf Wunsch der Bischöfe sollte der Nachrichtendienst ursprünglich vor allem vier Aufgaben erfüllen: täglich sollten Nachrichten für die afrikanische Presse erscheinen; weitere Tagesnachrichten sollten an die belgische und ausländische Presse versandt werden; besondere Nachrichten sollten für den Fidesdienst der Päpstlichen Missionswerke bestimmt sein; ein Wochendienst war für Monatszeitschriften und private Abonnenten bestimmt.


Die Bischöfe hatten auch die Zielsetzung der Agentur DIA vorgegeben: sie sollte die Öffentlichkeit in Belgien, im Kongo und im Ausland über das Leben der katholischen Kirche im Kongo informieren; sie sollte die Kirchenlehre bezüglich religiöser, sozialer, schulischer und politischer Fragen im Land bekannt machen; sie sollte die Meinung der Katholiken zu weltlichen Themen verbreiten. 


Die katholischen Medien spielen eine wichtige Rolle bei der Friedensarbeit in den Ländern, in denen Jahrzehnte lang Bürgerkriege herrschten, wie der Leiter von Radio "Ijwi Ry'Amahoro“, Emmanuel Muyehe, gegenüber dem Fidesdienst erklärt, dessen Sender Programme im Auftrag der Burundischen Bischofskonferenz ausstrahlt und vor einem Jahr gegründet wurde.  . “Radio Ijwi Ry'Amahoro soll eine Stimme der Kirche sein, wenn es um die Neuevangelisierung und die Friedensarbeit in Burundi geht“, so Emmanuel Muyehe. Der Sender, dessen Name in der Landessprache Kirundi so viel bedeutet wie „Stimme des Friedens“, wurde vom Vorsitzenden der Burundischen Bischofskonferenz, Bischof Jean Ntagwarara von Bubanza, im April 2006 eingeweiht. In seiner Ansprache bei der Einweihungsfeier betonte Bischof Ntagwarara, dass das Radio seine Sendetätigkeit in einem Moment aufnimmt, „in dem Burundi einen überraschenden Boom der Medien gibt, insbesondere, was die Rundfunksender anbelangt. Man merkt, dass die Menschen wirklich nach Informationen dürsten, vor allem, was das eigene Land anbelangt. Die Weltkirche hatte bereits beim Zweiten Vatikanischen Konzil die Bedeutung der Sozialen Kommunikationsmittel erkannt“. Die Bischöfe möchten mit dem neuen Sender in Burundi vor allem eine Kultur des Friedens und der Aussöhnung in Burundi fördern, wo seit kurzem ein blutiger Bürgerkrieg beendet wurde. „Die Schwerpunkte bei den Inhalten unserer Programme“, so der Vorsitzende der Bischofskonferenz „sollen vor allem Frieden, die Gerechtigkeit, gegenseitige Annahme, Versöhnung und Entwicklung sein.“


Mit der zunehmenden Verbreitung der neuen Informationstechnologien in Afrika entstehen auch neue katholische Medien, mit sich des Internets bedienen, wie zum Beispiel die Website der Päpstlichen Missionswerke (PMW) in Sambia. Auf den Internetseiten (http://www.pmszambia.org) sind verschiedene Themenbereiche zugänglich, darunter auch Informationen über die vier Päpstlichen Missionswerke (Werk für die Glaubensverbreitung, Apostel-Petrus-Werk, Kindermissionswerk und Missionsvereinigung des Klerus). Zu den einzelnen Werken findet man auf den Internetseiten ein kurzes historisches und kirchliches Profil und Informationen zu den verschiedenen Aktionen und Initiativen im Land.

„Damit unter unseren Gläubigen das Missionsbewusstsein wächst hat das Büro der Päpstlichen Missionswerke eine Website eingerichtet, die Priestern, Ordensleuten und Laien Informationen für die eigene Öffentlichkeitsarbeit zur Verfügung stellt. Zu diesem Zweck versuchen wir alle zur Verfügung stehenden Ressourcen zu mobilisieren. Wir glauben, dass dieses Projekt die Kommunikation auf verschiedenen Ebenen fördern wird.“, so der Nationaldirektor der Päpstlichen Missionswerke in Sambia, P. Bernard Makadani Zulu, in einer Verlautbarung, die dem Fidesdienst vorliegt. Das neue Informationsmittel „wird dazu beitragen die Isolation zu überwinden und die Solidarität zu steigern, indem wir Informationen über unsere missionarischen Aktionen und Initiativen verbreiten.“


Die Kirche in Afrika hat im Januar 2007 mit dem Tod von Kardinal Frédérick Etsou-Nzabi-Bamungwabi, dem Erzbischof von Kinshasa (Demokratische Republik Kongo) eine ihrer herausragenden Persönlichkeiten verloren. „Kardinal Etsou hat beim Übergang von der Missionskirche zur Ortskirche im eigenen Land eine wichtige Rolle gespielt. Dieser Übergang fand vor allem in seiner eignen Kongregation statt. Er gehörte zu der ersten Generation der kongolesischen Scheut-Missioanre und war einer der ersten, der in der Kongregation wichtige Ämter übernahm“, so der Erzbischof von Malines-Bruxelles, Kardinal Godfried Danneels, in seiner Predigt bei der Beisetzungsfeier für den verstorbenen Kardinal Etsou.


Zu den wichtigsten kirchlichen Ereignissen in Afrika gehörte der Erste Nationale Missionskongress in Nigeria im Jahr des 50jährigen Jubiläums der Enzyklika „Fidei Donum“ von Papst Pius XII. Der Kongress fand vom 26. bis 30 September im  “Madonna Renewal Centre” in Nkpor in der Erzdiözese Onitsha statt und wurde von den Päpstlichen Missionswerken in Zusammenarbeit mit dem Nigerianischen Katholischen Missionsrat unter Schirmherrschaft der Nigerianischen Bischofskonferenz veranstaltet. Das Leitwort des Kongresses lautete: „Ihr werdet meine Zeugen sein“. 

Der Kongress erinnert vor allem an die Worte von Papst Benedikt XVI. in seiner Botschaft zum Sonntag der Weltmission: „Der missionarische Einsatz bleibt daher, wie bereits mehrmals betont, der vorrangige Dienst, den die Kirche der heutigen Menschheit schuldet, um den kulturellen, sozialen und ethischen Veränderungen Orientierung zu geben und sie zu evangelisieren; um den Menschen unserer Zeit, die in vielen Teilen der Welt durch weit verbreitete Armut, durch Gewalt und durch die systematische Verweigerung der Menschenrechte gedemütigt und unterdrückt sind, das Heil Christi anzubieten.“

In ihrem Schlussdokument erinnern die Delegierten daran, dass „die ersten Missionare in Nigeria viel Leid ertragen mussten und viele (im Namen der Mission) ums Leben kamen“

„Wir sind entschlossen“, heißt es in dem Dokument weiter, „ihren Spuren zu folgen und durch unsere Gebet und durch die Opferbereitschaft das stetige Wachstum des Glaubens in Nigeria und in den Missionen, trotz der Hindernisse, auf die wir bei unserer missionarischen Tätigkeit stoßen mögen, zu fördern… Wir sind entschlossen alles dafür zu tun, dass die heutigen Missionare sich den Geist der ersten Missionare zu Eigen machen, den Geist der Evangelisierung, der Prophezeiung, der Unabhängigkeit und des apostolischen Mutes. Wir wollen die wahren christlichen Werte mit unseren Mitmenschen teilen und auch weiterhin an der Weltmission teilhaben“.


Zur Konsolidierung des missionarischen Einsatzes der katholischen Kirche in Nigeria soll in Zukunft alle vier Jahre ein Missionskongress stattfinden, dem jeweils vorbereitende Treffen in den Diözesen und Provinzen vorausgehen. Das Dokument soll insbesondere auch der Vorbereitung auf die Zweite Sondersynode der Bischöfe für Afrika dienen. 
GHANA FEIERT DAS hUNTERTJÄHRIGE jUBILÄUM DER eVANGELISIERUNG UND DAS fünfigjährige Juubiläum der Unabhängigkeit des Landes

Dieser Jahr feierte Ghana das 50jährige Jubiläum der eigenen Unabhängigkeit und das 100jährige Jubiläum der Evangelisierung. 

“Wir erinnern uns mit großer Freude daran, dass wir kurz vor den Feiern zum 50jährigen Jubiläum der Unabhängigkeit des Landes stehen”, so die Bischöfe Ghanas in einer Botschaft. 


Mit Bezug auf die Jubeljahre des Alten Testaments erinnern die Bischöfe in ihrer Botschaft daran, dass „das goldene Jubiläum als ein Jahre der Gnade des Herrn betrachtet wurde“ und nehmen dies als Anlass für eine rückblickende Bilanz, wobei sie dem Herrn danken für „die wunderbaren Ergebnisse, die in den vergangenen 50 Jahren erzielt wurden“. 


Darunter nennen die Bischöfe „den im Wesentlichen guten Willen, den alle Regierungen der Vergangenheit und der Gegenwart unter Beweis gestellt haben, wenn es darum ging das Beste für die Bürger des Landes zu erreichen. Wir möchten auch den Langmut loben, mit dem die Ghanaer Schwierigkeiten und Verstöße gegen die Menschenrechter ertragen haben. Sie haben großen Mut und viel Großherzigkeit gezeigt. Und dieser Geist des Langmuts, der Toleranz und der Vergebung hat dazu beigetragen, dass Ghana zu einer Oase des relativen Friedens in unserer Region wurde.”


Die katholische Kirche trug unter anderem mit der schulischen Ausbildung von vielen Menschen zu diesem Wachstum bei, die mit ihrer persönlichen Qualifikation zur Entwicklung des Landes beigetragen haben, darunter Religionsführer, Lehrer, Ärzte, Anwälte, Ingeneure, Krankenpfleger/innen, Wissenschaftler, Bankiers und Handwerker. 


„Die christliche Glaubensgemeinschaft als Ganze und die Katholiken im Besonderen haben einen unverzichtbaren Beitrag zur Entwicklung in den 50 Jahren seit der Unabhängigkeit geleistet. Diesen Beitrag werden wir in der Zukunft auch noch ausbauen“, so der stellvertretende Vorsitzende der Bischofskonferenz, Erzbischof Charles Gabriel Palmer- Buckle in einem Interview mit dem Fidesdienst. „In diesen 50 Jahren haben wir viele schwere Momente erlebt. Es hat Militärregimes gegeben, doch seit 1992 haben wir eine Demokratie“, so der Erzbischof. 


„Zu dieser Entwicklung hat auch die christliche Glaubensgemeinschaft beigetragen“, so Erzbischof Palmer-Buckle. „Insgesamt machen die Christen 68% der Gesamtbevölkerung aus. Die Katholiken sind etwa 16%, doch 30% der Schulen und Krankenhäuser des Landes befinden sich in Trägerschaft der katholischen Kirche. Seit kurzem gibt es auch eine Katholische Universität und dieses Jahr haben die ersten 44 Studenten ein Studium in Betriebswirtschaft, Religionswissenschaft und Kommunikationswissenschaft erfolgreich abgeschlossen. Bereits in nächster Zukunft sollen auch Studiengänge in den Fächern Medizin und Pädagogik angeboten werden.“


Kurz vor der Unabhängigkeit Ghanas im Jahr 1957 weihten die Bischöfe das Land dem Heiligen Herzen Jesu. „Wir halten es deshalb für angebracht, diese Weihe heute zu erneuern, wo wir das 50jährige Jubiläum unserer Unabhängigkeit feiern“, so die Bischöfe von Ghana in der Einleitung zu ihrer Botschaft der Weihe des Landes an das Heilige Herz Jesu anlässlich des 50jährigen Jubiläums der Unabhängigkeit 


 Im April gingen die Feiern zum 100jährigen Jubiläum der Evangelisierung Nordghanas zu Ende, die am 25. Mai 2006 begonnen hatten. Am 23. April 1906 feierten die Weißen Väter (Afrikamissionare) aus Burkina Faso in Navrongo in der heutigen Kirchenprovinz Tamale den ersten Gottesdienst. 


Papst Benedikt XVI. ernannte den Präfekt der Kongregation für die Evangelisierung der Völker, Kardinal Ivan Dias, zum Sondergesandten bei den Schlussfeiern und übermittelt in einem Schreiben an den Kardinal an alle Teilnehmer der Feiern seinen Apostolischen Segen. 


„Jedes Jubiläum ist eine willkommene Gelegenheit, um dankend auf die Vergangenheit zurück zublicken, die Gegenwart mit Freude zu betrachten und hoffnungsvoll in die Zukunft zu blicken“, so Kardinal Dias, Präfekt der Kongregation für die Evangelisierung der Völker, in seiner Predigt beim Gottesdienst zum Abschluss der Feiern des 100jährigen Jubiläums der Evangelisierung in Nordghana am 23. April im Dom von Navrongo


Der Kardinalpräfekt erinnerte insbesondere auch an die drei Afrikamissionare (Weiße Väter), P. Jean-Marie Chollet, P. Oscar Morin und Bruder Dugene Gall, die 1906 aus Burkina Faso nach Navrongo kamen und mit der Evangelisierung unter den Einheimischen begannen. „Das Tagebuch dieser ersten Missionare berichtet von der Freude und der Begeisterung, die in ihrem einfachen und bescheidenen Umfeld herrschte und von den anfänglichen Niederlagen, während sie damit begannen, sich in ihrer neuen Wahlheimat niederzulassen“, so Kardinal Dias. „Die Missionare stießen in der Tat auf viele politische, soziale, wirtschaftliche, kulturelle, religiöse Hindernisse und Schwierigkeiten anderer Art, die sie jedoch mit Geduld und Ausdauer überwanden, so dass die Samen des Evangeliums die mit Mühe und unter Tränen ausgesät worden waren, nicht starben, sondern überlebten und aufkeimten und die ersten Früchte trugen, und dies weiterhin und auch am heutigen Tag tun.“

Kardinal Dias erinnerte auch an das Wirken der ersten Missionare und Gründer der Kirche im Norden Ghanas bei der Evangelisierung: „Sie predigten unter allen Menschen das Evangelium, ohne Unterschiede, denn ihr einziges Ziel war es, die Volksgruppen zu einen und sie dazu aufzufordern, in Frieden und Harmonie miteinander zu leben.“ Neben den Gründervätern erinnerte Kardinal Dias auch an „die viele Priester, die den ersten Pionieren folgten, und an die Ordensleute und Katechisten, die mit ihnen zusammenarbeiteten und dies auch heute noch auf wunderbare Weise tun, und damit die Botschaft, die sie verkündeten glaubhaft machten. Wir dürfen diejenigen nicht vergessen, die gestorben sind und auch eines gewaltsamen Todes starben, während sie der edlen Mission der Verkündigung des Evangeliums nachkamen. Sie legen für uns im Himmel Fürsprache ein, möge das Blut, das sie aus Liebe Christus vergossen haben, Samen für neue Christen sein“.

INTERRELIGIÖSER DIALOG 

Im Bereich des interreligiösen Dialogs engagieren sich vor allem die Kirchen in den Ländern mit muslimischer Mehrheit, insbesondere die Mitgliedsländer der Konferenz der Bischöfe der Region Nordafrika (CERNA).


Die Bischöfe Nordafrikas betonten ihren Wunsch und ihr Engagement, wenn es darum geht „mit den anderen Religionen der Welt ihre Erfahrungen im Dialog zwischen Christen und Muslimen zu teilen. Insbesondere laden wir die katholischen Gemeinden ein, den Muslimen Verständnis entgegenzubringen, denn die muslimische Welt ist ebenso vielfältig wie die christliche. Es ist dringend notwendig, dass wir uns bewusst machen, dass wir in einer pluralistischen Welt leben und dass wir lernen müssen zusammenzuleben, denn das was für alle lebenswichtig ist, ist der Friede unter den Menschen“. 


“Wir möchten der Sauerteig sein, der den Teig aufgehen lässt, das kleine Licht, das die Gesellschaft und die Institutionen erleuchtet, indem wir die Frohbotschaft weitergeben und mit unseren konkreten Werken Vorbild sind”, so der Vorsitzende der Bischofskonferenz von Mali, Bischof Jean-Gabriel Diarra von San, im Gespräch mit dem Fidesdienst. 


„Wir sind eine kleine katholische Gemeinde in einem vorwiegend islamischen Land“, so Bischof Diarra. „Die offiziellen Statistiken sind zwar nicht sehr genau, doch von den rund 10 bis 12 Millionen Einwohnern des Landes sind nur etwa 3% Katholiken“.


“Vor einem solchen Hintergrund möchte die Kirche in ihrer Funktion als Sauerteig mit dem Evangelium alle Institutionen und alle Menschen guten Willens erleuchten”, bekräftigt der Vorsitzende der Bischofskonferenz von Mali abschließend noch einmal. 


Zu den interreligiösen Beziehungen betonte auch der Vorsitzende der Bischofskonferenz von Benin: „Unsere Beziehungen zu den Muslimen sind gut. Doch man sollte zwei Aspekte berücksichtigen. In Benin gibt es einen traditionellen Islam, der gemäßigt und dialogbereit ist. Es ist normal, dass in den Familien Christen und Muslimen friedlich und harmonisch zusammenleben. Daneben gibt es jedoch auch junge Muslime, die im Ausland studieren, in Nordafrika vor allem, von wo sie bei der Rückkehr eine aggressive Vorstellung von der Religion mitbringen, die mit der Tradition unseres Landes nichts zu tun hat. Doch im Allgemeinen können wir sagen, dass die interreligiösen Beziehungen recht gut sind und es nur in einigen Teilen im Norden des Landes fundamentalistische Tendenzen gibt“.


„Auch mit den Anhängern der anderen traditionellen Religionen gibt es keine besonderen Probleme“, so Bischof Ganyé weiter, „im Gegenteil, viele Anhänger der Stammesreligionen bekehren sich sogar zum Christentum. Sie sind ihrer bisherigen Religion müde und freuen sich über den Dialog mit katholischen Geistlichen. Dies sehen die Anführer der Stammesreligionen zwar nicht sehr gerne, doch es beeinträchtigt die guten Beziehungen zu den meisten Anhängern der Stammesreligionen nicht.“ 

die worte der bischöfe

Es folgen Auszüge aus den aktuellen Tagesnachrichten des Fidesdienstes, in denen sich die afrikanischen Bischöfe zur den Ereignissen des vergangenen Jahres äußern. 

AFRIKA/GHANA

„Wir verkünden das Evangelium nach dem Vorbild der ersten Missionare“, so der Bischof von Navrongo-Bolgatanga im Gespräch mit dem Fidesdienst zum Abschluss des Jubiläumsjahres 
Accra (Fidesdienst) - Zum Abschluss der Feiern zum hundertjährigen Jubiläum der Evangelisierung in Nordghana (vgl. Fidesdienst vom 21. und 23. April 2007) sprach der Fidesdienst mit Bischof Lucas Abadamloora von Navrongo-Bolgatanga.

In kaum 100 Jahren gab es in der Kirche Ghanas ein beeindruckendes zahlenmäßiges und geistiges Wachstum. Welche Faktoren trugen Ihrer Ansicht nach dazu bei, dass anfangs die Missionare und heute die einheimischen Priester solchen Erfolg erzielen konnten?
Diese Erfolge hängen von verschiedenen Faktoren ab, doch an erster Stelle steht das Engagement der ersten Missionare, die den Samen des Evangeliums unter den Menschen aussäten, trotz der vielen Schwierigkeiten, auf die sie anfangs dabei stießen. Dies wäre nicht möglich gewesen, wenn die ersten Katechisten nicht so aktiv teilgenommen und mitgearbeitet hätten, die im engen Kontakt mit den ersten Missionaren tätig waren. Ihre Unterstützung half den Einheimischen bei der Identifikation mit dem Evangelium: so kam es, dass die ersten Menschen in Navrongo, Bolgatanga, Jirapa, Wiaga und Nandom sich bekehrten …
Ein weiteres Element, die zur Bekehrung so vieler Menschen von der traditionellen Stammesreligion zum katholischen Glauben führte, war die Liebe der Missionare zu den Afrikanern, der sich durch die sozialen Dienste zeigte, die sie für die Menschen zur Verfügung stellten, insbesondere im Bereich der Gesundheitsversorgung. Die ersten Missionare predigten in der Tat nicht nur das Evangelium, sondern sie gründeten Schulen und Krankenhäusern und brachten den Menschen neue landwirtschaftliche Techniken bei, die die Lebensbedingungen der Menschen verbessern sollten. Dies hat zusammen mit dem Wunsch die Sprache zu erlernen und die Bräuche der Einheimischen zu verstehen, dazu beigetragen, dass die Menschen Zuneigung zu ihnen entwickelten, da sie spürten, dass diese „Fremden“ die Liebe verkörperten. Deshalb schlossen sich die meisten Menschen der „neuen Religion“, dem Katholizismus an. Da sie als Pioniere im sozialen Bereich tätig war, hat die Kirche im Norden Ghanas heute die besten Schulen und die besten Kliniken des Landes, die den Menschen ausgezeichnete Dienste zur Verfügung stellen.
Nach den Missionaren haben die ersten einheimischen Priester und Ordensleute die Verkündigung des Glaubens fortgesetzt. Dem Beispiel der ersten Missionare folgend, nahmen sie sich sowohl der geistigen als auch der materiellen Bedürfnisse der Menschen an. Außerdem war es für sie leichter, das Evangelium unter dem eigenen Volk weiterzugeben.
Heute gibt es in der Kirchenprovinz Tamale dank des Engagements der Missionare viele einheimische Priester, die die Botschaft des Evangeliums durch das Predigen in den Pfarreien, den Unterricht in den Schulen, die Pflege der Kranken, die Unterstützung der Bauern bei der Verbesserung der landwirtschaftlichen Produktion fortsetzen. Dank der unschätzbaren Dienste, die der einheimische Klerus leistet, ist das Vertrauen der Menschen in die katholische Kirche gestiegen.

Wie haben sich die einheimischen Gemeinden auf das 100jährige Jubiläum vorbereitet? Auf welche Weise wird das Jubiläumsjahr die Menschen unter geistigen Gesichtpunkten voranbringen?
Die nordghanischen Diözesen haben sich bereit seit sechs Jahren auf das 100jährige Jubiläum vorbereitet. In dieser Zeit haben Priester, Ordensleute und Laien Wallfahrten zu den geistlichen Einrichtungen des Landes organisiert, wo die Gläubigen durch Einkehr und Gebet den eigenen Glauben auch im Rahmen von Studienseminaren vertiefen konnten, so dass sie auch an der Komposition der Hymne und dem Entwurf des Gebets zu den Jubiläumsfeiern teilnahmen, die dann in allen Gemeinden verteilt wurden. Das Jubiläumsjahr wurde im Mai letzten Jahres in der Diözese Navrongo-Bolgatanga offiziell eröffnet, wo alles vor 100 Jahren begann. Es folgten die Erzdiözese Tamale und die Diözesen Damongo, Yendi und Wa. Die Schlussfeiern fanden nun in Navrongo statt.
Papst Benedikt hat Kardinal Ivan Dias, den Präfekten der Kongregation für die Evangelisierung der Völker zum Sondergesandten ernannt. Seine Anwesenheit ist für die Menschen in Ghana unter geistigen Aspekten von Besonderer Bedeutung und insbesondere für die Menschen im Norden des Landes, denn es ermöglicht ihnen sich in besonderer Weise mit dem Papst, ihrem geistigen Oberhaupt verbunden zu sein. Diese Ermutigung gilt vor allem den Laien, dem Klerus und den Ordensleuten, damit sie ihre missionarische Arbeit fortsetzen, die ihre Vorfahren im Glauben begonnen haben. Ich möchte daran erinnern, dass der Papst den emeritierten Erzbischof von Tamale, Peter Porekuu Dery, zum Kardinal kreiert und die Marienkathedrale in Navrongo in den Rang einer Basilika erhoben hat. Diese Segnungen haben die Beziehungen der Kirche im Norden Ghanas zur Weltkirche gestärkt. Heute ist die Basilika zu einem Ort geworden, an dem viele Gläubige große geistige Erbauung finden. Hier kann man bei besonderen Anlässen einen Ablass erwirken und eine pastorale Bildung erfahren. Nicht zuletzt hat die aktive Teilnahme der engagierten an den Jubiläumsfeiern hat auch unter ihnen zu einer Vertiefung des Glaubens beigetragen. (LM) (Fidesdienst, 26/04/2007 - 65 Zeilen, 761 Worte)

AFRIKA/DEMOKRATISCHE REPUBLIK KONGO
„Wir müssen weitere Kriege verhindern, damit es im Land einen wahren Fortschritt geben kann“, so die Bischöfe, die alle an die eigene Verantwortung für eine bessere Zukunft im Kongo erinnern
Kinshasa (Fidesdienst) - In einer Botschaft zum Tag der Unabhängigkeit rufen die Bischöfe der Demokratischen Republik Kongo zu einem „großen nationalen Impuls und zu einem Mentalitätswandel, um das Land vor Gefahren zu schützen, denen es erneut ausgesetzt ist“. 
Die Botschaft, die dem Fidesdienst vorliegt, wurde zum Abschluss der 43. ordentlichen Vollversammlung der Kongolesischen Bischofskonferenz veröffentlicht, die in der Hauptstadt Kinshasa vom 3. bis 7. Juli tagte. „Wir dürfen nicht schlafen, denn unsere Haus brennt“, so die kongolesischen Bischöfe, die daran erinnern, dass der Kongo seit 1885 (als die Berliner Konferenz die Aufteilung Afrikas unter den europäischen Mächten beschloss) aufgrund seiner reichen Bodenschätze Gegenstand von Eroberungen war. „Unsere Führungskräfte sollten aufmerksamer sein, denn die Plünderung unserer Bodenschätze darf heute nicht auf der Grundlage der alten Kolonialarchive oder durch einen Prozess der Balkanisierung fortgesetzt werden“. In der Tat sollen in den Archiven der ehemaligen Kolonialmächte seit über einem Jahrhundert Karten aufbewahrt werden, auf denen noch nicht gehobene Bodenschätze verzeichnet sind. 
Die Bischöfe erinnern an ihre früheren Appelle zur Situation im Land und an die Fortschritte, die im Laufe des vergangenen Jahres gemacht wurden (insbesondere an die Wahlen), äußern sich jedoch auch besorgt zur Unsicherheit in den verschiedenen Teilen des Landes.
„In allen unseren Diözesen kommt es im ganzen Land zu Episoden, die das Niveau der Unsicherheit unter Beweis stellen: dabei handelt es sich Diebstähle, Vergewaltigungen, Entführungen, Mautgeld-Erpressung und willkürliche Festnahmen … Wir verurteilen dies Verhaltensweisen, die Elementen der Sicherheitskräfte, Mitgliedern der Milizen und ausländischen Rebellen, die im Land agieren zuzuschreiben sind“, heißt es in dem Dokument. „Die geplante Erdölförderung im Albert-See in Ituri, wo die Situation bereits angespannt ist, gibt Anlass zu der Erwägung, ob davon auch die einheimische Bevölkerung profitieren wird. Die Menschen wollen die Wahrheit wissen, denn sie befürchten Konflikte, bei denen es um das Erdöl geht“. Angesichts dieser Lage rufen die Bischöfe „die Behörden, die Bevölkerung und alle Menschen guten Willens, entschlossen sind, das Land vor neuen Kriegen zu bewahren“ dazu auf, „mit gemeinsamen Kräften vorzugehen“. „Für die Kongolesische Bischofskonferenz sind die nationale Souveränität und die territoriale Integrität nicht verhandelbar“.
Aus diesem Grund erinnern die Bischöfe auch an die Notwendigkeit der Transparenz beim Umgang mit den Bodenschätzen des Landes und fordern die Kongolesen auf, in diesem Bereich zu selbst zu investieren und sich nicht nur auf Investitionen und Hilfen aus dem Ausland zu verlassen. „In keinem Land der Welt kann es Forschritt ausschließlich auf der Basis von Auslandshilfen geben. Nur durch harte Arbeit und eine transparente Verwaltung wird wahrer Fortschritt möglich sein. Es ist an der Zeit, dass die Kongolesen selbst investieren.“, heißt es in der Botschaft der Bischöfe. „Auslandshilfen sind gewiss notwendig, doch sie dürfen nur begleitend sein. Es ist die Aufgabe der Kongolesen bei sich den Wunsch entstehen zu lassen, als erste im eigenen Land zu investieren, wenn ihnen die Mittel dazu zur Verfügung stehen. … Hilf dir selbst, dann hilft dir Gott!“ (LM) (Fidesdienst, 10/07/2007 - 42 Zeilen, 505 Worte)
Botschaft der Bischöfe in Französisch : http://www.fides.org/fra/documents/congo_rd_documento_vescovi.doc
AFRIKA/REPUBLIK KONGO

„Bildung für Jugendliche, Hilfe für Familien, soziale Gerechtigkeit: dies sind unsere Prioritäten“, so der Vorsitzende der Bischöfe der Republik Kongo anlässlich des Ad-limina-Besuchs
Rom (Fidesdienst) - „Die Bildung unserer jungen Menschen und die Familie gehören zu den wichtigsten Anlieben der Kirche in der Demokratischen Republik Kongo“, so der Vorsitzende der Bischofskonferenz der Republik Kongo, Bischof Louis Portella Mbuyu von Kinkala, im Gespräch mit dem Fidesdienst. Die Bischöfe der Republik Kongo halten sich derzeit zum Ad-Limina-Besuch in Rom auf.
„Wir müssen die Perspektiven der Kirche vor dem Hintergrund der gegenwärtigen Lage des Landes betrachten, das sich mit den Problemen auseinandersetzen muss, die die drei Bürgerkriege der vergangenen 15 Jahre mit sich brachten und in jüngerer Zeit mit den Folgen einer langen Zeit des Marxismus, der das Land und insbesondere die jungen Menschen geprägt hat“, so Bischof Portella.
„Unser erstes Anliegen als Kirche ist deshalb die Bildung der Laien und insbesondere der jungen Menschen. Wir müssen zukünftige Führungskräfte ausbilden, die an den entscheidenden Stellen zum Einsatz kommen müssen“, so der Vorsitzende der Bischofskonferenz der Republik Kongo. „Außerdem wollen wir die Familie als erster Ort der Erziehung der jungen Menschen unterstützen. Wir müssen Familien schaffen, die den jungen Menschen bei ihrem menschlichen, geistlichen und moralischen Wachstum helfen.“
Zu den pastoralen Herausforderungen, denen die Kirche heute im Kongo gegenübersteht gehören die neuen kirchlichen Bewegungen. „In den vergangenen Jahren“ so Bischof Portella, nimmt die Zahl der evangelikalen Sekten zu, von denen viele aus den Vereinigten Staaten kommen. Die Gläubigen in unseren Gemeinden fühlen sich von diesen religiösen Strömungen mehr und mehr angezogen. Die Antwort kann nur eine solide Glaubensgrundlage der Gläubigen sein und mehr Nähe zu den Menschen. Wir müssen den Zusammenhalt in unseren Gemeinden stärken, damit die Menschen nicht isoliert leben und sich so von der Propaganda dieser Bewegungen verführen lassen.“
„Die Frage der Bildung betrifft jedoch nicht nur die Laien sondern auch den Klerus“, so Bischof Portella weiter. „Angesichts der Zunahme der Berufe brauchen wir qualifizierte Lehrkräfte an unsren Seminaren, die den zukünftigen Priestern bei der Reifung auf menschlicher, geistlicher, intellektueller und pastoraler Ebene helfen. Wir haben im Land 400 Priester, eine beachtliche zahl, doch die Nachfrage ist noch größer. Die meisten Priester sind jung und wir müssen sie auf ihrem Weg im Priesteramt auch zukünftig begleiten.
Die Republik Kongo ist im Widerspruch zu dem Vorkommen an Bodenschätzen, insbesondere Erdöl, ein armes Land. Die Kirche hat vor diesem Hintergrund seit jeher auch für soziale Gerechtigkeit engagiert: „Seit 2002“, so Bischof Portella, „veranstalten wir ein Studienseminar für die Nutzung der Erträge aus der Erdölförderung im Hinblick auf das Gemeinwohl. Abschließend veröffentlichen wir jeweils eine Botschaft an die Bevölkerung, in der wir nach Lösungen für eine bessere Verteilung der Reichtümer des Landes suchen. Unsere Hauptforderung ist die Transparenz bei der Verwaltung der Gewinne aus der Erdölförderung. Anfangs wurden wir nicht von allen Sektoren der Politik verstanden, die der Ansicht waren, dass die Kirche sich in Dinge einmischte, die sie nichts angingen. Doch wenig später wurde die Botschaft von staatlicher Seite angenommen und es kam zu einer Öffnung. Es wurde eine eigene Kommission geschaffen, der Vertreter der Kirche und einer Koalition angehören, die sich für Transparenz einsetzt, die nach langem Hin und Her in den Ausschuss aufgenommen wurde.“
Die Koalition für Transparenz „Pubblish What You Pay“ ist eine internationale Bewegung, die von den internationalen Erdölfirmen fordern, die Beträge zu veröffentlichen, die sie an die Staaten für den Kauf von Erdöl überweisen. „Die soziale Gerechtigkeit ist in unserem Land ein dramatisches Problem: 70% der Bevölkerung lebt unterhalb der Armutsgrenze. Als Kirche müssen wir diesem Problem noch mehr Aufmerksamkeit widmen“, so der Vorsitzende der Kongolesischen Bischofskonferenz. (LM) (Fidesdienst, 19/10/2007 - 52 Zeilen, 602 Worte)

Africa/Togo

Katholische Bischöfe rufen nach der Erweiterung der Legalisierung von Abtreibungen in bestimmten Fällen eindringlich zur Achtung des Lebens auf

Lomé (Fidesdienst) - „Das neue Gesetz appelliert unsere menschliches und christliches Bewusstsein und verdient eingehendes Nachdenken. Im Togo, das von sich behauptet, ein Rechtsstaat zu sein, sollten die Abgeordneten sich eingehend mit dem Volk beraten, wenn es um eine so delikate Angelegenheit geht“, so die togolesischen Bischöfe in einer Botschaft zu einem am 22. Dezember 2006 verabschiedeten Gesetz, das die Legalisierung von Abtreibungen in einigen Fällen erweitert. 
In der Botschaft, die dem Fidesdienst vorliegt, betonten die Bischöfe, „sich ausreichend Zeit für reifliche Überlegungen genommen zu haben“, die sie nun auch den Gläubigen mitteilen wollen.
Die Vertreter der katholischen Kirche kritisieren insbesondere den Ansatz der Gesetzgebung: „Die Gesetze Togos scheinen nur Rechte festzulegen. Dies erweckt den Eindruck als ob das Ziel der Gesetzgebung die Einforderung von Rechten sei, die von einigen verweigert werden. Und als ob dies noch bestätigt werden sollten heißt es in dem Gesetzestext, dass ‚die eine Auslegung nach dem Glauben, den Bräuchen, den Religionen und den Familien, die das Gesetz beeinträchtigen können’ verboten ist. Doch wie kann es Rechte geben, wenn es keine Pflichten gibt?“, fragen sich die Bischöfe.
„Das, um was es bei dem Gesetz geht, ist nicht der Mensch, sondern dessen Fortpflanzungsorgane“, so die Bischöfe in ihrer Botschaft. „Wenn wir den Menschen darauf beschränken, mindern wir dann nicht seinen Wert? Stellt man Sex damit nicht als einen Wert an sich dar? Bedeutet dies nicht, dass die Erziehung der Jugendlichen verfälscht wird, wenn man sie dazu anregt, so zu denken!“, so die Bischöfe weiter, die über eine „Permissivität beim Umgang mit der Sexualität und dem Gefühlsleben“ klagen.
Das neue Gesetz erlaubt Abtreibungen in folgenden Fällen: bei einer Gefährdung der Gesundheit der Mutter durch die Schwangerschaft; bei einer großen Wahrscheinlichkeit, dass das Kind mit einer schweren Behinderung oder schweren Erbkrankheiten zur Welt kommt, auf Wunsch der Frau, wenn die Schwangerschaft durch sexuelle Gewalt oder Inzest zustande kam. Die Bischöfe befassen sich mit den einzelnen Punkten wie folgt: bei einer Gefahr für die Gesundheit der Mutter fragen sie sich, wie eine objektive Diagnose möglich ist und welche alternativen Möglichkeiten gibt, eine Abtreibung zu verhindern. Zum zweiten Punkt beklagen sie, dass ein Menschenleben auf der Grundlage einer Wahrscheinlichkeit beseitigt wird. Zu den Schwangerschaften, die durch Vergewaltigung oder Inzest entstehen, beziehen sich die Bischöfe auf den Artikel 19 der Verfassung des Landes, die festlegt, dass ‚niemand wegen Fakten, die anderen zuzuschreiben sind, verfolgt oder verurteilt werden kann“. Deshalb dürfe ein unschuldiges Kind nicht für die Taten der Erwachsenen verurteilt werden.
In ihren abschließenden Empfehlungen fordern die Katholiken zur Gewissensverweigerung auf, „damit wir ein Zeugnis des Glaubens an denjenigen ablegen, der uns das Leben geschenkt hat“. (LM) (Fidesdienst, 12/04/2007 - 40 Zeilen, 453 Worte)

MESSAGE DES EVÊQUES DU TOGO AU PEUPLE CHRÉTIEN

http://www.fides.org/fra/documents/loi_sur_avortement.doc 

AFRIKA/MALI

„Politik ist nicht Karrieredenken sondern Streben nach Gemeinwohl“, so die Bischöfe von Mali in einem Dokument zur Präsidentschaftswahl

Bamako (Fidesdienst) - Anlässlich der Präsidentschaftswahlen veröffentlichen die Bischöfe von Mali einen Hirtenbrief mit dem Titel „Und wenn wir Politik wieder zulassen würden?“, der dem Fidesdienst vorliegt. Das Dokument erläutert auf klare und verständliche Weise die Bedeutung der Stimmabgabe, wobei die Bischöfe auch auf die vergangenen 15 Jahre seit der Wiederherstellung der Demokratie in dem afrikanischen Land zurückblicken.
Die Bischöfe nenne dabei auch die wichtigen Fortschritte, die das Land in dieser Zeit gemacht hat, verweisen jedoch gleichsam auch darauf, dass „die allgemeine Meinung der Bürger Malis zu diesen Fortschritten eher verschwommen ist. Einige sind ‚misstrauisch’ andere ‚enttäuscht’ und es gibt viele, die der Politik den Rücken zukehren, und ihr gleichgültig wenn nicht sogar abwertend gegenüberstehehn. Dies ist eine Nüchternheit, mit der sich auch das geringe Bemühen um einen Wahlschein und die geringe Wahlbeteiligung erklären lassen könnte.“
„Hat die Ethik unserer Politiker etwas mit dieser Situation zu tun?“, fragen sich die Bischöfe und weisen darauf hin, dass „paradoxerweise andere plötzlich großes Interesse an der Politik zeigen. Warum wohl? Man sollte nach ihren Gründen fragen.“
Insbesondere besteht nach Ansicht der Bischöfe der Verdacht, dass „Männer und Frauen sich in die Politik ‚flüchten’ um sich in die Politik flüchten, um sich vor eventuellen gerichtlichen Verfahren zu schützen: ein Posten als „gewählter“ scheint sicherer zu sein als eine Anwaltskanzlei!“.
„Die Politik“, so die Bischöfe, „scheint der sicherste und direkteste Weg zu sein, um zu gesellschaftlichem Ansehen zu gelangen: man geht in die Politik um ‚Karriere’ zu machen, um so mehr, als eine Hofgarde und die Unterstützung der Medien dazu beitragen, dass man in ein Amt gelangt, ohne dafür Kompetenz oder eine berufliche Ausbildung zu besitzen“.
Das geringe ethische Empfinden habe zur Folge, dass eine klare und gut definierte Vision des Gemeinwohls und Pläne für die Gesellschaft des Landes nicht existierten. Aus diesem Grund appellieren die Bischöfe mit Nachdruck an die Gläubigen und an alle Bürger des Landes, mit der Bitte sich aktiv an der Politik zu beteiligen. Es bedürfe an erster Stelle einer „echten bügerrechtlichen und politischen Ausbildung“, außerdem „müssen alle Prismen, die die Realität der Politik verzerren, wie Karrieredenken, Populismus und Geschäftsdenken verbannt werden damit es sowohl auf individueller als auch auf gemeinschaftlicher Ebene gelinge, das Wahre vom Falschen zu unterscheiden.“ (LM) (Fidesdienst, 02/05/2007 - 33 Zeilen, 358 Worte)

Message des évêques à l’occasion des élections 2007

http://www.fides.org/fra/documents/message_eveques_elections2007.rtf
AFRIKA
„Wir dürfen uns keiner Illusion hingeben: afrikanische Jugendliche werden auch in Zukunft nach Europa auswandern und auf der Suche nach einer besseren Welt ihr Leben riskieren“, so der Erzbischof von Abuja 
Rom (Fidesdienst) - „Es ist nicht länger möglich, dass eine kleine Gruppe von Ländern den eigenen Reichtum allein genießt ohne dass die Armen das Spiel verderben“, so der Vorsitzende der Bischofskonferenz von Nigeria, Erzbischof John Olorunfemi Onaiyekan von Abuja, der der Delegation der Kardinäle und Bischöfe, die mit Blick auf den G8-Gipfel geschaffen wurde, der dieses Jahr in Deutschland stattfindet. Erzbischof Onaiyekan hält sich derzeit mit einem Teil der Delegation in Rom aufhält und an der Veranstaltungsreihe „Bevor es zu spät ist“ teilnimmt, die die internationale Vereinigung für Freiwilligenarbeit FOCSIV (Federazione Organismi Cristiani Servizio Internazionale Volontariato) in Zusammenarbeit mit dem Italienischen Caritasverband und 16 katholischen italienischen Organisationen veranstaltet.
Vom 28. April bis 5. Mai trifft sich die Delegation, der 11 Kardinäle und Bischöfe aus Afrika, Lateinamerika, Vereinigte Staaten und verschiedenen europäischen Ländern angehört, mit politischen und Kirchlichen Behörden aus England, Deutschland und Italien zu einer eine Reihe von Gesprächen, bei denen sie Druck auf die Staats- und Regierungschefs des G8 ausüben möchte, damit die im Hinblick auf die Bekämpfung der Armut gemachten Versprechen eingehalten werden. Die Initiative entstand auf Wunsch des CIDSE (Netzwerk katholischer Hilfswerke in Europa) und der Caritas Internationales im Rahmen der Kampagne „Make aid work“, die die Länder des G8 über die Erfordernisse der ärmeren Länder aufklären soll.
Erzbischof Onayekan erinnert an die Widersprüche der Globalisierung anhand eines einfachen Beispiels: „Afrikanische Jugendliche, die sich gleich anziehen, wie die Jugendlichen in Rom oder New York, gehen voller Hoffnung aus Afrika weg und sind bereit ihr Leben aufs Spiel zu setzen und jede Mauer zu überwinden, nur um das europäische Wohlstandsniveau zu erlangen“. Die Erwartungen, die von einem Wirtschaftsmodell geschaffen werden, das als einzig mögliches dargestellt und von einem globalisierten System der Medien verbreitet wird spornt eine wachsende Masse von Menschen dazu an, ein -oft illusorisches - besseres Leben zu suchen. Dies ist auch der Grund für den zunehmenden Strom illegaler Flüchtlinge, die versuchen von den afrikanischen Küsten nach Europa zu gelangen. Doch, der nigerianische Erzbischof weist darauf hin, dass deshalb gerade die europäischen Länder ihre Afrikapolitik überdenken sollten. „Beim Gipfel von Gleneagels in Großbritannien im Jahr 2005 haben die Mächtigen der Welt sich verpflichtet, die internationalen Hilfen für die Entwicklungsländer auf 50 Milliarden Dollar pro Jahr aufzustocken und damit mindestens 0,7% des Bruttoinlandsprodukts in Entwicklungshilfe zu investieren. Dieses Versprechen wurde jedoch bisher nicht eingehalten“, so Erzbischof Onaiyekan.
Der Erzbischof von Abuja fügte jedoch hinzu, dass auch die afrikanischen Länder Verantwortung tragen. Nigeria, so Erzbischof Onaiyekan, verdiene jeden Tag Millionen Dollar durch den Verkauf von Erdöl, doch die nigerianische Bevölkerung lebt immer noch in Armut, weil die Führungskräfte korrupt sind.
Papst Benedikt XVI., der die Delegation der Kardinäle und Bischöfe in Audienz empfing schrieb in einem Brief an die derzeitige Ratsvorsitzende der Europäischen Union „Es besteht vielmehr eine schwere und unbedingte moralische Verpflichtung“ so der Papst, „die auf der Zusammengehörigkeit der Menschheitsfamilie sowie auf der gemeinsamen Würde und Bestimmung der armen und der reichen Länder gründet, die durch den Prozess der Globalisierung immer enger zusammenwachsen.“ (vgl. Fidesdienst vom 24. April 2007). (LM) (Fidesdienst, 07/05/2007 - 45 Zeilen, 531 Worte)

AFRIKA/MOSAMBIK

Bischöfe besorgt im Hinblick auf das Klima der Gewalt
Maputo (Fidesdienst) - Die katholischen Bischöfe von Mosambik warnen vor dem „Klima der Gewalt, das sich von den Städten auf die internen Regionen des Landes ausdehnt und im Banditentum, durch bewaffnete Überfälle, Diebstähle am helllichten Tag und Racheakte zum Ausdruck kommt“. Der Appell der Bischöfe ist im Schlussdokument zur Vollversammlung der Bischofskonferenz vom 7. bis 11. November enthalten, das dem Fidesdienst vorliegt.
In ihrer Analyse der gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Probleme des Landes erinnern die Bischöfe daran, dass die hohe Arbeitslosenrate dazu führt, dass Jugendliche „vagabundieren, von Diebstählen und zur Drogenopfern werden“ Auch die Korruption der staatlichen Beamten trägt nach Ansicht der Bischöfe zur Schwächung des sozialen Zusammenhalts bei und untergräbt den Frieden im Land.
In den vergangenen Monaten waren mehrere Priester, Ordensleute und Missionare Opfer des allgemeinen Klimas der Unsicherheit in Mosambik geworden. Am vergangenen 6. November waren in der Residenz Angone in der Provinz Tete der brasilianische Jesuitenpater Waldyr dos Santos und die portugiesische freiwillige Helferin Ilda Neto Gomes ermordet worden.
Was die Beziehungen zwischen Kirche und Staat anbelangt begrüßt die Bischofskonferenz die guten Beziehungen in einigen Diözesen, wie zum Beispiel Beira, wo ein konstruktiver Dialog zwischen der Kirche und den örtlichen Behörden im Hinblick auf das Familiengesetz und die Zusammenarbeit im Erziehungswesen entstand. Gleichsam betonten die Bischöfe das eigene Recht auf Meinungsäußerung im Zusammenhang mit der Familiengesetzgebung, dem Thema Abreibungen und Scheidung, „damit wir unsere Stimme gegen weltliche Gesetze erheben können, die einen schweren Verstoß gegen die Wahrheit und die Gerechtigkeit darstellen“.
Zur kirchlichen Situation betonten di Bischöfe, dass „aus der Lektüre der Berichte und Statistiken der einzelnen Diözesen der Eindruck entsteht, dass es ein beachtliches Wachstum im glauben gebe, Frucht der unermüdlichen Arbeit von Priestern, Ordensschwestern, Katechisten und Gruppenbetreuern“. Die Bischöfe begrüßen auch die Tatsache, dass sich mehrere Pfarreien und Gemeinden auf dem Weg zu finanziellen Unabhängigkeit befinden, bitten aber gleichsam um mehr Engagement bei der Berufungspastoral unter Bezugnahme auf die Initiativen der Päpstlichen Missionswerke, wie zum Beispiel der Sonntag der Weltmission und der Tag der Kindermissionswerke.
Dieses Jahr feiert die katholische Kirche in Mosambik auch das 10jährige Gründungsjubiläum der Katholischen Universität Nampula. Der Rektor der Universität erläuterte den Bischöfen in einem Bericht die Ziele seiner Universität für die Jahre von 2007-2010: darunter die Konsolidierung und Stärkung der katholischen Identität der Universität, mehr finanzielle Autonomie durch die Steigerung der Anzahl der Kurse für die Studenten; die Anpassung der Studiengrade und -methoden an die Gegebenheiten des Bildungswesens in Mosambik, den Ausbau der Infrastrukturen und die Schaffung neuer Niederlassungen der Universität in vier weiteren Provinzen des Landes. (LM) (Fidesdienst, 07/12/2006 - 39 Zeilen, 462 Worte)
AfriKa/Nigeria

„Wir möchten dazu beitragen, die moralische Krise des Landes zu überwinden, die der Ursprung aller Übel ist“, so die nigerianischen Bischöfe am Ende ihre Zweiten Vollversammlung

Lagos (Fidesdienst) - „Es hat zwar Wahlen gegeben, doch die Wunden, die dem nigerianischen Volk und der noch jungen Demokratie zugefügt wurden, sind tief und schmerzlich. Unser Land muss geheilt werden“, so die nigerianischen Bischöfe in einem Dokument, dass sie am Ende ihrer Zweiten Vollversammlung veröffentlichen und in dem sie auch ihre Zufriedenheit über den „Übergang von einer zivilen Regierung zur anderen zum Ausdruck bringen“, gleichsam aber auch darauf hinweisen, dass es bei den letzten Wahlen auch zu Wahlbetrug gekommen war (vgl. Fidesdienst vom 28. April 2007).
Der Titel des Dokuments, das dem Fidesdienst vorliegt, lautet „Watch and Pray“ und versteht sich als Einladung an die Nigerianer wachsam zu sein und die Zeichen der Zeit zu beobachten und dabei auch das Gebet nicht vergessen. „Wir müssen unsere Habsucht und Begierde und unseren Stolz wachsam kontrollieren, die Grundlage von Korruption, Konflikten und schlechter Regierungsführung sind“.
In ihrem Dokument ziehen die Bischöfe Bilanz zu den jüngsten Ereignissen in Nigeria. Die Frage der Demokratie steht dabei im Mittelpunkt und die Bischöfe bekräftigen nicht nur die eigene Ablehnung gegenüber jeder Form von Korruption bei der Wahl, sondern auch eine vorsichtiges Vertrauen in das Vorgehen der Richte: „Vor kurzem haben wir gesehen und geschätzt, dass die Richter ihr Amt ohne Verzögerung, Angst oder Begünstigung ausüben. Wir fordern, dass die Richter auch in Zukunft bei der Entwicklung und beim Wachstum eines demokratischen Nigeria eine grundlegende Rolle als unabhängiger Arm der Regierung spielt.“
Die Nigerianische Bischofskonferenz stellt fest, dass die Regierung „zum Dialog und zu Verhandlungen bereit ist“. „Die Regierung muss das Volk stets anhören und dessen Interessen vertreten“, so die Bischöfe, „Gerechtigkeit, Entwicklung und Frieden gibt es nur, wenn die Regierenden zu einer Leitung werden, die dem eigenen Volk dient. In diesem Sinn loben wir die Bemühungen der Regierung, die sich dafür einsetzt, dass die Mängel und Lücken in den verschiedenen Bereichen der Volkswirtschaft überwunden werden. Wir beten dafür, dass diese positiven Entwicklungen anhalten mögen.“
Unter den Problemen, denen das Land gegenübersteht, erinnern die Bischöfe auch an die Krise im Niger-Delta, „die sich auf alarmierende Weise zugespitzt hat, insbesondere nach der jüngsten Welle der Gewalt in River State“. „Wir bitten die Regierung auf Bundesebene darum, die Bemühungen zur Überwindung der Krise zu vermehren. Gleichsam bitten wir alle beteiligten Parteien zum Niederlegen der Waffen und zur Einleitung von Verhandlungen“, so die Bischofskonferenz. 
Die Bischöfe schlagen eine Diversifikation der Volkswirtschaft vor, die nach Ansicht der Bischöfe gegenwärtig zu sehr von den Erdölexporten abhängt (vgl. Fidesdienst vom 13. November 2006 und vom 4. September 2007). Außerdem wünschen sie eine Verbesserung des Bildungssystems als Grundlage für eine nachhaltige Entwicklung. In diesem Zusammenhang erinnern sie auch an den grundlegenden Beitrag der katholischen Kirche und deren Bildungseinrichtungen und an die im kommenden Jahr 2008 neu zu eröffnende „Veritas University of Abuja“, deren Einrichtung von der Bischofskonferenz vor kurzem gebilligt wurde.
Abschließend erneuern die Bischöfe ihr Versprechen hinsichtlich des eigenen Engagements bei der Fortbildung von Jugendlichen und Erwachsenen, damit der Widerspruch behoben werden kann, der dazu führt „ein einerseits wegen seiner ausgeprägten Religiosität geschätztes Land gleichzeitig zu den korruptesten Ländern der Welt gehört“ (LM) (Fidesdienst, 19/09/2007 - 49 Zeilen, 536 Worte)

Il testo integreale del documento “Watch and Pray”, in inglese: http://www.fides.org/eng/documents/watch_and_pray.rtF 

AfriKa/KenIa

Bischöfe: „Nein zur Gewalt. Man darf nicht Jugendliche manipulieren, wenn es darum geht, Chaos während der Zeit der Wahlkampagne zu verursachen“

Nairobi (Fidesdienst) - „Gewalt als Form der Mobilisierung ist im Hinblick auf die Stabilität und das Wohlergehen unseres Landes inakzeptabel“, so der vorsitzende der Bischofskonferenz von Kenia, Erzbischof John Nuje, in einem Kommentar zum Klima der Gewalt während der Zeit der Wahlkampagne im Vorfeld der Präsidentschaftswahlen im Dezember dieses Jahres in einem Interview mit der Nachrichtenagentur CISA. „Wir appellieren an alle politischen Parteien und an deren Verantwortliche mit der Bitte um Mäßigung während der Zeit der Wahlkampagne“, so Erzbischof Nuje weiter.
Zur jüngsten Episode der Gewalt kam es am 22. September: drei Oppositionspolitiker wurden mit Steinen und Pfeilen verletzt, nachdem sie ohne Einladung bei einer von den Anhängern des Präsidenten Veranstalteten Spendenaktion in einer ländlichen Gegend im Verwaltungsdistrikt Kisii aufgetaucht waren. Die drei sind Anhänger von Raila Odinga, des wichtigsten Herausforderers des amtierenden Präsidenten Mwai Kibaki, der bei den bevorstehenden Wahlen um eine weitere Amtszeit kandidiert.
Am 21. September hatten die Religionsführer des Landes einen im Rahmen einer öffentlichen Zeremonie, an der auch das Staatoberhaupt teilnahm, zu friedlichen Wahlen aufgerufen.
„Es ist wirklich Schade, dass wenn es zur Gewalt kommt, immer wieder Jugendliche sind, die von den Politikern manipuliert und von diesen für die schmutzige und gefährliche Arbeit eingesetzt werden“, so der vorsitzende der Bischofskonferenz von Kenia. „Dies ist inakzeptabel und muss von allen verurteilt werden“.
Auch der Präsident der Kommission „Gerechtigkeit und Frieden“, Bischof Peter Kairo, forderte zur Gewaltlosigkeit währen der Wahlkampagne auf: „Angesichts der bevorstehenden Zeit der Wahlkampagne fordern wir zu Ruhe, Toleranz und Achtung der Gesetze auf. Die Politiker sollen den eigenen persönlichen Interessen den Frieden voranstellen.“
Bei den Präsidentschaftswahlen im Dezember stehen sich der scheidende Präsident Kibaki und sein ehemaliger Verbündeter und heutige Oppositionskandidat Raila Odinga gegenüber. Odinga wird als charismatischer Anführer und Leitfigur des Orange Democratic Movement (ODM) betrachtet, und wird vor allem von den Mitgliedern seines Volksstammes im Westen Kenias unterstützt.
Staatspräsident Kibaki kandidiert für das neue Parteienbündnis Party of National Unity. Kibaki wurde 2002 als Kandidat des so genannten „Regenbogen“-Bündnisses gewählt, das im vergangenen Jahr aufgelöst wurde. 
Der scheidende Präsident verspricht den Wählern die Fortsetzung seiner bisherigen Politik: kostenlose Grundschulen, Förderung des Gesundheitswesens und Ausbau der Infrastrukturen. (LM) (Fidesdienst 26/09/2007 - 38 Zeilen, 378 Worte)

WELTMISSIONSTAG 2007

PANORAMA DER MISSION IN ASIEN
Dank dem Einsatz der christlichen Gemeinden, der religiösen Orden und der Laien Missionare, die das eigene Leben anbieten, um das Wort Gottes, oft in feindlichen Ländern oder dort wo die Kirche eine unbedeutende Minderheit bleibt, zu verbreiten,  geht die Mission in Asien zwischen Schwierigkeiten und kleinen hoffnungsvollen Schritten voran. Obwohl sich die Gläubigen in verschiedenen Orten gegenüber integralistischen Bewegungen oder Gruppen, die das Christentum aus ihren Territorien getilgt haben möchten, durchsetzen müssen, setzt sich die Verkündigung auch trotz Hindernissen weiter fort. Aber die Geschichte der Evangelisierung Asiens selbst lehrt dass, Beispiel nehmend an den Märtyrern, gerade dort wo die Hindernisse am stärksten waren oder wo die Verfolgungen gewalttätig waren, der Samen des Evangeliums aufgegangen ist,  und in den nachfolgenden Jahrhunderten reiche Frucht getragen hat. Die kleinen Gemeinden Asiens verlieren daher nicht die Hoffnung, erhalten das Flämmchen des Glaubens lebendig und wirken unermüdlich in der Nächstenliebe.
Einer der Kontexte in der die Kirche weiterhin leidet, ist sicher der indische Subkontinent. 2007 hat sich, hauptsächlich für die Christen in Pakistan, wie die Kommission Gerechtigkeit und Frieden“ der Bischöfe mehrmals angezeigt hat, als ein schwieriges Jahr herausgestellt. Die christlichen Minderheiten haben Drohungen seitens integralistischer islamischer Gruppen erlitten oder sind, vor allem im Norden des Landes, gezwungen worden fortzuziehen. Ganzen Familien wird
gegen Todesstrafe befohlen, sich zum Islam zu konvertieren oder sie werden durch Einschüchterungsversuche wie Zerstörung des Eigentums oder der kommerziellen Aktivität, aufgefordert auszuwandern, wie in Charsadda und Mardan, zwei Dörfern in der Provinz der Nord-Ost Grenze, geschehen.
Die pakistanischen Bischöfe haben an die lokalen politischen Autoritäten und die pakistanische Regierung appelliert, dringende Maßnahmen zu ergreifen: die tatsächlich schon schwerwiegende Situation könnte sich, durch die im Gebiet präsenten Terroristengruppen, noch verschlimmern. Betroffen sind auch die Institutionen und die christlichen Schulen, die eine Arbeit des Dialoges und des Zusammenlebens betreiben, wie die „Saint John Bosco Model School“ im Distrikt von Bannu, von den Mill Hill Missionaren geleitet und von einem Bombenattentat getroffen, das die Kapelle und andere Gebäudeteile zerstört hat. Die Schule wird von 50% christlichen und 50% muslimischen Studenten besucht; auch die Professoren sind verschiedener Religion und es ist ein Beispiel friedvollen und harmonischen Zusammenlebens.  

Die Kirche hat sich trotz Einschüchterungen geweigert, die bedrohten Schulen zu schließen, und die dringende Lösung der Grundfragen der Freiheit, der Demokratie und der Menschenrechte in Pakistan gefordert. Aber selbst in Schwierigkeiten wird das Missionswerk fortgesetzt, wie die Verbreitung der Gruppen des „biblischen Apostolates“, die, vom Wort Gottes ausgehend, einen Weg der Lesung, des Studiums, des Gebets und der zwischenpersönlichen Mitteilung vorschlagen. Diese Initiative, die zwischen den gläubigen Pakistani Fuß fasst und die sich als gutes Mittel der Evangelisierung erweist, wurde von der 2001 gegründeten Biblischen Kommission Pakistans,  eingeführt und widmet sich hauptsächlich der Übersetzung und der Verbreitung der Bibel in der nationalen Sprache, dem urdu.
Die einfachste und ehrlichste Ankündigung ist oft den Kleinsten anvertraut: Am Tag der Missionarischen Kindheit der in Pakistan gefeiert wurde, wurden Tausende von Kindern und Jugendlichen zu Verkündern des Friedens und der Liebe gegenüber ihren Altersgenossen, indem sie ein Zeugnis von gesundem Glauben und Enthusiasmus anboten.

Eine Situation des Drucks für die katholischen Gemeinden, wenn auch in geringerer Art und Anzahl, wird auch im nahen Indien registriert (wo es ca. 25 Millionen Christen gibt, die bei einer Gesamtbevölkerung von über 1 Milliarde von Personen ca. 2,5% repräsentiert). Dort haben die Vereinigungen für die Menschenrechte  über 100 Episoden von Gewalttätigkeiten gezählt, die Personal oder christliche Strukturen im Jahr 2007 erlitten haben. Deshalb haben die christlichen, religiösen Minderheiten am 29. Mai 2007 in Massen in Delhi in einem friedvollen Gebetszug protestiert, um von der Regierung des Landes die Einhaltung der Grundrechte der Meinungsäußerung, des Glaubens, der Gewissensfreiheit und der Religion zu fordern.
„Priester und Nonnen, Pastoren und Laien, einfache Gläubige wurden umgebracht, verletzt oder schlecht behandelt, die Frauen vergewaltigt. Die christlichen Arbeiter werden misshandelt und beleidigt, während die Polizei die Gewalttätigkeiten toleriert“, liest es sich im Communique das zur Demonstration einberief.
Die Demonstranten, die vor dem Bundesparlament beteten, richteten eine Botschaft an den indischen Premierminister und den Polizeichef, indem sie einen offenen Brief an die politischen Autoritäten verbreiteten, mit der Forderung, die Gewalt „gegen eine friedvolle und kleinste religiöse Minderheit in Indien einzustellen.“ Die Christen in Indien sind auf dem Gebiet der Bildung und der sozialen Werke sehr präsent und leiten 17% der Einrichtungen des  Bildungswesens des Landes. Sie liefern einen Service hoher Qualität und können eine Schlüsselrolle für das kulturelle, soziale und politische Wachstum der Nation spielen. Nicht zu vergessen ist der umfangreiche Beitrag an sozialen Werken für die Armen und Ausgestoßenen, an den aus Anlass des 10. Todestages von Mutter Teresa von Kalkutta mit großer öffentlicher Bedeutung erinnert wurde und kürzlich, hauptsächlich auf dem Gebiet der Vorbeugung, der Behandlung und der Pflege von Aidskranken, anerkannt wurde.
Aus diesem Grund hat dieselbe zivilie indische Gemeinde  2007 Schwester Cyril Mooney, vom Institut der Seligen Jungfrau Maria, den Preis „Padma Shri Award“ verliehen, die höchste der von der indischen Regierung verliehenen Anerkennung für Personen die sich im sozialen Bereich hervorgetan haben. 
Trotzdem ist die Kirche gegenüber dem schwerwiegenden Druck nicht unbeweglich geblieben: Die Bischöfliche Kommission für den interreligiösen Dialog hat, in Zusammenarbeit mit der Ortskirche,  in Gujarat (Nordwest-Indien) das „Forum der Harmonie“ eingeführt. Ziel dieser Initiative ist es, Harmonie in die Gesellschaft zurückzubringen und, unter Einbeziehung der religiösen Führer der verschiedenen Gemeinschaften und der Repräsentanten der bürgerlichen Gesellschaft, der Jugendlichen, Studenten und Familien,  gute Beziehungen zwischen allen religiösen  Gemeinschaften zu fördern. Die Foren sind kleine dauerhafte Versammlungen die die Probleme in Verbindung mit den Beziehungen zwischen den Religionen untersuchen, Begegnungen, kulturelle und spirituelle Initiativen organisieren werden; sie werden einen Überblick geben über Eingriffsstrategien die Konflikte beizulegen, den Dialog zu festigen und für die soziale Aussöhnung zu arbeiten. Dasselbe Ziel, den religiösen Fundamentalismus, die ethnische Gettonisierung, die Korruption in der indischen Gesellschaft zu bekämpfen, wird von der „Bewegung der nationalen Erneuerung“ verfolgt, gegründet von einer Gruppe religiöser Führer die verschiedenem Glauben angehören und die heute vom Bischof von Jammu-Srinagar (im Staat Kaschmir), Mons. Peter Clestine Elampassery, geleitet wird.     
Inzwischen hat die katholische Gemeinde in Indien, durch eine Serie von Begegnungen und vorbereitenden Seminaren, die die indischen Diözesen der drei im Gebiet existierenden Riten, aber auch die Bewegungen und die Laienverbindungen sowie die Päpstlichen Missionswerke miteinbezogen hat, Fortschritte in der Organisation des nationalen Missionarischen Kongresses gemacht, der im Frühling 2008 stattfinden wird.
Die indische Kirche wird sich über die Modalitäten und die effizientesten Wege der Evangelisierung heute, über Antworten auf die Bedürfnisse und die Erwartungen der Bevölkerung, sowie über die Formen und die angebrachtesten Mittel für ein christliches Zeugnis befragen.
Anhaltspunkt für die Evangelisierung in Indien bleibt der Hl. San Francesco Saverio,
Brücke zwischen Osten und Westen, wichtige Figur für den Dialog,  heilig weil er über die Grenzen seiner Zeit hinausging und immer noch einen allumfassenden Wert auch für die heutige Zeit hat, vor allem weil er, in einer immer sehr weitblickenden Vision versucht hat, tiefe Beziehungen zwischen Religion und Kultur zu stabilisieren. 
Im Bewusstsein, dass „es in Indien eine Herausforderung ist, die authentischen Werte des Christentums zu leben: ausgehend von unseren Nachbarn, zu denen wir gerufen sind, die gute Botschaft zu verkünden, um dann auf die zu schauen, die weiter weg sind, einen Dialog des Lebens mit Personen anderer Kulturen und Religionen zu errichten, wie Msgr. Oswald Gracias, Präsident  der Indischen Bischofskonferenz des lateinischen Ritus, während einer Konferenz zur Vorbereitung auf den indischen Missionskongress unterstrichen hat. Erkannt wurde auch die Dringlichkeit „den christlichen Laien mehr Raum für die Animation der Gesellschaft und der Politik zu geben.“
Unter den wichtigen Nachrichten für die Mission in den Grenzgebieten schließlich, ist die Initiative, die Verkündigung des Evangeliums den indischen Stämmen der „Santal“ im Distrikt von Kalvani (Staat West Bengalen) zu bringen, hervorzuheben
Dies haben die Salesianer Don Boscos getan, womit sie ihren offiziellen Zutritt in eine Gemeinde des Stammes der Santal, die 500 Familien zählt, getan hat.

Es wird daran erinnert, dass die Evangelisierung von Stammesmitgliedern in Indien immer eine schwierige Aufgabe gewesen ist, die den ersten Missionaren die auf indischem Boden Fuß fassten, Geduld  und Hingabe abverlangte. Auch heute noch gibt es, unter den zahlreichen ethnischen Stammesgruppen die Indien bevölkern, immer noch einige, die die Verkündung des Evangeliums nicht erhalten haben.   
Stattdessen hat sich 2007 die Situation Sri Lankas immer kritischer bis entschieden dramatisch entwickelt. Der Bürgerkrieg auf der Insel ist auf ein Niveau höchster Intensität zurückgekehrt (über 5.000 Tote in den letzten beiden Jahren, 250tausend interne Flüchtlinge) wie in der Vorphase des 2002 besiegelten Waffenstillstandes.  
Der Krieg, unter vielen Opfern, hat kürzlich auch einen Priester, P. Nicholaspillai Packiyaranjith, Koordinator des Jesuit Refugee Service, im Distrikt von  Mannar, gezählt, der durch eine Bombenexplosion auf der Strasse die er fuhr, um in einem Flüchtlingslager und einem Waisenhaus zu helfen, getötet wurde.
„Wie lange soll dieses Massaker noch andauern? Episoden dieser Art müssten unserem Gewissen, die Schwere der Situation und die Notwendigkeit der sofortigen Wiederherstellung des Friedens zu verstehen geben,“ bemerkte S. Ex. Msgr. Oswald Gomis, Erzbischof von Colombo, betend, dass P. Nicholas sein Leben nicht umsonst gegeben hat.

Im Norden Sri Lankas gehen die Kämpfe zwischen dem regulären Heer und den Milizen der Tiger für die Befreiung der Heimat Tamil Eelam (Ltte), mit zahlreichen Toten in der Zivilbevölkerung, weiter. Tausende von Kindern im Norden Sri Lankas können wegen der Zunahme des Konfliktes nicht die Schule besuchen und die Bevölkerung leidet immer weiter unter den schweren Konsequenzen des Konfliktes: Armut, Vertreibung, komplett destabilisiertes Leben. Die Mängel machen sich noch schwerer in den  schnell eingerichteten Flüchtlingslagern bemerkbar, um den Bedürfnissen immer neuer Bevölkerungsmassen entgegenzukommen, die weiterhin aus den am stärksten umkämpften Gebieten ankommen: tatsächlich fehlt es an Nahrung, Wasser und Medikamenten, d.h. den Grundelementen zum Überleben. 
Die Bischöfe Sri Lankas haben auch in einer Botschaft, die während der Fastenzeit 2007 verbreitet wurde, an die schmerzhaften Plagen des Konfliktes erinnert die die Christen leben „während das Land  dramatische, quälende Zeiten enormer Schwierigkeiten durchmacht: eine Erfahrung des Leidens die an den Herrn am Kreuze erinnert.“  Die Bischöfe haben alle Gläubigen dazu eingeladen, zu beten und den „Herrn am Kreuze um die Gaben des Vergebens, der Wiederversöhnung und des Friedens zu bitten.“ Die Gläubigen Sri Lankas, so die Bischöfe, sind dazu aufgerufen, die Leiden ihrer Mitbürger zu mildern und sich darum  zu bemühen,

Haß, Gier, Misstrauen, Intoleranz und Ungerechtigkeit zu verwerfen, indem sie eine Zeit tiefer Konversion des Herzens leben.
Die katholische Kirche, hat immer schon auf allen Ebenen einen akkuraten Appell für den Frieden und die Wiederversöhnung des Landes verbreitet und sich der Jungfrau des Heiligtums von Madhu, Unserer Lieben Frau des Friedens anvertraut.

Alle christlichen Kirchen Sri Lankas fordern von der internationalen Gemeinschaft, die geplagte Insel des indischen Subkontinentes, auf der der Konflikt wütet, nicht zu vergessen. Inzwischen bleiben die Christen in der Nähe der Bevölkerung um sanitäre Hilfe und  Hilfsgüter anzubieten und Ressourcen, Strukturen und Personal zur Verfügung zu stellen, hauptsächlich zum Schutz und zur Behandlung der Schwächsten (Kinder, Alte, Witwen). Sie sind auch in Friedens- und ethnischen Wiederversöhnungsprogrammen sowie in Initiativen des interreligiösen Dialoges im Einsatz und setzen sich hauptsächlich in den Schulen für die Verbreitung einer Kultur des Friedens und der Solidarität ein. Sie verteidigen die Menschenrechte, sie helfen den Schwächsten und den Ausgestoßenen. Zu den aktivsten Organisationen in dieser Situation gehört die JRS in Sri Lanka (für die auch P. Nichiolaspillai Packiyaranjith arbeitete) und die Programme für die Ausbildung, humanitäre Hilfe, Berufsausbildung, Kultur der Menschenrechte, die für über 60 tausend Personen darunter viele Kinder bestimmt sind, eingeführt hat.
Im Versuch, dem Friedensprozess neue Nahrung zu geben, hat S. Ex. Msgr. Malcolm Ranjith, Sekretär der Kongregation für den Gottesdienst und die Sakramentenordnung, kürzlich eine Mission in sein Heimatland zu einem Pastoralbesuch unternommen, der hauptsächlich im Gebiet von Madhu, im Zentrum der Insel stattfand. Der Hl. Jungfrau von Madhu hat Msgr. Ranjith das Schicksal der Bevölkerung Sri Lankas anvertraut, die seit Jahrzehnten von einem Bürgerkrieg verwundet ist, der nach abwechselnden Phasen von Kriegszustand und Waffenstillstand noch keine Lösung gefunden hat, das Land weiterhin zerstört, es in jeder Aktivität menschlicher, wirtschaftlicher und kultureller Entwicklung schwächt.
Weiter nach Osten gehend, nach Indochina, erreichen uns erfreuliche Nachrichten für die Mission eines anderen Landes wo Christen seit über 30 Jahren Grenzen und Schwierigkeiten antreffen: Laos.

Anfang dieses Jahres hatte die kleine katholische Ortsgemeinde (42tausend von einer Bevölkerung von 5,4 Millionen Einwohnern) die Freude einen neuen laotischen Priester zu empfangen. Am 30.12.2006 weihte der Apostolische Vikar von Pakse, Msgr. Louis Marie Ling Mangkhanekoun, Don Andrew Souksavath Nouane Asa in einer feierlichen Eucharistiefeier in der Pfarrei des Hl. Josef im Dorf Khampeng in der Provinz Champasek. Das Ereignis stellte ein Fest für die gesamte katholische laotische Gemeinde dar (über 1500 Gläubige kamen aus dem ganzen Land), in welchem sich in der letzten Zeit die Zeichen der Hoffnung vermehrt haben.
Aber auch andere apostolische Vikariate verzeichneten in den unmittelbar vorausgegangenen Wochen neue Priesterweihen: Don Pietro Wilaiphorn Phonasa und Don Luca Sukpaphorn Duangchansai wurden im apostolischen Vikariat Thakhek im Süden des Landes zu Priestern geweiht. Im August 2006 wurde P. Somphone Vilavongsy von den Oblaten der Unbefleckten Maria  im Vikariat von Vientiane zum Priester geweiht.  
Die kleinen Zeichen der Hoffnung wurden von den laotischen Bischöfen während des Ad Limina Besuches im September 2007 bestätigt: „Wir sind eine sehr arme und kleine Kirche aber in der universal Kirche sind wir in Betracht gezogen und für unsere Mission in Laos sind wir sehr ermutigt“, sagte S.Ex. Msgr. Jean Khmasé Vithavong, der Oblaten der Unbefleckten Maria, Apostolischer Vikar von Vientiane gegenüber der Agentur Fides.

Der Bischof hat bemerkt, dass nach der Machtergreifung der Sozialisten „Pathet Lao“ 1975 – als die Missionare gezwungen wurden das Land zu verlassen - eine sehr schwere Zeit für die Kirche in Laos begann. „Die Situation hat sich aber nach ca. 15 Jahren leicht gelockert und bis heute, durch eine größere Aufgeschlossenheit der Autoritäten, uns mehr Freiheit zu gewähren, noch verbessert.“ 

Die örtliche Kirche setzt sich dafür ein, die Pastorale der Priesterberufungen zu erhöhen: sie hat ein Seminar in der Diözese von Savannakhet eröffnet, doch die Frage des Lehrkräftemangels bleibt problematisch. Eine ausgezeichnete Arbeit leistet die laotische Kirche auch gegenüber dem Laientum: Heute gibt es in Laos über 250 Katechisten, während sich in der Diözese von Vientiane drei philipinische Schwestern den Paaren, Kindern und hauptsächlich den Jugendlichen annehmen. Einer ihrer Gruppen hat am Weltjugendtag teilgenommen und hofft zum Weltjugendtag 2008 nach Australien reisen zu können. Heute, wie Msgr. Jean Khamse bemerkt, wird die „katholische Religion, allgemein als „ausländische Religion“ bewertet, besser anerkannt und die allgemeine Meinung gegenüber unserem Glauben hat sich im positiven Sinne gewandelt. Auch wenn wir es nicht zu offen zeigen können haben wir doch Konversionen. Die Samen des Glaubens wachsen schrittweise.“

Konstante Fortschritte in der  Mission machen sich auch im Herzen der zentralasiatischen Steppe bemerkbar: in der Mongolei hat eine Gemeinschaft koreanischer Missionsschwestern in Ulaanbataar ein neues Pastoralzentrum eröffnet, das sich in spezieller Weise der Ausbildung von Jugendlichen aus den ländlichen Gegenden widmet. In einem dreistöckigen Gebäude an der Peripherie der Hauptstadt, haben die Schwestern der Kongregation von Jesus (KJ) das „Mary Ward Center“ gegründet, das hauptsächlich Jugendliche aus den ländlichen Gebieten aufnimmt, die einen Ausbildungsweg in der Stadt anstreben. Das Zentrum ist auch mit Räumlichkeiten für didaktische und kulturelle Aktivitäten für Kinder und Jugendliche ausgestattet. Angeschlossen ist das Haus der Schwestern und eine Kapelle, offen für alle die beten oder spirituelle Einkehr halten möchten. Das Zentrum möchte auch pulsierendes Herzstück für Zeugnis und Evangelisation am Dienst der Jugendlichen sein. Wie Sr. Laurentia, Oberin der Gemeinschaft, erklärt hat, ist die Einrichtung entstanden, um den Bedürfnissen der Jugendlichen gerecht zu werden, die sich zwecks Studium aus den ländlichen Gebieten in die Stadt begeben und sich oft in gefährlichen Situationen in Verbindung mit Kriminalität und Prostitution wiederfinden. Das Zentrum kann ca. 40 beherbergen. An zweiter Stelle stand die Notwendigkeit, sich der Ausbildung der Jugendlichen anzunehmen, die von den Schwestern selbst, nach den Hauptgrundsätzen ihrer Kongregation übernommen wird. Oft unterrichten die Schwestern Jugendliche aus armen oder benachteiligten Familien, die sich nicht erlauben können, ihre Kinder zur Schule zu schicken. In der Mongolei arbeiteten die Schwestern bereits auf diesem Gebiet und unterrichteten die Jugendlichen in den Räumen der St. Peter und Paul-Kathedrale. Jetzt verlagern sie Ihre Aktivität in das neue Mary Ward Pastoralzentrum.
In Ulaanbataar sind unter den weiblichen Orden, außer der Kongregation von Jesus, auch die Barmherzigen Missionsschwestern (von Mutter Teresa) und die Schwestern von St. Paul von Charters präsent. Die katholische Gemeinde in der Mongolei zählt insgesamt 370 Gläubige und schlägt im ganzen Land Wurzeln, wie die neuen Missionsstationen in den Städten von Darkhan, Erdenet und in einer Provinz im Südwesen der Hauptstadt beweisen. In der Mongolei wirken derzeit 56 Missionare (verschiedener männlicher und weiblicher Orden) aus 14 Ländern der Erde.  
Das missionarische Werk trägt auch gute Früchte außerhalb der Grenzen der Hauptstadt Ulaanbataar. Aus Anlass der Osternacht 2007 erhielten tatsächlich  23 Kinder und Jugendliche in der kleinen katholischen Gemeinde der Stadt Darkhan, Industriezentrum im Norden der Hauptstadt, die Taufe. Die kleine Gemeinde wird von einem Salesianer Priester, P. James Cheruwathur, betreut, der seit einigen Jahren mit zwei 2 Mitbrüdern an diesem Ort wirkt. Dieses Ereignis, die neu getauften Jugendlichen, stellt die erste wichtige Frucht ihrer pastoralen Arbeit dar. „ Sofort nach unserer Ankunft hier, haben wir begonnen den Leuten zu begegnen, insbesondere einen Kontakt zu den Jugendlichen herzustellen. Den Rest hat der Herrgott getan“, bestätigt der Pater.  
Die Missionare werden mehr und derzeit gibt es Ordensleute die aus der ganzen Welt kommen: sie sind ein großes Zeichen der Universalität der Kirche und ihr Zeugnis ist wahrhaft wertvoll.
Weiter im Osten, in Südkorea ist die katholische Gemeinschaft traditionell stärker präsent und verwurzelt und die heutige Mission versucht die Werte des Evangeliums in die Gesellschaft zu bringen, die den Gefahren des Konsumismus, der Säkularisierung und der religiösen Gleichgültigkeit ausgesetzt ist. Grundsätzlich, bei der Achtung des Lebens von Anbeginn seiner Konzeption beginnend, bis zu seiner natürlichen Beendigung, über die unverletzliche Würde und die Rechte jeder Person bis hin zur Zentralität der Familie in der Gesellschaft und zur Solidarität gegenüber dem Nächsten.
Die koreanische Kirche, die die Verteidigung des Lebens als grundsätzlich in ihrer Mission anerkennt, hat ein neues Handbuch veröffentlicht, das die Position der Kirche, in Bezug auf die Verteidigung des Lebens und Fragen der Bioethik, illustriert und klärt, Themen die einen starken Einsschlag  in der öffentlichen nationalen Meinungsbildung  haben.

Herausgebracht wurde das  Buch von der katholischen Bewegung „Life 31“, die über circa 5 Jahre hinweg eine Dokumentation zusammengetragen hat, die in Fragen der Manipulation von Embryonen, Abtreibung, Eugenetik und Euthanasie eindringt. Das Buch will ein Beitrag sein, die „Kultur des Lebens zu fördern in Opposition zu einer Kultur des Todes die sich in der koreanischen Gesellschaft durchsetzen will“, sagten die Herausgeber des Textes, der für Katholiken und Nichtkatholiken bestimmt ist. Der gratis verteilte Text begeht einen Exkurs über den Einsatz der koreanischen Kirche auf diesem Gebiet, ausgehend von einem Brief der Bischöfe aus dem Jahr 1961 bezüglich der Bevölkerung und Geburtenkontrolle, bis hin zum umstrittenen koreanischen Gesetz das Abtreibung, Todesstrafe und Forschung an Embryonen legalisiert. Das Buch enthält eine Reihe Dokumente die von den Bischöflichen Kommissionen für die Familie, der Bioethik und der Gerechtigkeit und des Friedens veröffentlicht wurden.
Um die Bevölkerung und die Regierenden für das delikate Thema des Schutzes und der Förderung des Lebens zu sensibilisieren hat die katholische Gemeinde darüber hinaus in allen Pfarreien, Schulen, Universitäten, sozialen Zentren und Zeitungen eine Art synthetischen „Katalog für den Schutz des Lebens“ verteilt, der einige aus „nicht verhandelbaren Prinzipien“ bestehende Beschlüsse beinhaltet und auch offizielle Forderungen an die zivilen koreanischen Autoritäten betrachtet. Im Teil der Grundbeschlüsse bestätigt das veröffentlichte Dokument: “Wir verkünden immer das Evangelium des Lebens; Wir sind gegen die Todesstrafe und jede Form von Terrorismus und Gewalt; Wir verurteilen die Forschung an menschlichen Embryonen und die Klonung, weil sie die Würde des menschlichen Lebens angreifen; Wir setzen uns in jeder Weise  und in jedem Moment dafür ein, das Leben zu verteidigen.“ Die koreanische Regierung wird aufgefordert,  den Gebrauch des menschlichen Lebens für industrielle Zwecke nicht zu autorisieren; das Gesetz zur Gesundheit von Mutter  und Kind  (Mother and Child Health Law), das zur Abtreibung ermutigt, abzuschaffen; die Forschung an menschlichen Embryonen und die Klonation zu verbieten: die Todesstrafe abzuschaffen, eine Politik zu fördern, die Paare ermutigt Kinder zu haben und sich für        die natürliche Geburt einsetzt. Ein erster Schritt in diese Richtung wurde mit der feierlichen Proklamierung des Landes als „Abschaffer durch Taten“ getan, da in Korea die Vollstreckung der Todesstrafe seit 10 Jahren nicht mehr ausgeführt wurde und für die Zukunft auch nicht programmiert ist.
Auf der anderen delikaten Seite der Beziehungen und der Mission in Nordkorea, haben sich, mit zufriedenstellenden, und kürzlich sogar überraschenden Ergebnissen, (den Friedensvertrag zwischen Süd und Nordkorea berücksichtigend) die Nord-Süd Kontakte im Bereich der humanitären Hilfe und der Entwicklungszusammenarbeit fortgesetzt. Die von der koreanischen Kirche begonnen Beziehungen sind immer einem Gleis der gegenseitigen Zusammenarbeit gefolgt

und dies lässt auf eine harmonische Wiederversöhnung der beiden Koreas hoffen. 2007 ist eine Delegation der koreanischen Caritas nach Pyongyang gereist, um die örtlichen Autoritäten zu treffen und hat mit der Gesellschaft für die wirtschaftliche nationale Zusammenarbeit, einem delegierten Organ des Nordens, das Vorangehen des seit Jahren laufenden Nahrungshilfsmittels- und Entwicklungshilfeprogramms geprüft. Es war sehr wichtig, die Fortdauer der Assistenz und der sanitären Zusammenarbeit für das Volkskrankenhaus, das sich in Pyongyang befindet und andere sanitäre Strukturen, die kostenlose Behandlung für die schwächste und benachteiligste Bevölkerungsschicht gewährleisten, zu bestätigen.

2007 wurde der Einsatz der Caritas bestätigt, Mittel und Technik für die Landwirtschaft, hauptsächlich für die Lieferung von Kartoffel- und Getreidesamen anzubieten: Die Beteiligten sprachen den Wunsch aus, dass sich die Zusammenarbeit in diesem strategischen Sektor fortsetzen und auch verstärken könne, so dass die Nahrungsmittelnot, die in Nordkorea noch besteht und hauptsächlich Frauen, Kinder und Alte trifft,  immer effizienter bekämpft werden kann. 

Mit Mandat und in Repräsentanz der Internationalen Caritas hat seit 1.Januar 2007 die Caritas Südkorea die Verantwortung der Projektzusammenarbeit in Nordkorea übernommen. Die offizielle Übergabe (zuvor wurden diese Projekte vom Büro der Caritas in Hongkong betreut) erfolgte in aller Ruhe. Die Caritas hat ihre Mission bekräftigt, Hilfe in Gebiete zu bringen in denen Hunger, Armut, Ausbildungsmangel und Gesundheitsstrukturen breiten Bevölkerungsschichten großes Leid
bereiten.
Unter den Missionserfahrungen ist unter anderem die der jungen koreanischen freiwilligen Missionare in Kambodscha zu nennen: Eine Erfahrung der Begegnung mit Armut, Leid und Entbehrung. Eine Erfahrung tiefer Menschlichkeit die den Sinn der Mission offenbart, wie  koreanischen Jugendliche erzählt haben, die kürzlich am Programm „International Youth Volunteer Service“ teilgenommen haben und ihre Reise nach Kambodscha beschrieben haben.  

Die Reise hatte ein doppeltes Ziel: den armen und bedürftigen Jugendlichen der Peripherie von Phnom Penh Nähe, Solidarität und Liebe zu zeigen; es war jedoch auch eine Art und Weise, bei den einbezogenen koreanischen Jugendlichen die Werte des Evangeliums im Dienst, der Hingabe seiner selbst an den Nächsten, der unveräußerlichen Würde eines jeden menschlichen Wesens, der Präsenz Jesus Christus im leidenden Bruder,  keimen zu lassen. Die Versendung konnte dank der Salesianer Familie in Korea stattfinden. Die koreanischen Jugendlichen haben mit Enthusiasmus auf die ihnen präsentierten  „missionarischen Provokationen“ geantwortet und organisieren eine starke Delegation um am Weltjugendtag, der 2008 in Sydney stattfinden wird, teilzunehmen. 
Im Ganzen gesehen kann die Kirche in Korea mit dem Fortschreiten der Mission zufrieden sein.

Tatsächlich verzeichnen sich positive Daten auch auf numerischem Niveau. Die katholische Gemeinde in Korea ist im Laufe eines Jahres um über 100 tausend Gläubige angewachsen, ca. 2,2% des Gesamten, wie das statistische Büro der koreanischen Bischofskonferenz mitgeteilt hat, das 2007 die Daten einer zum 31.Dezember 2006 auf den neusten Stand gebrachten Zählung veröffentlicht hat. Laut der Zählung betragen die Katholiken in Korea 4.768.242, 9,6% der koreanischen Bevölkerung. 2006 gab es 147tausend neue Taufen, mit einem speziell in den Diözesen Suwon und Daegu registrierten Wachstum. Es wird ein Wachstum von Priestern und Missionaren registriert (es gibt 139 mehr als im Vorjahr) während die Anzahl der Seminaristen gleich geblieben ist (ca. 1.300 im Ganzen), auch wenn die Kirche die Dringlichkeit der pastoralen Berufung anzeigt.

Die koreanische Kirche ist immer eine blühende und lebendige Gemeinschaft gewesen, reich an Ordensberufungen und sich verpflichtenden Laien. Die Bischöfe versuchen, ein auf das Wort Gottes basierendes Kirchenmodell aufzubauen, in dem sich alle Gläubigen als Hauptdarsteller fühlen.

Ein starker Einsatz der Kirche im sozialen und politischen Bereich wird auch auf den Philippinen registriert. Das philippinische Episkopat hat sich 2007 mehrmals zu Fragen in Bezug auf das Leben der Nation ausgesprochen und die katholischen Gemeinschaften haben ihre pastorale Mission sowohl zu Gunsten der Armen und der Ausgestoßenen,  auf der Seite des Friedens und der nationalen Wiedervereinigung, als auch in einer Moralisierungskampagne des politischen und zivilen Lebens, weiter ausgeführt.
Ein erstes wichtiges Thema haben die Bischöfe aufgegriffen indem sie die Regierung auffordern, sich stärker für ein Ende der politischen Morde einzusetzen. Laut Episkopat „sind die Antworten der Regierung und des Heeres auf die beschämende Welle der außergerichtlichen Morde

gegenüber unschuldigen Aktivisten der Gerechtigkeit und Unparteilichkeit nicht zufriedenstellend, und die einfachen Erklärungen sind nicht überzeugend“, insofern weil die beiden Kommissionen (eine zivile und eine militärische) die das Phänomen untersuchen sollen, keine Ergebnisse gebracht haben.       
Nach der Veröffentlichung des „Berichts Melo“, der präzise Beweise über die Verantwortlichkeit des Heeres für viele der in den vergangenen Monaten erfolgten summarischen Vollstreckungen angab, hat sich die Kirche dem Ruf  vereint, den Rechtsstaat der Nation wiederherzustellen und keinen Mord ungestraft zu lassen.  

Ein bedeutender Moment für das Leben der Nation in diesem Jahr war der der allgemeinen Wahlen, die im Mai stattgefunden haben. Für die Wahlen hat die Bischofskonferenz die Pfarreien, die örtlichen Gemeinden und die kirchlichen Gesellschaften mobilisiert und alle aufgefordert, sich dafür einzusetzen, dass die Wahlen „glaubwürdig und gewaltfrei“ vonstatten gingen. Die katholische Gemeinschaft hat sich dafür eingesetzt, Transparenz, Ehrlichkeit und Respekt der christlichen Werte in der Politik und der philippinischen Gesellschaft zu fördern. Die Katholiken waren in erster Linie dazu aufgerufen, sich für das Wohl des Landes einzusetzen und die christlichen Werte in der Annäherungsphase an die allgemeinen Wahlen zu fördern: aus diesem Grund hat sich die katholische Gemeinde aktiv bei der Wahlvorbereitung, der Durchführung und dem Auszählungsverfahren selbst, beteiligt.
Nach dem Aufruf der Bischöfe für Transparenz und das Allgemeinwohl zu arbeiten, hat der „Pastoralrat für ein verantwortliches Votum“, katholisches Organ das auf nationalem Niveau arbeitet, ein „Handbuch zur Wahlkontrolle“ erarbeitet und verteilt, welches allen in den Wahlsitzen oder als Beobachter angestellten Katholiken nützlich war. Seit 1991 hat der Rat, dank seiner Mannschaft von Beobachtern, der Nationalen Wahlkommission eine wertvolle Unterstützung geliefert und so geholfen, die Transparenz und die Gültigkeit des Stimmrechts auch in Randgebieten des philippinischen Archipels zu gewährleisten.
Die Stimme der Kirche hat sich auch aus Anlass der Inkraftsetzung des neuen „Anti-Terror-Gesetzes“ hören lassen: mit dem Ziel, unschuldige Personen zu schützen, die Menschenrechte und die Grundfreiheiten aller Bürger zu bewahren, Missbrauch seitens der Ordnungshüter zu verhindern, haben sich die philippinischen Bischöfe gegen das neue Anti-Terror-Gesetz ausgesprochen, das von der Präsidentin Gloria Arroyo im März 2007 erlassen wurde und am 15. Juli in Kraft trat.

Die Bischöfe haben mit Klarheit all ihre Kritik und Bestürztheit über eine Gesetz ausgedrückt, dass im Namen des Kampfes gegen den Terrorismus, die Freiheit und die Bürgerrechte beschädigt oder aufhebt. 
Einige Beobachter haben das Gesetz mit den Maßnahmen des  Kriegsgesetzes der traurigen Epoche des Diktators Marcos verglichen. Das Gesetz erlaubt den Ordnungshütern abzufangen,  Konversationen von Gruppen und Personen abzuhören und aufzunehmen, wenn sie auch nur verdächtigt sind und sie ohne richterliches Mandat fest zunehmen. Es wird befürchtet, das das Gesetz für einfache Instrumentierung und unbegründete Einschüchterungsversuche genutzt wird. Es besteht das Risiko der Verhaftung von Unschuldigen und dass demnach schwere Menschenrechtsverletzungen der Bevölkerung  Angst und Unsicherheit einflößen können. Die Bischofskonferenz hat sich dem Chor der kritischen Stimmen angeschlossen und eine umgehende Revision des Textes gefordert, hervorhebend, dass die Definition der im Text präsenten „terroristischen Aktivitäten“ „zu umfangreich ist und der Regierung erlaubt, was auch immer hier hineinzubringen.“ Die philippinische Kirche erinnert daran, dass jede Gesetzesmaßnahme die Würde der Person und die grundsätzlichen Menschenrechte respektieren muss.

Außer dem zivilen Einsatz, mit dem sich die Mission der philippinischen Kirche immer hervorgetan hat, gab es auch ein Wiederaufblühen der speziell missionarischen Realität, der Verkündung der frohen Botschaft gewidmet, in der Katechese, dem Dialog mit Gläubigen anderer Religionen und im Dienst an den Armen.

Zu den neuen kirchlichen Realitäten die sich mit Enthusiasmus und Hingabe der Mission widmen, gehört die Kongregation der Missionare von Jesus (Missionaries of Jesus, MJ). Eine internationale und multikulturelle Missionsgemeinschaft, die 2002 von einer Gruppe von 41 Männern, inspiriert
einen am Menschen ausgerichteten Missionsdienst in dem, nach dem Geheimnis der Inkarnation Jesus Christus präsent ist, zu leisten,  auf den Philippinen gegründet wurde.          
 „Wir sind in schwierigen Situationen gesandt, um den Nationen die Präsenz und das Kommen des Reich Gottes zu bezeugen und auszurufen. In vollem Respekt und mit Dialogbereitschaft gegenüber Personen anderer Religion, Kultur und Tradition. Wir glauben fest, das die Lehre des Evangeliums eine stumme Bereicherung und eine Interaktion zwischen Glaube und Kulturen  ist“, erklärte P. Melanio Viuya von der Gemeinschaft MJ gegenüber Fides.         

„Geführt vom Geiste Jesu sind wir dazu aufgerufen, ein prophetisches Zeugnis zu geben und die freie Wahl für die Armen, mit denen wir in voller Solidarität leben und handeln, radikal zu praktizieren. Wir arbeiten in den äußersten Randbereichen der Gesellschaft, mit den Gemeinden der Eingeborenen, den Armen der Stadtgebiete, den Emigranten, den Flüchtlingen, den Evakuierten. Unser Objektiv ist die Förderung und die Universalität der christlichen Botschaft, durch die Präsenz (d.h. Zeugnis und Dialog des Lebens), die Verkündigung und das Gebet.“ Sagte P. Melanio. 
Ein Territorium in dem die Mission immer schwierig ist das der  Insel Mindanao, im Süden des Archipels. Hier kann das Ökumenische und Interreligiöse Zentrum in der Erzdiözese von Davao 2007 auf 10 Jahre Einsatz für den Frieden zurückblicken. Heute ist diese Institution auf der Insel Mindanao von Christen und Moslems geschätzt und ein Anhaltspunkt für Initiativen von spirituellem Charakter ( wie Gebetsbegegnungen und Friedenswachen) und kulturellem (Debatten, Kongresse und Veranstaltungen). Die Aktivitäten des Zentrums haben sich, hauptsächlich um den Dialog und die Solidarität zwischen Moslems und Christen auf der Insel Mindanao zu verstärken, als wichtig erwiesen. Sein Ziel war es immer, durch ökumenischen und interreligiösen Dialog dazu beizutragen, eine Friedenskultur in der südphilippinischen Bevölkerung aufzubauen.

Ein Hoffnungsschimmer hat sich auch auf der gequälten Insel Jolo, Ort des Konflikts und umfangreicher Militäroperationen, gezeigt: Das neue „Zentrum Silsilah“ für die islamisch-christliche Harmonie wurde geboren, das sich zum Förderer von Friedensinitiativen, islamisch-christlichem Dialog und Wiederversöhnung machen wird und für die soziale und religiöse Harmonie auf dem Sulu -Archipel arbeiten wird.
Das Silsilah Zentrum – Begriff der mystischen Sufi, der „Kette“ bedeutet –entstand aus der Erfahrung der Silsilah Bewegung, in der Stadt Zamboanga auf der Insel Mindanao, und wurde von Missionar P. Sebastiano D´Ambra vom Päpstlichen Institut der ausländischen Missionen 

 gegründet. Die Bewegung wurde sofort von einigen muslimischen Gläubigen geteilt die für die „Spiritualität des Dialogs“, die Beziehungen mit anderen und den Frieden eintreten.

„Silsilah“, 1984 gegründet, hat im Laufe der Jahre den Stil des „Leben im Dialog“ entwickelt, und in der Nähe von Zamboanga ein „Dorf der Harmonie“ kreiert, in dem Christen und Moslems, indem sie zusammenleben, ein konkretes Beispiel von Solidarität, Respekt und gegenseitiger Brüderlichkeit  anbieten. Das Zentrum fördert kulturelle und spirituelle Initiativen um die Nähe und Solidarität sowie die Harmonie in der Gemeinde Jolo zu verstärken, wie auch Programme und Seminare zur Erziehung zum Dialog in den Schulen.

Im Süden der Philippinen bleibend, erinnern wir daran dass 2007 das Jahr der Entführung des Missionars des Päpstlichen Instituts der ausländischen Missionen, P. Giancarlo Bossi, war, dessen Entführung glücklich mit seiner Freilassung endete, was Freude und  Erleichterung in der philippinischen Kirche hervorrief. Der Missionar wurde, nach 39 Tagen Gefangenschaft unweit von Payao, dort wo er entführt wurde, am 19. Juli befreit.   

In Bezug auf Priester und Missionare die ihr Leben für das Evangelium gelassen haben, wird 2007 auch an den Bischof Msgr. Benjamin De Jesus, der Oblaten der Unbefleckten Maria erinnert,

Märtyrer des Dialogs und des Friedens. Der Bischof wurde am 4. Februar 1997 durch Pistolenschüsse von 3 Killern vor der Kathedrale vom Jolo getötet. Bei den Feierlichkeiten zu seinem Andenken, die in Jolo stattfanden, haben über 1.200 Personen teilgenommen.  Mons. Romulo Valles, Bischof von Zamboanga, unterstrich: „ Der Samen der Märtyrer und ihr Andenken in der Gemeinde ist ein klares Zeichen, das der Vorschlag des Evangeliums in der Welt lebendig ist.“

Dies zeigt die Geburt einer neuen kleinen Mission, entstanden auf den Inselchen der Tawi-Tawi im Meer der Sulu, wo 72 christliche Familien präsent sind. „Eine neue Mission ist geboren! Hier der Moment des Dankes: Kinder und Erwachsene sind mit ihrer besten Kleidung gekleidet um getauft und gefirmt zu werden. Begeistert und ein bisschen gespannt hören sie das Wort Gottes. Viele Jahre lang haben sie nicht die Sakramente erhalten, jetzt sind sie durch die heilige Eucharistie ein einziger Körper.“ Sagte Msgr. Angelito R. Lampon , Apostolischer Vikar von Jolo jubelnd während der Einweihung der neuen Mission.
Zur Beendigung dieser Reise der Missionen des asiatischen Kontinents, schauen wir auf ein Land, in dem die Christen, in einem islamischen Kontext, eine Minderheit sind und in dem oft Spannungen und Konflikte registriert werden: Indonesien. Wir wollen hier jedoch einige positive Erfahrungen für die kirchliche  Mission aufzeichnen, die in diesem Land oft Dialog und Solidarität zwischen Moslems und Christen begegnet.
Die erste steht im Zeichen der Nächstenliebe: Die katholische Kirche von Padang befand sich  bei den Solidaritätseinsätzen für die Erdbebenopfer von Sumatra tatsächlich in erster Linie. Opfer des Bebens vom März 2007, dass 73 Personen tötete und über 420 verletzte sowie über 1.000 Gebäude des Gebietes zerstörte, waren hauptsächlich Moslems. Der Bischof von Padang, Msgr. Martinus Situmorang, erklärte dass, „die katholischen Freiwilligen  sehr aktiv waren und dass die Empfänger hauptsächlich Moslems waren. Die Nächstenliebe kennt keine Grenzen oder Diskriminierung“. Die katholische Gemeinde von Padang mobilisierte demnach alle Kanäle und nützlichen Ressourcen um für die Assistenz der Erdbebenopfer von Sumatra zu sorgen, und sandte den Evakuierten, in großer Mehrheit Moslems, Notfallhilfsgüter  wie Nahrungsmittel, Decken, Zelte, Trinkwasser.

Auf  Sumatra, der größten indonesischen Insel wird eine blühende Franziskus Gemeinde registriert, auch in der Provinz des extremen Nordens Aceh, (bekannt durch den Tsunami 2004),
wo radikale islamische soziale und politische Bewegungen fortschreiten, die die Institutionen ver- islamisieren und die Sharia durchsetzen wollen.
Die Franziskus Gemeinschaften haben sich eine Präsenz auf Sumatra geschaffen indem sie ein Leben im Zeichen der Einfachheit, des „Dialogs des Lebens“ der Genügsamkeit, der Teilung mit den Armen (jeder Religion) führen und haben so die Sympathien der örtlichen Bevölkerung auf sich gezogen. Soweit, dass es immer mehr Berufungen gibt: jedes Jahr sind es viele junge Indonesier, die sich für das Leben und die Spiritualität des Heiligen von Assisi interessieren und seinem Beispiel folgen wollen.

Dies wurde kürzlich in Pematang Siantar, Stadt im Norden Sumatras sichtlich, wo die örtliche Franziskus Gemeinschaft 2007 einen wichtigen und bewegenden Moment erlebt hat: 67 junge Leute des Ordens der klösterlichen Minoriten Brüder haben ihre Gelübde für ein Jahr erneuert. Die Brüder sind dazu aufgerufen, Apostel zu werden, das franziskanische Charisma der Einhaltung des Evangeliums „ohne Erläuterung“ in den oft nicht einfachen Bedingungen einer Gesellschaft  zu leben, die von radikalen Beben durchsetzt ist und in der einige extremistische Minderheitsbewegungen die christliche Präsenz gerne auslöschen würden 
Die franziskanische Erfahrung bleibt ein wertvolles Zeugnis des Evangeliums der Aufnahme und der Liebe gegenüber eines jeden Menschen, auch des Feindes.
Ein anderes Beispiel das der Mission große Hoffnung schenkt, ist das von Flores glückliche Insel aufgrund ihres islamisch-christlichen Zusammenlebens in den Familien, den Schulen, der Gesellschaft. Das Zeugnis von Sr. Daniela Martinello, von den Schwestern des Hl. Angesichts, seit 13 Jahren Missionarin in Indonesien, erzählt das Flores ein glückliches Beispiel von islamisch-christlicher Harmonie ist. Christentum und Islam leben friedvoll zusammen.  Dies geschieht wenn voller Respekt, absolute Gegenseitigkeit, Übereinstimmung im Ziel des Allgemeinwohls für die Gesellschaft herrschen.“ Die Insel Flores, von den Einheimischen Pulau Bunga, (d.h. Blumeninsel) 

genannt, befindet sich im Zentrum des indonesischen Archipels, im Osten von Bali. Sie ist der einzige Ort Indonesiens (Land mit großer muslimischer Mehrheit, ca. 200 Millionen Gläubige) an dem das Christentum, aufgrund des Erbes der portugiesischen Kolonialisierung,  gegenüber dem Islam in der Mehrheit ist;  auf eine Bevölkerung von ca. 1,5 Millionen Personen kommen 60% Katholiken und 40% Moslems.

Außergewöhnlich in Flores ist die Erfahrung der islamisch-christlichen Beziehungen, bemerkt Sr. Daniela: „Es herrscht ein harmonisches islamisch-christliches Zusammenleben auch in den Familien selbst, die Kinder verschiedener Religion haben, was ganz normal ist. Ich erinnere mich an die Geschichte von Zwillingen, der eine katholisch, der andere muslimisch, ein Beispiel der Harmonie. Tatsache ist, dass sich in  Flores die Institution Familie, die eine solide kulturelle Tradition hat in der der Blutsverband vorherrscht, noch hält.
Außerdem funktioniert das Forum des interreligiösen Dialoges in Flores sehr gut, das oft eingreift um alle Arten von Disputen beizulegen die von einer gemischten Mannschaft gelöst werden, ohne dass sich Feindschaften zwischen den beiden Gemeinschaften anbahnen.“ Des weiteren wachen beide Gemeinschaften über eventuelle extremistische Präsenzen: “In den Perioden der christlichen und islamischen Feste wird sehr auf neue Gesichter geachtet. Die Einheimischen halten von außen kommende, eventuelle radikale Exponenten fern (wir erinnern an den Fall des Krieges der Molukken- Inseln). Oft halten islamische Jugendliche vor den katholischen Kirche Wache und die Katholiken um die Moscheen herum, um Einschleusungen von Extremisten zu verhindern. Die Polizei ist sehr aufmerksam. Es herrscht volle Gegenseitigkeit: man versucht zu verhindern, dass kleine Spannungen groß werden, auch deshalb weil es eine Armutssituation gibt, die fruchtbarer Boden für den Radikalismus sein kann.“ Auch in den Schulen gibt es eine Osmose zwischen Katholiken und Moslems: „Die islamischen Schulen sind nicht streng koranisch und werden auch von katholischen Schülern besucht und umgekehrt besuchen muslimische Kinder unsere Schulen. In beiden ist mit Einverständnis der zivilen örtlichen Autoritäten die spezifische Religionsstunde erlaubt: und wir Schwestern konnten katholischen Schülern in einer islamischen Schule Berufungspastoral geben.“

Es wird angemerkt, das der Islam in Flores ein offener und toleranter ist, tief beeinflusst von der mystischen islamischen Sufi. “Zwischen den beiden Gemeinschaften –beschließt die Schwester –herrscht voller Respekt und Einvernehmen,  es gibt optimale Bedingungen weil beiden das Gemeinwohl am Herzen liegt.“  Ein Beispiel, das hoffentlich die anderen Spannungsgebiete des indonesischen Archipels anstecken wird und sich  auch außerhalb der Grenzen von Flores für das islamisch-christliche Zusammenleben auf der ganzen Welt, fortsetzen könnte. (PA) (Agentur Fides 13/10/07)
DIE MISSION IN LATEINAMERIKA

DIE OHNEHIN SCHWIERIGE SOZIALE UND POLITISCHE LAGE HÄUFIG ZUGESPITZT DURCH GEWALT; SPANNUNGEN UND ARMUT 

....In den Ländern Lateinamerikas fehlt es im sozialen und politischen Bereich ganz und gar nicht an Problemen. Die Bischöfe haben in den zu Ende ihrer Vollversammlungen veröffentlichten Botschaften viele dieser Übel und Probleme angeprangert, die schwer auf ihren Ländern lasten.

In dem abschließenden Dokument von Aparecida wird daran erinnert, dass das gesellschaftliche Leben in zahlreichen lateinamerikanischen und karibischen Ländern durch die wachsende Gewalt immer stärker bedroht ist, die in Raubüberfällen, Angriffen, Entführungen und – schlimmer noch – in Morden ausdrückt, denen täglich viele Menschenleben zum Opfer fallen. Diese Gewalt hat verschiedene Gesichter: die organisierte Kriminalität, Drogenhandel, paramilitärische Gruppierungen, Jugendkriminalität und zunehmende Gewalt innerhalb der Familien. (n.78).

Eines der großen gesellschaftlichen Probleme, die Lateinamerika heute belasten, ist die prekäre Lage vieler Frauen und ihrer Würde als Frau. Viele von ihnen sind schon als Kinder und junge Mädchen vielerlei Arten von Gewalt in und außerhalb der häuslichen Umgebung ausgesetzt: Drogenhandel, körperliche Gewalt, Versklavung und sexuelle Belästigungen; Benachteiligung am Arbeitsplatz, in der  Politik, in der Wirtschaft; Ausbeutung zu Werbezwecken seitens zahlreicher Massenmedien, die sie als Nutzgegenstand behandeln. (n.48-49).

.....Was die Armut betrifft, haben die Bischöfe in Aparecida die Tatsache angeklagt, dass die “Globalisierung eine Dynamik der Konzentration von Macht und Reichtum in den Händen Weniger konzentriert, was dazu führt, dass all diejenigen davon ausgeschlossen sind, die über ungenügende Fähigkeiten und Informationen verfügen; dies wiederum erhöht die Ungleichheiten, die das traurige Charakteristikum unseres Kontinents darstellen und damit eine große Zahl von Menschen in der Armut fest halten.”Außerdem bekräftigen die Bischöfe, “die Notwendigkeit, dass die sich ihrer Verantwortung im Hinblick auf die Schaffung von mehr Arbeitsplätzen und auf ein Engagement zur Überwindung dieser neuen Armut bewusst werden”. (n.62). Sie fordern daher eine andere Art von Globalisierung, eine die “von Solidarität, Gerechtigkeit und Achtung der Menschenrechte gekennzeichnet ist, damit Lateinamerika nicht nur zum Kontinent der Hoffnung, sondern auch zum Kontinent der Liebe werden kann” (n.64)

Darüber hinaus verurteilen sie die Leiden so vieler Gemeinschaften von Ureinwohnern und Afro- amerikanern, die oftmals unwürdig und diskriminierend behandelt werden: Frauen sind von Allem ausgeschlossen; Jugendliche erhalten eine nur minderwertige Bildung und haben keine Aufstiegschancen; Arme, Auswanderer, gesellschaftliche Außenseiter, landlose Bauern – kurz, Millionen von Einzelpersonen und Familien, die im Elend leben und Hunger leiden. Viele von ihnen sind Opfr von Drogen geworden, von schweren Krankheiten wie Malaria, Tuberkulose oder AIDS, von Entführungen, Gewalttaten, Terrorismus, bewaffneten Konflikten, Unsicherheit in den Städten (n.65). 

.......Die Globalisierung hat zur Unterzeichnung von Freihandelsverträgen zwischen Ländern mit asymmetrischen Wirtschaften geführt, was den ärmeren Ländern keineswegs immer zum Vorteil gereicht (.67).

........Ein weiteres, ernstes Problem, das praktisch alle Länder des Kontinents betrifft, ist die Korruption, oftmals eng verbunden mit der “Geißel des Drogenhandels oder des Schmuggels, die das soziale Gefüge zerstört” (n.70).Dahin zu kommen die Arbeitslosigkeit, von der ein großer Prozentsatz der Bevölkerung betroffen ist (n.71); die Armut der landlosen Bauern, während gleichzeitig weiterhin große Latifundien in den Händen Weniger fort bestehen (.72); die Mobilität von Millionen von Menschen, die sich gezwungen sehen innerhalb und außerhalb ihrer Heimatländer aus vielerlei Beweggründen zu emigrieren: Armut,Gewalt, Chancenlosigkeit – all dies führt zu Ausbeutung am Arbeitsplatz, zu einem schändlichen Menschenhandel... (n.73).Das Anwachsen der Emigration und des Menschenhandels aus Lateinamerika und der Karibik bereitet in der Tat große Sorge.

....Was die Politik betrifft, stellen die Bischöfe fest, dass in einigen Ländern Demokratien ohne jegliche Werte bestehen, die in Diktatur ausufern und letztlich nur die Völker betrügen (n.74). Ein negativer Faktor ist dabei außerdem das Wiederaufflammen der Korruption in Gesellschaft und Staat, die sich auf die Legislative und Exekutive auf allen Ebenen ausdehnt und auch das Rechtswesen erfasst, das seine Tätigkeit zugunsten der Besitzenden ausübt und Strafllosigkeit schafft (n.77). Zudem werden ungerechte Gesetze unter dem Deckmantel der Menschenrechte und des Volkswillens verabschiedet (n.79). In einigen Staaten kommt es vermehrt zu Repression und Menschenrechtsverletzungen, die auch das Recht auf Religionsfreiheit, auf freie Meinungsäußerung und Lehrfreiheit ebenso wie die Missachtung gegenüber den Kriegsdienstverweigerern aus Gewissensgründen betreffen (n.80).

....Trotz einiger Friedensvereinbarungen geht in einigen Ländern der bewaffnete Kampf mit all den daraus folgenden Konsequenzen weiter.(81).

....In elf lateinamerikanischen Ländern haben in jüngster Zeit Wahlen stattgefunden, die in einigen davon bemerkenswerte Veränderungen gezeitigt haben: Chile, Kolumbien, Mexiko, Brasilien, Venezuela, Peru, Nicaragua, Costa Rica, Honduras und Ecuador.

.....Betrachten wir konkret das Panorama in einigen dieser Länder, so stellen wir fest, dass in diesem Jahr in Mexiko durch die schmerzliche und komplizierte Situation in Oaxaca eine Welle der Gewalt entstanden ist. Der Konflikt brach am 22. mai 2006 in Folge des Lehrerprotests aus, dem sich mehr als 200 bürgerliche Organisationen angeschlossen hatten. Die Gewalt ist am 14. Juni erneut aufgeflammt, als die Polizei versuchte die Demonstranten gewaltsam und im Übrigen erfolglos auf Befehl des Gouverneurs von Oaxaca , Ulisses Ruiz, in Schach zu halten. Am 27. Juni verschärfte sich die Lage weiter, nachdem wenigstens vier Menschen bei den Auseinandersetzungen ums Leben kamen. Seitdem verschlechterte sich die Lage zusehends, und die Spannungen unter den einzelnen Gesellschaftsgruppen stiegen laufend an. Während der ganzen dauer des Konflikts war es allein die Kirche, die im Rahmen ihrer Möglichkeiten humanitäre Hilfe für die Verwundeten, die Flüchtlinge und die Hungernden ohne Ausnahme bot.

....Der Erzbischof von Oaxaca, Mons. Jose Luis Chavez Botello und alle mexikanischen Bischöfe haben bei mehreren Gelegenheiten ihre Ablehnung der Gewaltsituation offen dargelegt und das Ende der Feindseligkeiten gefordert; wobei sie allerdings auch feststellten, dass in dem Konflikt viele verschiedene Absichten und zahlreiche Eigeninteressen auf einander prallen. Den Bischöfen zufolge, war eine Wand am Entstehen, die den Übergang zu einer gerechteren und solidarischen Gesellschaft  blockiert hätte.

....Am 25. November 2006 kam es erneut zu gewaltsamen Auseinandersetzungen und Wandalismusaktionen im alten Stadtkern, die großen Schaden anrichteten.  Mehr als 170 Personen als mögliche Verantwortliche für die Gewalttaten wurden verhaftet (Mitglieder der Versammlung der Völker von Oaxaca -APPO). Der Erzbischof erklärte aus diesem Anlass, dass “jede Gesellschaftskrise Ausdruck von Ungleichgewichten sind, die die Gesellschaft als Ganzes erfassen, und die nur dann überwindbar sind, wenn sie erkannt, und dann an der Wurzel der tieferen Gründe angepackt werden.”

......Im Januar diesen Jahres , als man glaubte, der Konflikt ginge seinem Ende entgegen, warf der Erzbischof die Frage auf, welcher Weg eingeschlagen werden müsste um zu sozialer Gerechtigkeit und Frieden für Oaxaca  zu gelangen.”Aus den Worten des Erzbischofs von 2006 war eine starke Sorge um die Gesellschaft von Oaxaca herauszuhören, “die uns ihre großen Leerstellen gezeigt hat, ihre Prinzipenschwäche, ihren Mangel an Überzeugung und Kompromissbereitschaft zum Wohl der Gemeinschaft; wir haben die aufgedeckt, wie anfällig Friede und soziale Gerechtigkeit gegenüber der mächtigen politischen Interessen und der Gruppen”sind. Um zu verhindern, dass all dies sich im neuen Jahr wiederholt, betonen die Bischöfe daher, dass insbesondere zwei wichtige und dringende Ziele erreicht werden müssen: die Aussöhnung der Gesellschaft und eine grundlegende Staatsreform.

....Die Geistlichen haben außerdem in verschiedenen Mitteilungen zahlreiche andere Probleme aufgezeigt, die das Land erschüttern, wie zum Beispiel die vernichtende Macht der Drogenhändler und die Brutalität ihrer kriminellen Handlungen; die soziale Unsicherheit, die Gewalt, die organisierte Kriminalität. Sie verurteilten die Ausbreitung im Lande dessen, was sie als “gesellschaftliche Sünden, die zum Himmel schreien” bezeichnen, wie den Drogenhandel, die Korruption, den Schrecken der  bewaffneten Gewalt. Zu den Prioritäten und dringend anstehenden Themen gehören für die Bischöfe die Schulbildung, der Kampf gegen die Armut, die öffentliche Sicherheit, die Jugend, die Frauen (die größere Beachtung verdienen), die Auswanderer und die Eingeborenen, Ehrbarkeit und Transparenz. Die Bischöfe sind der Auffassung, dass die Wurzeln all dieser dramatischen und komplexen Situationen in der “mangelnden Achtung von Gesetz und Institutionen zu suchen sind; in erster Linie aber in den fehlenden moralischen Werten – Wahrheit, Gerechtigkeit, Achtung und Förderung der Würde des Individuums und seiner Menschenrechte; Werte, die als solche universell und dauerhaft gültig sind.

...Ein weiterer Konfliktherd im Lande ist die an der Grenze zu den Vereinigten Staaten errichtete Mauer. Die mexikanischen Bischöfe haben sich bei verschiedenen Gelegenheiten gegen die mauer ausgesprochen, denn sie glauben, dass das eigentliche Problem dadurch keine Lösung finde noch das Phänomen der Abwanderung in die USA gerecht angegangen werden könne. Im November 2006 haben sie dazu aufgerufen “eine Migrationsvereinbarung mit den Vereinigten Staaten zu erarbeiten, die sIch in einer gerechten Gesetzgebung niederschlägt.”. Für die Bischöfe sind außer den “materiellen Mauern die unsichtbaren Mauern von Unnachgiebigkeit und Intoleranz ebenso Besorgnis erregend, ebenso wie die durch das Fehlen echter Verhandlungen zwischen den Regierungen entstandenen.” “Diese Mauern müssen unbedingt abgerissen werden, damit zwischen den Nationen echte Bande entstehen können, die der Welt von heute gerechte Lösungen bringen”.

....In Salvador ist die Gewalt eines der hauptsächlichen und komplexen Probleme, die nach wie vor auf dem Land lasten. Die Bischöfe erheben immer wieder ihre Stimme gegen dieses Übel. Auch im November vergangenen Jahres haben sie sich zu diesem Thema geäußert und pastorale Leitlinien zur Überwindung geboten; an erster Stelle stand dabei das Gebet, denn der Frieden ist vor allem eine Gabe Gottes. In diesem Sinne haben sie eine nationale Novene für den Frieden einberufen, die vom 13. bis zum 21. November – dem Fest der Schutzheiligen von El Salvador – dauerte.

....Sie forderten die Auseinandersetzung mit dem Problem der Verbreitung von Schusswaffen im Lande , da Besitz, Produktion und Handel mit diesen Waffen tief greifende ethische und soziale Implikationen haben und Regeln unterstellt werden müssen.

....Im Juli haben die Bischöfe die Aufmerksamkeit auf ein weiteres soziales Problem gelenkt, das mit dem Projekt für den Bau von Energiekraftwerken zusammen hängt. Die Regierung behauptet, dass angesichts der steigenden Nachfrage und der begrenzten Produktion das Energieangebot in 2-3 Jahren den Markt nicht mehr abdecken kann, wenn nicht neue Kraftwerke gebaut werden. Deshalb hat der Hydroelektrische Exekutivausschuss von Rio Lempa (CEL) die Errichtung von drei neuen Wasserkraftwerken im Norden und Nordosten des Landes geplant. Die Bischöfe anerkennen zwar die Notwendigkeit ausreichender Energiequellen für die Weiterentwicklung des Landes; gleichzeitig weisen sie aber auch auf das menschliche Drama hin, das dieser Plan hervor ruft: das Schicksal der Gemeinden, deren Land überschwemmt werden wird; die Schwierigkeiten bei der Umsiedlung der Familien,die ihre ursprünglichen Wohnorte verlassen müssen; das mit der Entwurzelung einhergehende Leid; die Ungewissheit über eine gerechte Entschädigung für das verlorene Eigentum; der Verlust von fruchtbaren Feldern, usw. Die Bischöfe unterstreichen, dass “die Fehler der Vergangenheit vermieden werden müssen”, wenn das Projekt wirklich realisiert wird”; das setzt voraus, dass den betroffenen Menschen eine gerechte Entschädigung für das verlorene Eigentum garantiert werden muss ebenso wie angemessene neue Wohnorte und Anbaugebiete. Außerdem weisen sie darauf hin, dass die “Suche nach alternativen Energiequellen – wie Solar-und Windenergie und vermehrte Nutzung der Erdwärme in Erwägung gezogen werden muss, stets aber unter Achtung der Schöpfung, die das Heim Aller ist, und im Einvernehmen mit dem Plan Gottes.”

....Dieses vergangene Jahr war besonders schwierig für Ecuador. Am Sonntag, 15. Oktober 2006 fanden im Land Wahlen statt, aus denen zwei Kandidaten hervorgegangen sind; Es wurde in einer neuen Wahlrunde Rafael Correa zum neuen Regierungschef für die kommenden vier Jahre bestimmt. Im Januar kam es dann zu einer Konfrontation zwischen dem Kongress und Präsident Correa, die Spannung im Lande wesentlich verschärft hat. Tausende von Wählern der Partei des Präsidenten, der “Alianza Pais” haben sich vor dem Kongressgebäude zu Guerrilla-und Gewaltaktionen hinreißen lassen , um gegen die Kongressmehrheit zu protestieren, die sich dem Referendum widersetzte, das der neue Präsident in der Absicht einer Verfassungsänderung einberufen will. Die Bischofskonferenz hat zur Versöhnung aufgerufen und vor der großen Gefahr gewarnt, die Gewaltakte dieser Art mit sich bringen, da “ bei solchen Massendemonstrationen nicht die Vernunft überwiegt, sondern eher solche Initiativen auf fruchtbaren Boden stoßen, die glauben dem Land durch Aggression zu nützen, was uns aber nur wieder auf den Weg der Gewalt zurückführt, den wir heute aber und für immer auslöschen wollen”.

....Einen Monat später, am Mittwoch, 8. März, ist Ecuador aufgrund des Zusammenstoßes zwischen der Exekutive und dem Obersten Wahlgericht (TSE) in eine tiefe politische Krise gestürzt; das Tribunal fordert die Bildung einer Verfassunggebenden Versammlung; das Parlament will dies aber nicht gestatten Das führte an jenem Mittwoch von Seiten des Wahltribunals zur Absetzung von 57 der 100 Abgeordneten, die sich dagegen gewandt hatten, dass die Ecuadorianer am 15. April zur Einberufung der Versammlung zu den Wahlurnen gingen. Der Staatspräsident ,Rafael Correa, hat hunderte von Polizisten in unmittelbarer Nähe des Parlamentsviertels in Quito aufgefahren um die ausgeschlossenen 57 Abgeordneten daran zu hindern das Parlament dennoch zu betreten. Die Kirche von Ecuador hat in der Person ihres Vorsitzenden,Mons. Nestor Herrera Heredia, Bischof von Machala, erneut zur Ruhe und zur Einheit der Bevölkerung aufgerufen. Die Bischöfe sind der Auffassung, dass diese Vorkommnisse “eine bislang nie da gewesene politisch-rechtliche Krise in Ecuador hervorgerufen haben, die Folge grober Machtmanipulation und unwürdiger politischer Machenschaften zur Erreichung aller Art von Vorteilen zu Lasten des Volkes über unkorrekte Pakte und Allianzen sind.” “Ecuador – so heißt es weiter in der Erklärung – verdient diese Situation nicht, noch kann sie sie akzeptieren. Noch können wir das drohende Debacle aufhalten”. Aus diesem Grund ruft die Kirche inmitten dieser sich aufheizenden Lage dazu auf “Ruhe und Frieden zu bewahren” und bittet die Richter mit ihrem Beitrag dem Vaterland zu helfen und Demokratie und Rechtmäßigkeit des Staates zu wahren.

....Ein neuer Appell wird im April von der seit jeher in dem Bemühen um das Wohl aller Ecuadorianer und um die politische Stabilität des Landes engagierten Bischofskonferenz lanciert. Die Bischöfe schauen besorgt und angstvoll auf die Situation im Land, auf das Verhalten der höchsten Vertreter der Nation sowie auf die Verletzung von Verfassung und Gesetz. Den Erklärungen der Bischöfe zufolge war die Wahlkampagne des derzeitigen Präsidenten gekennzeichnet von dem hartnäckigen Bestehen auf der Forderung nach einer Veränderung der Staatsstruktur zur Ausrottung der Korruption und der Fehler der Vergangenheit”, indem eine Volksversammlung mit dem Ziel einer neuen Verfassung eingerichtet wurde. Es besteht kein Zweifel daran, dass dieser Volkswillen auf die Gegnerschaft einiger politischer Kreise gestoßen ist, die sie zu verhindern versucht  und damit einen Konfrontationskurs geschaffen haben, der sich durch eine harte Sprache, die Verletzung von Gesetzen und die Manipulation von Personen und Institutionen auszeichnet.”, und die das Land in den Abgrund stürzen. “Man darf nicht Feinde sehen in all denen, die eine andere Meinung haben, noch darf man sich jeder andersartigen, wenn auch gegensätzlichen Entscheidung widersetzen. Konsens, Einheit – als Grundprinzipien der Demokratie – müssen als Beitrag zu Überlegung und Diskussion gewertet werden, mit dem Ziel am Ende zur Wahrheit zu gelangen”, heißt es in dem Text weiter.

....Die Ecuadorianer haben am 15. April mehrheitlich für die Volksversammlung gestimmt, die die Schaffung einer Verfassunggebenden Versammlung ermöglichen soll; diese wird bevollmächtigt das Staatsgefüge zu verändern und eine neue Verfassung zu erstellen. Am 30. September haben die Ecuadorianer dann die Vertreter für diese Versammlung gewählt.

....Die Bischofskonferenz von Ecuador hat alle Wähler aufgerufen sich für diejenigen Vertreter zu entscheiden, die über bestimmte Eigenschaften verfügen: unbezweifelbare Ehrbarkeit, großen Arbeitseifer , Interesse für das Gemeinwohl, Bereitschaft die Gleichheit von Rechten und Pflichten aller Ecuadorianer zu verteidigen, ebenso wie das unverletzbare und heilige Recht auf Leben und auf die Würde der menschlichen Person und der Religionsfreiheit aus der Überzeugung heraus, dass es im Lande an Lebensqualität für Alle fehlt.

....Die Bischöfe von Paraguay haben zu Abschluss ihrer 177. Ordentlichen Vollversammlung in Asuncion eine Botschaft veröffentlicht, in der einige der Hauptprobleme analysiert werden, die das paraguayische Volk bedrücken.

.....Das erste dieser von der Bischöfen aufgezeigte problem betrifft die Emigration mit ihren schwerwiegenden gesellschaftlichen und moralischen Folgen für die gesamte Nation, denn es ist ein weit verbreitetes Problem und betrifft zwei von drei Familien in Paraguay. Viele dieser Menschen verlassen das Land ohne die notwendigen Voraussetzungen dafür zu haben, ohne gültige Papiere, ohne regulären Arbeitsvertrag, und geblendet von den verheißenen Chancen finden sie sich oft in äußerst prekären Lebensumständen wieder. Sehr oft werden sie unterjocht, misshandelt und ausgenutzt. Besonders dramatisch ist die Situation der Frauen, alleinstehender wie verheirateter, die häufig gezwungen sind alle möglichen Arten von Misshandlung, wie die Prostitution, zu ertragen oder illegale Nutzehen einzugehen. Für die Familien bedeutet das schwerwiegenden Schaden, insbesondere für die ungeschützten Kinder und Jugendlichen. Aus diesem grund erachten die Bischöfe die Durchführung von greifenden  Maßnahmen zur Behebung dieser Probleme für dringend notwendig. Dazu gehören zum Beispiel “Initiativen zur Verhinderung des weiteren Zerfalls der paraguayischen Gesellschaft durch die Zwangsabwanderungen” sowie ein “verstärkte Bemühungen um die Grundbedürfnisse der Bevölkerung zu befriedigen, damit Jeder seinen eigenen Lebens-und Arbeitsraum in unserem Lande finden kann”.

....Ein weiteres großes problem in Paraguay ist die Korruption. Die Bischöfe haben im vergangenen November gefordert, dass die abzuhaltenden Gemeindewahlen klar und transparent gestaltet würden, d.h., dass nicht wie bei anderen Gelegenheiten die Wählerstimmen gehandelt, das Wahlinstrumentarium und die Wahlzettel manipuliert würden, ebenso wie “so viele andere, häufig mit unverantwortlicher Leichtfertigkeit angewandte Mittel, die dem Volksgewissen schweren Schaden zufügen. Diese Mittel sind eindeutig unmoralisch”. Im Mai 2007 haben sie weitere Korruptionsfälle genannt, die in der letzten Zeit bekannt geworden waren und die Führung des Erziehungsministeriums betrafen, wie z.B. das Programm des Schulfrühstücks oder die Verteilung von Unterrichtsmaterial; oder des Landwirtschaftsministeriums beim Baumwollprogramm; des Gesundheitsministeriums beim Paket für die Neugeborenen. Sie bekräftigten, dass derartige Vorfälle “nicht nur ein tiefes Misstrauen gegenüber den öffentlichen Institutionen schaffen, sondern auch das Gewissen der Bürger beleidigen und verletzen, denn es werden dadurch die Grundwerte für die Gegenwart und Zukunft von Tausenden von Kindern, von armen Bauernfamilien sowie eine angemessene Gesundheitsvorsorge für Mütter aufs Spiel gesetzt”. Den Bischöfen zufolge sind diese Tatsachen Beispiele dafür, wie die Korruption das Land der notwendigen Mittel für die Verbesserung der Lebensqualität vieler Menschen beraubt , die angesichts mangelnder Alternativen und zunehmender Verarmung ihre Felder und ihr Vaterland verlassen.

....Das Land leidet auch unter einer beachtlichen Zunahme von Gewalt und Unsicherheit, die sich in Überfällen, Entführungen, Gewaltverbrechen und Korruptionsfällen ausdrückt, und die wiederum für die nach wie vor ernste Verschlechterung des sozialen und moralischen Gefüges der nation verantwortlich sind. In demselben Kommunique vom Mai erinnern die Bischöfe daran, dass “Gewalt mehr Gewalt erzeugt”. Angesichts der schwachen und ineffizienten öffentlichen Institutionen und Sicherheitsorganen des Staates zum Schutz der Bürger hat sich die Kirche genötigt gesehen die Behörden aufzufordern das Leben der Bürger zu schützen, sich verantwortlich dem Kampf gegen Korruption und Gewalt gleich welcher Herkunft zu stellen und alle dafür notwendigen Mittel anzuwenden. Und es wurde darin auch daran erinnert, dass der Frieden in Gefahr ist, wenn den Menschen nicht zugestanden wird, das ihr Leben menschenwürdig macht, wenn ihre Würde nicht geachtet wird und wenn das Zusammenleben nicht auf das Gemeinwohl gerichtet ist.

.... Im August haben sich die Bischöfe in einem Augenblick besonderer Gefahr für ein respektvolles und friedliches Zusammenleben in den verschiedenen Gesellschaftsbereichen erneut an die Bevölkerung gewandt; diese Gefahr fußt auf den schwierigen sozio-ökonomischen Bedingungen des Landes, denen keine adäquaten und positiven Antworten entgegen gesetzt werden, und die die Armut und soziale Ausgeschlossenheit vieler Landsleute nur noch mehr anwachsen lassen und in den Seelen der Menschen ein Gefühl der Verzweiflung und Zwiespältigkeit schaffen. Es hatte sich eine Konfliktsituation gebildet, in der auch Angriffe auf die Menschenwürde unter Missachtung der Institutionen, einschließlich der katholischen Kirche an der Tagesordnung waren. Die Bischöfe haben unterstrichen, dass die “Landesverfassung besagt, dass die Beziehungen zwischen Staat und Katholischer Kirche sich auf die Prinzipien von Unabhängigkeit, Zusammenarbeit und Selbständigkeit gründen (Art. 24). Im Geiste der Verfassung der Bischofskonferenz sind wir stets offen für den konstruktiven Dialog mit der Regierung und den einzelnen Organen des Staates. In unserem Herzen sind wir nicht auf Gegnerschaft bedacht”.Deshalb mahnten sie zur Vernunft und zur Achtung und dazu, das Grundziel der Politik nicht aus den Augen zu verlieren, nämlich die Schaffung des kollektiven Wohls. Im gleichen Maße haben sie daran erinnert, dass die Bischofskonferenz “aufgrund ihrer juridischen Natur und ihrem Evangelisierungsauftrag keinen Kandidaten unterstützt noch im Wahlkampf begleitet. Freilich fordert die Kirche ihr Recht und ihre Pflicht ein die Bürgerschaft über  eine bewusste und verantwortliche Ausübung des Wahlrechts als der grundlegenden Handlung des demokratischen Systems aufzuklären.”

.....Auch in Paraguay wird an der Erstellung einer Neuen Verfassung gearbeitet.

.....In Chile haben  die Bischöfe anlässlich ihrer Vollversammlungen als Probleme unter anderen die Studentendemonstrationen genannt, die das umfassende Unbehagen der jungen Menschen im Bereich der Erziehung deutlich werden lassen sowie die Gewaltausbrüche in verschiedenen Bereichen der Gesellschaft und insbesondere das angekündigte Inkrafttreten des Strafrechts; sie geben der Hoffnung Ausdruck, dass “ es sich nicht um eine Maßnahme handeln möge, die die Aufmerksamkeit des Landes vorwiegend auf die Bestrafung zu lenken, und stattdessen Prävention und notwendige Rehabilitierung außer Acht lässt.” Nach Ansicht der Bischöfe müssen Chancen im Erziehungs-und Arbeitsbereich für die Jugendlichen geschaffen werden , und es sollte auch dem Einfluss einiger Kommunikationsmittel auf die Verbreitung der Gewalt Rechnung getragen werden.

....Eine weitere Herausforderung, die sich dem Land stellt, die die Überwindung der Korruption in Politik und Gesellschaft, sowie der gefährlichen Tendenz den Konflikt ausarten zu lassen; all dies “erfordert eine bessere Qualität der Politik, die ihre ursprünglichen Auftrag des Dienstes für das Gemeinwohl wiederfinden muss”. Auch die Gewalttaten in der Familie und zur Gelderpressung und nicht zuletzt die Zahl der Drogenabhängigen gehören zu den anstehenden dringlichen Aufgaben.

....Die Bischöfe haben als ein weiteres Problem die Armut genannt, die unabhängig von allen Bemühungen und Fortschritten im Bereich der sozialen Gerechtigkeit noch viele Menschen bedrückt. Diese Menschen erwarten, dass man sie anhört, dass sie in die soziale Kette eingegliedert werden und Protagonisten ihres eigenen Lebens sind.”

....In Chile ist das Problem des Drogenhandels-und Konsums schwerwiegend. Der Vorsitzende der Bischofskonferenz von Chile hat im September 2006 anlässlich der 200-Jahr-Feier der Unabhängigkeit des Landes erklärt, dass  “ das Drogenproblem in Chile heute eine große Zahl von Individuen, Familien und Wohnvierteln betreffe”, eine Situation, die die Kirche dazu herausfordere “ wirksamere Antworten zu suchen und dabei als eigentliches Ziel stets den Menschen im Auge zu behalten”.Die Nationale Pastorale für Alkoholismus und Drogenabhängigkeit (PANAD) – ein Organ der  chilenischen Bischofskonferenz  - hat am 26. Juni einen Internationalen Tag der Prävention zur Sensibilisierung der Bürger für dieses Problem veranstaltet.

....Im September 2007 kam es in Santiago zu gewaltsamen Auseinandersetzungen, die das durch Gewalt gezeichnete Klima im Lande widerspiegeln. In der Nacht des 11. September haben einige Gruppen von jugendlichen, bewaffneten und zu Mord und Raub bereiten Kriminellen, die der Szene des Drogenhandels nahe stehen, gemeinsam mit einer kleinen Zahl von Leuten, die des Militärputsches von 1973 gedachte, eine Reihe von Straftaten in den größten Städten des Landes verübt, bei denen der Polizist Cristian Vera ums Leben kam und zahlreiche Menschen verwundet wurden. Die Bischöfe haben sich zu diesen Taten ausgesprochen, ernsthaft besorgt darüber, dass “die irrationale Gewalt von Personen, die im Dunkel und im Tumult agieren um zu treffen, anzugreifen und zu plündern, dass Kriminalität und Drogenhandel große Teile der Bevölkerung ,der Wohnviertel und der Straßen in ihren Bann ziehen; dass der Umfang der Überfälle und das unverantwortliche Auftauchen von Feuerwaffen zum Chaos führen könnten. All diese Symptome seien gleichsam Allarmlichter für das land. Sie stellen außerdem fest, dass die “Gewalt sich auch in ehrbare Bereiche unseres Lebens einschleicht” - in haus und Familie, in die Schulen, in die Arbeitsstellen, in das alltägliche Leben unserer Städte, in den Reiseverkehr und in die öffentlichen Verkehrsmittel.Für die Geistlichen des Landes ist dieser hang zu Gewalt und Aggressivität höchst besorgniserregend.

....In Peru nennen die Bischöfe der Episkopalkonferenz als eine der hauptsächlichen Herausforderungen die Tatsache, dass immer weniger Katholiken ihren Glauben praktizieren. Dies ist dem ständigen Anwachsen nicht-katholischer Gruppierungen in den letzten 50 Jahren zuzuschreiben; zwischen 15 und 20% der Peruaner bekennt sich bereits als Mitglied einer nicht-katholischen Institution. Außerdem wird eine steigende Diskrepanz zwischen Geburten und Teilnahme an den christlichen Sakramenten ( mehr als 25% der Schulkinder in Peru 

sind nicht getauft)und die immer geringere Teilnahme an der sonntäglichen Eucharistiefeier  hervor gehoben. Deshalb sind sie der Ansicht, dass die neue Evangelisierung eine reale und dringliche Notwendigkeit unserer Kirche ist.

....Es haben sich auch große Veränderungen in der Folge der neuen Regierung ergeben, an die sich zahlreiche Erwartungen knüpften, aber “wie es schon andere Male geschehen ist, werden Vorschläge gemacht, die jedoch nicht immer der menschlichen Würde und den Grundwerten für eine korrekte gesellschaftliche Ordnung gerecht werden; daher ist es notwendig, dass die Stimme der Kirche sich vorsichtig erhebt, damit das Licht des Evangeliums, des Magisteriums und der Gesellschaftslehre der Kirche verteidigt und die christliche Kultur, die sich über viele Jahrhunderte der Evangelisierung hinweg heraus gebildet hat, gefördert werde.”

....Auch in Peru gibt es in den letzten Monaten zahlreiche Anzeichen von Gewalt bei Protestkundgebungen. Die Bischöfe haben die Beilegung der Konfrontationen und die Bereitschaft zu echtem Dialog unter Achtung der rechtsstaatlichen Regeln zwischen den protestierenden Gruppen und den Landesbehörden gefordert.

....Im land ist zudem ein Konflikt über die Ausbeutung der  Bergwerken im Departement von Piura entstanden. Im September wurden in drei ländlichen Distrikten von Piura, an der Grenze zu Ecuador, sog. Volksräte eingesetzt um die Meinung der Bevölkerung zum Abbau eines Kupfervorkommens im Bergwerk von Majaz zu hören. Das Ergebnis war, dass die Mehrheit den Abbau in der Gegend ablehnte; die peruanische Regierung hat jedoch die Volksräte für illegal erklärt. Die Bischöfe fordern in ihrem Kommunique, dass die Nutzung der Bodenschätze des Landes der Notwendigkeit humanerer Lebensbedingungen der Bevölkerung und insbesondere der ärmsten Rechnung trägt.

....In Panama wurde der Freihandelsvertrag mit den Vereinigten Staaten verabschiedet. Die Bischöfe haben gefordert, dass der “moralische Aspekt des Abkommens berücksichtigt werden muss, da so eine positive Wirkung auf Leben und Würde der armen und schutzlosen Familien und Arbeiter erreicht werden kann.”Sie heben hervor, dass trotz des eindrucksvollen Wirtschaftswachstums im Land nach wie eine beschämende Armut besteht, da nicht erreicht wurde, dass Alle an der Erzeugung und Verteilung des Reichtums teilhaben. Aus diesem Grund drängen sie auf die Erstellung eines nationalen Entwicklungsplans, in dessen Mittelpunkt die menschliche Person stehen muss.

....Im Land wird ein beachtlicher Migrationsfluss verzeichnet, der unter den Auswanderern große Schwierigkeiten hervorruft. Zudem ist das Phänomen der internen Migration wesentlich angewachsen, das eine immer größere Anzahl von Eingeborenen, Frauen und Kinder betrifft, die häufig von Personen missbraucht werden, die ihre prekäre Situation ausnutzen und ihre Menschen-und Arbeitsrechte verletzen. Die Bischöfe anerkennen, dass der Staat das Recht hat den Migrationsfluss an seinen Grenzen zu regulieren; dabei muss er allerdings das jedem Menschen eigene Recht zur Auswanderung auf der Suche nach besseren Lebensbedingungen respektieren; sie fordern ferner die Änderung der nationalen Gesetzgebung zu Migration und Flüchtlingswesen mit dem Ziel zu einer effektiveren Achtung der Würde dieser schutzlosen Menschen zu gelangen.

....Eines der Länder, in denen die Probleme zunehmen, ist Venezuela. Im Dezember 2006  fanden Präsidentschaftswahlen statt. Und seither steigt die Sorge der Bischöfe legenda einiger neuer Maßnahmen. Zudem haben die politischen Institutionen wesentlich an Glaubwürdigkeit verloren.

...Mons. Ubaldo Santana, der Vorsitzender der venezuelanischen Bischofskonferenz (CEV) hat in seiner Eröffnungsrede der 87. Ordentlichen Versammlung der CEV im Januar dieses Jahres fest gestellt, dass nach den Wahlen im Dezember ein neues nationales Panorama und eine neue politische Ära sichtbar geworden sind. Aber er zeigt auch seine Sorge über die vom neuen Staatspräsidenten erklärte Absicht das Land entschieden auf den Weg des Sozialismus des XXI. Jahrhunderts zu führen. Mons. Ubaldo erinnerte daran, dass “die Kirche Respekt bietet und bereit ist ihren Beitrag zu diesem Projekt zu leisten, stets allerdings unter treuer Beachtung der Postulate des Evangeliums und der Gesellschaftsdoktrin der Kiche”, d.h. “die Anerkennung der Zentralität der menschlichen Person als grundlegendes Kriterium jeglicher menschlicher Entwicklung”. Er verbarg auch nicht seine Sorge über die angekündigte Verfassungsreform und bekräftigte, dass die Bischofskonferenz sich bereit erkläre, an der Debatte darüber teilzunehmen und ihren Beitrag  dazu kraft des reichen moralischen Erbes aus ihrer Gesellschaftslehre leisten werde. Die Bischöfe erklärten auch, dass “es Themen gibt, zu denen sie nicht in Schweigen verharren können, zu denen sie auch weiterhin ihre Stimme verlauten lassen werden, wie z.B.:  Zentralität der menschlichen Person, Menschenrechte,  politischer Pluralismus, eine pluralistische, für Transzendenz und Religion offene  Erziehung; Kampf gegen Armut und Arbeitslosigkeit,  rechtliche und soziale Unsicherheit, Gewalt, Ausdrucksfreiheit, Recht auf Information, als eine positive Antwort auf die menschliche Lage unserer der Freiheit beraubten Brüder und all derer, die sich verfolgt fühlen.”

...Im Juli ließ das Episkopat Venezuelas nach “ Einsicht des Inhalts der geplanten Verfassungsänderungen sowie der Art und Weise, auf die dieser Prozess stattfinden soll, der den Geist der von der Verfassung geforderten Teilnahme der Bürger nicht genügend erfasst”, ernsthafte Zweifel daran verlauten, dass die Verfassungsreform auf demokratischen Grundlagen basiere”.

Ein weiteres großes Problem, das Venezuela heute plagt, ist die Gewalt, die jede Woche hunderte von Toten und Verletzten verursacht ....Opfer von Gewalt, Unsicherheit, organisierter Kriminalität,

Killern, von Gruppen, die an der Grenze operieren. Wie Mons. Ubaldo sagte, “sind die Zahlen erschreckend, aber noch viel schlimmer ist, dass die Opfer Kinder sind, Jugendliche – die zukünftige Reserve des Landes”. In den letzten Jahren haben Morde und Gewalt vor allem gegenüber Personen und Eigentum kontinuierlich zugenommen. Dies ist Folge der schwierigen Wirtschaftslage, des Mangels an Arbeitsplätzen, des ernsten Zerfalls der Familie, des Verlusts moralischer Werte, des Alkoholismus,des Glücksspiels und des steigenden Drogenhandels-und Konsums. Der Angriff auf das Recht auf Leben und damit der Angriff auf alle Menschenrechte zeigt sich insbesondere in dem Mangel an persönlicher Sicherheit, in der Willkür der Jusitz, der Unterdrückung, in den Gewalttaten in unseren Wohnvierteln, was Tod und Verzweiflung zur Folge hat. Zur Lösung dieses schwerwiegenden Problems ist mehr und bessere Schulbildung notwendig, eine  größere und bessere Familie, stabilere Arbeitsplätze, und begleitend eine religiöse Erziehung in der Schule, die die moralischen Tugenden, Werte und Prinzipien vermittelt. So war das Thema der diesjährigen Kampagne “Mittragen” in der Tat folgendes: “Auf dass das Leben sich nicht in ein Schlachtfeld der Unsicherheit verwandle”. Nach den Worten des Vorsitzenden der Episkopalkommission für die Sozialpastorale und der Caritas Venezuelas anlässlich der Pressekonferenz nach der Vorstellung dieser Initiative “ist es das Hauptziel der Kampagne Vorschläge auszudenken und aufzuzeigen, die dazu beitrage können, die tägliche Gewalt in unseren Gemeinschaften zu reduzieren ... und eine Kultur des Friedens und der Gerechtigkeit zu schaffen als Gegenpol zu Gewalt und Unsicherheit, die uns alltäglich umgeben.

....Im Januar dieses Jahres ist ein Konflikt ausgebrochen, als die Behörden angekündigt haben, sie würden der NCTV, ein katholischer Regionalsender, die Sendelizenz entziehen. Die Bischöfe erklärten, es handle sich dabei um “ein Attentat auf die Ausdrucksfreiheit, das den Raum der freien Kommunikation beschneide und stattdessen eine willkürliche Hegemonie des Staates im Bereich der sozialen Kommunikation fördere, was ganz offensichtlich antidemokratisch ist.” Am Ende wurde eine Vereinbarung erreicht, mit der dem Sender erlaubt wird wenigstens teilweise seine Tätigkeit fortzuführen.

....In Venezuela fehlt es im Bereich der Gesundheitsversorgung an guten Infrastrukturen, an medizinischen Diensten und gut ausgestatteten Krankenhäusern, wie es auch an qualitativ guten Lebensmitteln, an Trinkwasser, an Präventivmedizin. Dazu kommen die alten Essgewohnheiten, die Analphabetismusrate, Verkehrsprobleme und zunehmende Gewalt und Kriminalität.

...Auch Guatemala leidet an schweren sozialen Problemen, wie z.B. das konfliktträchtige Thema der Landwirtschaft, das nach wie vor keine Lösung findet, oder der Emigration, zu der sich viele Guatemalteken gezwungen sehen, wenn sie Arbeit finden wollen.”Die Massen-und Zwangsdeportation vieler unserer Landsleute – erklärten die Bischöfe am Ende der Vollversammlung Ende Januar– erschwert das Problem der Arbeitslosigkeit und das Gefühl der Frustration in der Bevölkerung nur noch mehr. Dies ist der menschliche Preis für die ausgedehnte Armut, die uns seit vielen Jahrzehnten belastet, und für die Fehler in der Wirtschaftspolitik.”

..,..Im Bereich der Erziehung klagen die Bischöfe die absolut falsche Politik an, die viele Kindern, vor allem in ländlichen und Eingeborenen-Gebieten daran hindert zur Schule zu gehen. Deshalb  rufen die Bischöfe den Staat dringend dazu auf hierdurch eine Bildungsreform, in deren Mittelpunkt der Mensch und seine Würde stehen muss, Abhilfe zu schaffen. Ähnliches gilt für das Gesundheitswesen: für Viele ist der Zugang zum Netz der Hausärzte versperrt.

....Das Umsichgreifen von Gewalt in der Gesellschaft ist auch und vor allem dem Drogenhandel zuzuschreiben. Die zuständigen Institutionen sind unzureichend bei der Erfassung der für die Drogenkriminalität Verantwortlichen und die Gerichte unzulänglich bei der Verurteilung – so die Bischöfe. Auch während der Wahlkampagne in diesem Jahr ist es zu mehreren Todesandrohungen gegenüber Politikern; einige Kandidaten auf Lokalebene sind ermordet worden.

Ein weiteres Problem, auf das die Bischöfe verwiesen haben, ist die Krise im Bank-und Finanzwesen; die Schließung von mehreren Banken, der Mangel an Geld im Umlauf und die Gerüchte über Bankrott und Schließung weiterer Banken schafft ein Klima allgemeiner Unsicherheit. Sie drängen daher darauf, dass die Finanz-und Bankbehörden verantwortungsbewusster und transparent handeln, damit das Vertrauen ins Banksystem wieder hergestellt werden kann.

....Die Bischöfe vertreten die Ansicht, dass der Grund für all diese Misswirtschaft der “Mangel an ethische Prinzipien” ist. Deshalb halten sie es für notwendig, “ das ethische Bewusstsein wieder herzustellen, das mit den Bedürfnissen der als Individuum und Glied der menschlichen Gemeinschaft gesehenen Person einher geht.”

....Am 9. September dieses Jahres sind Parlamentswahlen ausgerufen worden die bei der Bevölkerung auf wenig Begeisterung stießen. Die Bischöfe haben im August ein Kommunique veröffentlicht, in dem sie ihrer Sorge über möglichen Wahlbetrug Ausdruck verleihen, wie dies oft bei der Vielfalt von Wahlzetteln in einigen Bezirken geschieht. Deshalb riefen sie das Oberste Wahltribunal  auf die ihm durch die Verfassung anvertraute Aufgabe gewissenhaft zu erfüllen.

....Die Bischöfe haben sich auch über den Gegenvorschlag zu dem neuen Bergbaugesetz b eklagt, der im Kongress bisher nicht behandelt wurde. In der Frage des Bergbaus sind neue Probleme entstanden, wie z.B. die Androhung das Bergwerk in Izabal zu räumen; die Erteilung neuer Konzessionen zur Ausbeutung in den Departements San Marco und Jutiapa; Steuerfreiheit und andere Privilegien für die Bergwerksunternehmen. Daneben fehlt es an Lösungen für die dringlichsten Bereiche wie Ernährung, Gesundheit und Bildung. All dies gibt den Anschein, dass die Bergwerke wie gewohnt und ungestört von all der Gegnerschaft und Sorge weiter arbeiten.

....Die Erfahrungen der Vergangenheit drängen zur Forderung,dass das Bergbaugesetz für vorrangig erklärt und baldmöglichst diskutiert und verabschiedet werde. Die politischen Kräfte im Kongress müssen aber auch als Ganzes die Verantwortung für all das übernehmen, was man als grobe Nachlässigkeit bezeichnen kann.

...Ohne Zweifel sind die Bischöfe sehr zufrieden über die durch den Kongress verabschiedete 

“Internationale Kommission gegen die Straflosigkeit in Guatemala” (CICIG), da bisher die schwindelerregende Straflosigkeit im Lande die internationale Zusammenarbeit bei der gerechten Bekämpfung einer mächtigen Kriminalität hinfällig macht, die so vielen Guatemalteken das Leben gekostet hat.

....Ein wichtiges Phänomen ist auch der Handel mit kleinen Kindern und die illegalen Adoptionen; beides kommt verstärkt in den  abgelegenen, ländlichen Gegenden vor und hat oft gewaltsame Reaktionen zur Folge, wie z.B. Lynchmorde in den einzelnen Geeinden (Dolores und Sayaxche, Peten). Die Bischöfe haben das Parlament aufgefordert die Haager Konvention zur Regelung der Adoptionen zu unterzeichnen. Und sie haben ebenfalls gefordert, dass unter allen Umständen erreicht werde, das in den Sexualunterricht für Kinder, Jugendliche und junge Menschen in Guatemala keine unzulässigen Inhalte eingebracht werden. Dieses Phänomen ist nicht nur ein Angriff auf das Recht der Familie selbst über die affektive Erziehung ihrer Kinder zu entscheiden, sondern trägt vor allem dazu bei das ohnehin verletzte Gesicht der Menschenwürde in Guatemala weiter zu verstümmeln.

....Anlässlich des 163. Unabhänigkeitstages der Dominikanischen Republik haben die dominikanischen Bischöfe am 7. März eine Botschaft veröffentlicht, die an das ganze dominikanische Volk gerichtet ist und die die verschiedenen Aspekte der Probleme aufzeigen, mit denen das Land heute konfrontiert ist. 

....Eines dieser Probleme ist die ständig anwachsende Gewalt im Land, die sich vor allem in der Zunahme der Kriminalität gegenüber Frauen, von persönlichen Racheakten, Angriffen auf Personen und Raubüberfällen ausdrückt...... Die Bischöfe halten es für wichtig, dass gleichzeitig mit der Bekämpfung dieser Phänomene auch die Ursachen zur Sprache kommen. In diesem Zusammenhang nennen sie den Drogenhandel und fordern, dass diese Plage furcht-und kompromisslos verfolgt werde. Sie fügen hinzu, dass “da die Abtreibung eine gewaltsame Auslöschung von Leben ist”, sei es widersprüchlich “gegen das Verbrechen gewaltsamer Tötung von anderen Leben zu kämpfen, gegen die Todesstrafe zu protestieren und gleichzeitig problemlos die Abtreibung zu verteidigen und ihre Legalisierung zu fordern.”

.... Im Lande haben nicht Alle Zugang zu den grundlegenden Dienstleistungen. Konkret beziehen sich die Bischöfe dabei auf Elektrizität und Nahrungsmittel. Die Botschaft nennt als weiteren Aspekt aber auch die Lohnanpassungen und bekräftigen, dass “ein gerechter, den Lebenshaltungskosten angepasster Lohn en Grundrecht des Arbeitnehmers ist” und dass die “Erhöhung der Kaufkraft nicht nur bedeutet die Leute still zu halten, sondern auch Handel und Industrie dank größerer Nachfrage anzukurbeln”.

....Es wird auch versucht eine Verfassungsreform zu vollziehen.

..... In der Dominikanischen Republik stellt der weit verbreitete Besitz von Schusswaffen ein ernstes Problem dar. Im Juni hat P. Luis Rosario Pena im Zuge einer Kampagne zur Gründung der Gründung der Stiftung “Berufe für die Entwicklung der Dominikanischen Republik (FUNDEPRO-RD)”zum Thema “Für Frieden und Abrüstung” fest gestellt, dass es unmoralisch sei, dass der Staat Geld mit der Ausgabe von Waffenscheinen einnehme, “denn kein Mensch und keine moralische Institution darf Geld für etwas einnehmen, das in erster Linie zum Töten hergestellt wurde.”So wie es die Drogenabhänigkeit gebe, gebe es auch die Waffenabhängigkeit, sagte Luis Rosario und betonte, dass “das das Haupthindernis auf dem Weg zur Entwaffnung diejenigen sind, die glauben, dass man sich mit Waffen in der Hand sicherer fühlen kann”. Es sei klar, dass “Waffen die Probleme nicht lösen können, sondern sie vielmehr nur verschärfen”; und er warnte davor, dass je mehr Leute Waffen zum Zweck der eigenen Verteidigung wollen, desto, schlimmer und tragischer die Folgen davon seien und desto weniger kontrollierbar der Besitz von Schusswaffen. “Noch können wir den wahnsinnigen Wettlauf um Waffen in der Gesellschaft aufhalten, der jeden Tag viele Tote fordert, woran wir uns richtigerweise nicht gewöhnen wollen”, fügte er hinzu.

....In  Bolivien erleben wir einen wichtigen Prozess zur Erarbeitung einer neuen Verfassung. Es wurde zu diesem Zweck eine verfassunggebende Versammlung eingerichtet, an der auch vom Volk gewählte Vertreter teilnehmen. Dieser Prozess hat allerdings verschiedentlich zu Spannungen und Gewaltakten unter der Bevölkerung geführt. Im April haben die Bischöfe anlässlich der Feier zu ihrer 84. Vollversammlung daran erinnert, dass die neue Verfassung auf einer Reihe von Prinzipien , Werten und Rechten basieren muss, wie z.B.: das Recht auf Leben; die auf die Ehe zwischen einem Mann und einer Frau gegründete Familie als heilige Stätte des Lebens und Mittelpunkt der gesamten Menschheit;das Recht auf Bildung für Alle; die Religionsfreiheit, die auch die Gewissensfreiheit einschließt; das Recht auf Meinungsfreiheit; soziale Sicherheit; das Recht auf Gesundheit,  Ernährung, Arbeit und eine gerechte Verteilung des Agrarlandes und der natürlichen Ressourcen für ein würdiges und angemessenes Leben. Sie sind außerdem der Auffassung, dass die verfassunggebende Versammlung zwar eine große Chance für die Schaffung der Grundlagen für ein neues Bolivien darstelle, dass sie aber auch viel Misstrauen in der Bevölkerung hervorgerufen habe und deshalb “haben ihre Mitglieder die schwere Aufgabe diese Spannungen verantwortungsvoll zu überwinden und in einem Klima der Öffnung und des Dialogs, des Respekts und der Einheit zu arbeiten und die ihnen aufgegebene Aufgabe zu Ende zu führen”.

....Im Juli haben die Bischöfe der verfassunggebenden Versammlung den Vorschlag der Katholischen Kirche Boliviens unterbreitet und dabei auf vier besondere Themen hingewiesen , die sowohl institutionell als auch für die Doktrin der Kirche von Interesse sind: die Beziehungen zwischen Kirche und Staat; Erziehung, Familie und Leben. Es wurde für den 27. Juli ein Tag des Gebets im ganzen Land zur Betonung dieser Themen ausgerufen.

....Bolivien erlebte in diesem Jahre Tage schwerer Gewalt. In ihrer April-Versammlung haben die Bischöfe das Klima der Unsicherheit und Unruhe analysiert, in dem sich das Land befindet, und dabei an einige wichtige Grundsätze für die Neuordnung des Landes erinnert: die Priorität der menschlichen Person vor jedem anderen Wert; das Gemeingut der Nation, das Vorrang hat vor allen individuellen Gütern und Gruppengütern; sowie die Demokratie, zu deren voller Erreichung das Land weitere entscheidende Schritte unternehmen muss.

....Im September 2007 haben die Bischöfe erneut die gespannte Atmosphäre im Land angeklagt, da “die verschiedenen Kräfte lediglich einander ausstechen wollen ohne jede Rücksicht auf das Gemeinwohl”, während doch schwerwiegende Probleme bestehen, die den Alltag der Bürger beeinträchtigen, wie z.B. die steigenden Lebenshaltungskosten, der Mangel an Arbeit, die wachsende Unsicherheit in der Bevölkerung” - Probleme, denen die nationale Politik nicht Rechnung trägt. Und sie hoffen, dass diese Spannungen nicht die Arbeit der verfassunggebenden Versammlung gefährde, denn es handle sich ja nicht einfach um Probleme einiger Ministerien untereinander, sondern um ein landesweites problem, das alle betrifft, und bei dem das friedliche Zusammenleben und der demokratische Prozess auf dem Spiel stehen. Der Sekretär der Episkopalkonferenz forderte die führenden Persönlichkeiten in Gesellschaft und Politik auf “ihre unnachgiebige Haltung,auf Repressionsmaßnahmen und Gewalt zu verzichten” und stattdessen eine Lösung der Krise im Dialog zu suchen.

....Gewalt wird vor allem in einigen Städten wie Cochabamba verübt, wo im Januar dieses Jahres ein gewaltsamer Konflikt zwischen regierungsnahen Bauern und den Anhängern des Präfekts der Region, Manfred Rayes Villa ausgebrochen ist. Mons. Tito Solari, der Erzbischof von Cochabamba hat tief erschüttert von den dramatischen Ereignissen Alle aufgefordert “zu Gott zu beten, da Cochabamba sich in einer heiklen Lage befindet. Wir brauchen die Hilfe Gottes für Errettung und Gnade, damit unsere Länder, unser Vaterland, unsere Stadt zur Normalität des Alltags zurückkehren kann.”

....In Bolivien sind wir auch Zeugen einer massiven Abwanderung von Menschen, die “entschlossen sind sich auf unvorhersehbare Abenteuer einzulassen, was in manchen Fällen Demütigung und Ausnutzung mit sich bringt,die die Würde des Menschen erniedrigen.” Den Bischöfen zufolge hat “dieses Phänomen Ausmaße eines wahren Exodus angenommen, der uns als Christen, als Kirche, aber auch als Land wichtige Fragen aufgibt.”

....In Argentinien erholen sich Wirtschaft und Politik zwar allmählich von der Krise; dennoch – so die Bischöfe “haben die großen wirtschaftlichen und gesellschaftspolitischen Desaster der vergangenen Jahrzehnte in der argentinischen Gesellschaft Spuren hinterlassen; unsere Zukunft ist weiterhin bedroht durch einen andauernden Werteverfall, durch eine hartnäckige Kampagne gegen die Geburten in einem reichen und bevölkerungsarmen Land  sowie durch den völligen Mangel an menschengerechteren Plänen”.” Diese Licht-und Schatten-Situation treibt die Christen der Politik in einem historischen Augenblick, in dem politische Aktivität sehr abgewertet ist, zu einer ernsthaften Arbeit, damit die öffentliche Diskussion in Argentinien ein höheres Niveau erreicht, größere Fähigkeit klare Vorschläge zu unterbreiten, eine Öffnung hin zum pluralistischen Dialog, sowie eine klare Identität, durch die diesen Christen eine echte Mitarbeit ermöglicht wird, ohne dass sie ihr Gewissen verraten müssen”.

....Argentinien ist in diesem Jahr in besonderem Maße von den Wahlen gekennzeichnet. Die Bischöfe haben einige der Hauptherausforderungen, die sich dem Land stellen, im August 2007 anlässlich der Tagung der Ständigen Kommission aufgezeigt: das Leben, die familie, das Gemeinwohl, das persönliche Engagement, ein echter Föderalismus als institutionelle Stärkung der Provinzen unter Beibehaltung ihrer notwendigen und gerechtfertigten Autonomie gegenüber der Zentralregierung, die noch nicht getilgte Schuld der Aussöhnung.

....Eines der schwerwiegendsten Probleme, die  Brasilien plagen sind die starken Indizien von Korruption im Justizwesen, was die Bischöfe veranlasst hat auf “eine politische Reform zu dringen, die die direkte Demokratie stärkt um so zu größerer Transparenz in der Justiz zu gelangen”. In dem Dokument der Bischöfe “Demokratie und Ethik”, das im Juni diesen Jahres veröffentlicht wurde, verurteilen sie die Korruption, die jeglichen moralischen Gewissens entbehrt, und die die öffentlichen Strukturen zum persönlichen Gewinn oder zum Gewinn einiger Weniger ausnutzen als Folge eines maßlosen Macht-und Geldhungers. Den Bischöfen zufolge diskreditiert diese Korruption und die Straflosigkeit dafür die gesamte Politik und die Institutionen und beeinflusst die Demokratie des Landes negativ.

....Brasilien “muss die Hoffnung zurück gewinnen” : deshalb ermutigen die Bischöfe die Christen in der Politik aktiv zu werden und erinnert sie daran, dass “es der Mühe Wert ist sich der edlen Sache des Gemeinwohls zu widmen”, und dass “ verantwortungsbewusste Ausübung der Bürgerpflichten ein ethischer Imperativ für Alle ist”. Und so ermahnen sie alle Menschen guten Willens und die gesellschaftlichen Gruppierungen “entschieden Position zu beziehen , den Versuchungen zu widerstehen, die Straflosigkeit abzulehnen und stattdessen ein gesundes gesellschaftliches Zusammenleben aufzubauen und sich ehrlich der Machtausübung zu widmen”.

....In Kolumbien stellen Gewalt und Drogenhandel zusammen mit Armut und sozialer Ungerechtigkeit nach wie vor die Hauptprobleme dar. Darüber hinaus gibt es eine umfassende Korruption in der Politik, die den Anklagen der Bischöfe gemäß “eine der großen Missbildungen der demokratischen Ordnung ist, denn sie verrät die Moralprinzipien und die Regeln sozialer Gerechtigkeit”. Zum Abschluss ihrer Vollversammlung im Februar 2007 haben die Bischöfe entschieden die Notwendigkeit der Aussöhnung und der beständigen Suche nach der Wahrheit betont, denn die Lüge “ist eine der Ursachen für jeden Konflikt und Haupthindernis für jeden politischen Verhandlungsversuch.”

.....Die Bischöfe heben auch hervor, dass trotz des Wirtschaftswachstums die Armut zweifelsohne zugenommen hat. Deshalb riefen die  Bischöfe alle betroffenen Sektoren auf “nicht zu  vergessen, dass die Wirtschaft im Dienst des Menschen stehen und die Bedürfnisse des Volkes befriedigen und auf die Lösung der Probleme (wie Arbeitslosigkeit, Entwurzelung, Hunger) hinarbeiten muss.”

....Hinsichtlich der bewaffneten Konflikte, die noch immer große Teile der Bevölkerung treffen, drängen die Bischöfe auf die Verwirklichung von humanitären Vereinbarungen, die – in Kolumbien – zur Ausrottung der Personenentführung zu Erpressungszwecken führen, der Antipersonenminen, der Angriffe auf die bürgerliche Gesellschaft, zur Beendigung der Abwanderung. Die fortdauernde Verschärfung des kolumbianischen Konflikts schlägt sich auf in seinen humanitären Konsequenzen auf die gesamte region nieder. Es gibt ein ständig in Bewegung befindliches, schweigendes Heer von Menschen auf der Flucht, von Ausgestoßenen, die unter extrem schutzlosen Umständen leben. Im Juli haben die Bischöfe den Mordanschlag auf 11 fünf Jahre zuvor von der FARC-EP entführte Abgeordnete abgelehnt und verurteilt. Die kolumbianischen Bischöfe hatten die bedingungslose Freilassung aller Entführten gefordert und die Nationalregierung ersucht eine humanitäre Vereinbarung zu erstellen, die die Heimkehr all derer ermöglicht, die ohne Schuld der Freiheit beraubt worden waren.”Heute halten wir es für dringend – heißt es weiter in der Erklärung – alle Kolumbianer aufzurufen alle kriminellen Taten und die Ungerechtigkeiten entscheiden zu verurteilen, die nach und nach das Zusammenleben und die Gesellschaftsstruktur ersticken. Es ist an der Zeit Angst, Gleichgültigkeit und Egoismus zu überwinden, die uns unempfindlich machen für den Schmerz der Anderen und den den hoffnungslosen Opfern eigenen Konformismus.” Deshalb haben sie am 5. Juli einen Tag des Gebets einberufen, damit auf diese Weise erreicht werde, diese schreckliche Lage, in der wir uns befinden positiv zu überwinden.

....Was die Abwanderung betrifft, hat die Kirche festgestellt, dass über dreieinhalb Millionen Menschen aus ihren Wohnorten vertrieben wurden und mehr als drei Millionen Menschen hauptsächlich auf der Suche nach Arbeit außer Landes gegangen sind; Viele fliehen aber auch vor den Konflikten, vor den Drohungen, Erpressungen und Entführungen. Die Mitglieder der von der Vertreibung betroffenen Familien sind zu über 50% weniger als 18 Jahre alt und eine große Zahl von ihnen gehen nicht mehr zur Schule um zu arbeiten und ihre Familien zu unterstützen;die über 18-Jährigen sind vorwiegend Frauen. Die meisten vertriebenen Familien stammen aus ländlichen Gegenden, die in dicht besiedelte Stadtgebiete mit ganz anderen klimatischen und kulturellen Bedingungen umgewandelt werden sollen

FAMILIE UND LEBEN: ZWEI IN LATEINAMERIKA STÄNDIG BEDROHTE UND GESCHÄNDETE WERTE

Der Erste Erzbischof von Lima, Kardinal Juan Luis Cipriani, hat anlässlich des Ersten Kongresses Pro Vita in Ecuador im März dieses Jahres bekräftigt, dass “das Leben der Familien in Lateinamerika im vergangenen Jahr aus verschiedenen Gründen ernsthaft bedroht war: die Bande sind schwach, die Kompromisse von kurzer Dauer,;die traditionellen Werte, die die Familien zusammenhalten, werden in Frage gestellt; gleichsam als Zeichen des Fortschritts will man neue Familienmodelle aufzwingen”...Die Kirche in Lateinamerika ist der Schwierigkeiten und Probleme bewusst, die die Ehen und Familien belasten, ebenso wie “die Druckausübung und die falschen oder zumindest zweideutigen Botschaften, die sie erhalten”. “Deshalb müssen wir die Stimme erheben, damit gewisse Interpretationen entlarvt werden, die die Wahrheit des Evangeliums verdrängen und sie als kulturell überholt oder den Problemen unserer Zeit unangemessen darstellen , und stattdessen eine Freiheit propagieren, die an sich jedoch inhaltslos ist: die Sexualität”.

....So bekräftigt auch Mons. Pablo Mietto, der Apostolische Vikar von Napo (Ecuador), der in einem für die Fastenzeit verfassten Brief die Gründe für diesen Ersten Nationalkongress “Für Leben und Familie” in Guayaquil(März 2007) dargelegt hat, dass “Lateinamerika sich in dem schmerzlichen Strudel befindet – der auch andere Länder der Welt durch neue Gesetze erfasst hat, die weder der christlichen Auffassung noch einer integralen Vision des Menschen entsprechen”.

....In der Schlusserklärung von Aparecida wird unter Punkt 40 die Vorschläge aufgezeigt, wie eine Ideologie, nach der jeder seine sexuelle Richtung wählen kann ohne Rücksichtnahme auf die dem Menschen von der Natur gegebenen Unterschiede, schaden und schwächen kann. Gesetzesänderungen in diesem Sinne verletzen schwer die Würde der Ehe und die Achtung für das Leben und die Identität der Familie...

.... In diesem Jahr hat der Tag des Kindes, der am 25. März begangen wird, aufgrund der schwerwiegenden Angriffe auf die Achtung gegenüber dem werdenden Leben in Lateinamerika besondere Bedeutung und besonderes Gewicht erlangt.

....So gibt es z.B. in  Argentinien zahlreiche Projekte zu diesem Thema, die 

dem Parlament bereits vorgelegt wurden.

....Die argentinische Abgeordnetenkammer hat am 17. November 2006 den Beitritt zum Fakultativen Protokoll der Konvention zur Abschaffung aller Formen von Diskriminierung gegenüber der Frau (CEDAW) beschlossen, das nach Ansicht der Kirche die Türen für die Legalisierung der Abtreibung öffnen wird. Bei der Abstimmung waren 116 Abgeordnete für, 30 gegen das Protokoll, und 3 haben sich der Stimme enthalten. Es setzt anderem die Verpflichtung zur Verbreitung von Informationen über empfängnisverhütende Massnahmen im Notfall fest (Art. 1); die kostenlose Verschreibung von empfägnisverhütenden Pillen im Fall von Vergewaltigung (Art.3); die Verpflichtung über empfägnisverhütende Mittel im Fall von Vergewaltigung zu informieren (Art.4). Die Ständige Kommission der argentinischen Bischofskonferenz hat zu Abschluss ihrer Sitzung vom 12. und 13. Dezember eine Erklärung abgegeben: “Gegen die Verabschiedung des Protokolls der CEDAW”, in der sie ihr Missfallen über “den nicht notwendigen Schritt” äußert, “den unsere Gesetzgeber getan haben, und der die rechtliche Souveränität Argentiniens kompromittiert”.”Die lobenswerte Absicht gegen alle Arten von Diskriminierung der Würde und der Rechte der Frau zu kämpfen – heißt es weiter in der Erklärung – darf nicht als Deckmantel für die Einführung von negativen Veränderungen in der Kultur unseres Volkes zum Nachteil der Grundwerte dienen, die von der großen Mehrheit der Argentinier geschätzt werden”. Konkret erinnern die Bischöfe an die Pflicht zur Verteidigung des Lebens vom Augenblick der Empfängnis an; sowie an das Prinzip der auf die Ehe gegründete Familie im Sinne einer stabilen Vereinigung von Mann und Frau; an die Mutterschaft als die eigentliche und unersetzliche Berufung der Frau in der Gesellschaft. Die Sorge der Bischöfe gründet sich auf die rechtliche Autorität , die das Protokoll der CEDAW einem internationalen Ausschuss gewährt, Anzeigen in Empfang zu nehmen und den angeklagten Ländern Empfehlungen für  Änderungen in der Gesetzgebung und in den nationalen Gebräuchen. Außerdem hat dieses Organ nach Ansicht der Bischöfe “die Mutterschaft als ein kulturelles Stereotyp angesehen und damit auch die Abschaffung des “Muttertages” sowie der staatlichen Politik zum Schutz von Schwangerschaft und Mutterschaft vorgeschlagen.”

Die Resolution 232/2007 des argentinischen Gesundheitsministeriums, der Stadt Buenos Aires und zahlreicher argentinischer Provinzen fordert die freie Verteilung der “Pille für den Tag danach”an jugendliche und erwachsene Frauen. Das Konsortium der Katholischen Ärzte von Buenos Aires hat in einer Sondersitzung am 13. März 2007 diese Resolution einstimmig abgelehnt, obwohl die nationalen Gesundheitsbehörden öffentlich erklärten, dass diese Pille keine Abtreibung zur Folge habe; in Wirklichkeit ist es aber doch so.

....In Argentinien gibt es verschiedene Vorschläge das Verbrechen der Abtreibung straffrei werden zu lassen, da es durch die sog. “nicht strafbaren Abtreibungen” bereits geregelt sei. Die argentinische Bischofskonferenz (CEA) hat in einem Kommunique bekräftigt, dass “die Abtreibung nie eine wirkliche Lösung” sei. Auch das Konsortium der Ärzte von Buenos Aires hat in einer Erklärung zu den Gesetzesabsichten der Gesundheitsbehörde und des Nationalkongresses hinsichtlich der Gestattung der Abtreibung in allen Fällen von Vergewaltigung ausdrücklich gesagt, dass “die direkte Abtreibung immer und ausnahmslos Mord an einem lebenden Menschen” sei. Deshalb dürfen weder die Politiker noch die Gesetzgeber oder die Behörden “die Ärzte, die aus Berufung, und hippokratischer Berufstradition den Eid abgelegt haben Gesundheit und Leben zu verteidigen,dazu drängen Abtreibungen vorzunehmen und kleine, schwache und schutzlose Menschenkinder zu töten”.

.......Mons. Hector Aguer, der Erzbischof von la Plata hat bestätigt, dass “in Argentinien Klima zugunsten der Legalisierung der Abtreibung im Entstehen ist und dass stets nach Art und Weisen gesucht wird diese Konzessionen weiter auszudehnen”. So werde jetzt versucht den -verfassungswidrigen – Begriff des Handicap im Strafgesetzbuch zu erweitern, um damit auch die psychische und soziale Gesundheit der Mutter abzudecken, damit sie ggfs. abtreiben kann.

.....In Parana' hat die Zivilkammer ein Urteil erlassen, wodurch der Foetus einer angeblich behinderten 19 Jährigen, die vergewaltigt worden war, ohne Rechtsschutz geblieben ist. Der Vater der jungen Frau hatte gebeten, dass keine Abtreibung vorgenommen werde, doch das nächst höhere Gericht von Entre Rios in Parana' hat die menschliche Person, die hätte gboren werden sollen, zum Tode verurteilt. Die Ärzte von Parana', “bestätigt durch die bereits fortgeschrittene Schwangerschaft und aufgrund ihrer Pflicht die Gesundheit der Mutter zu wahren, haben die Abtreibung verweigert”; so wurde die junge Frau in ein öffentliches Krankenhaus in Mar de La Plata verlegt, wo die Abtreibung dann vorgenommen wurde. Der Fall hat in der Öffentlichkeit großes Aufsehen erregt, da es sich bei der Mutter um eine Behinderte handelte und weil er außerdem in die Kategorie der “nicht strafbaren Abtreibungen” nach Art. 86 des argentinischen Strafgesetzbuches fiel. Die Pastoraldelegation für die Familie der Erzdiözese von Parana' hat eine Maxime heraus gegeben, wonach “eine Gesellschaft, die ihre Kinder tötet, die geboren werden sollen, ist eine Gesellschaft, die ihre eigene Zukunft kompromittiert, denn der größte Reichtum einer Nation sind ihre Einwohner”.

....Darüber hinaus hat in Argentinien auch der Iter für das berühmte “Gesetz zur geschlechtlichen Gesundheit  und verantwortungsbewussten Zeugung” begonnen, mit dem auch die chirurgische Sterilisation erleichtert werden soll.

....Die Vollversammlung der Bischöfe, die vom 23. bis 28. April getagt hat, hat die Konsequenzen des neuen  Gesetzes zu Erziehung und Realisierung des Programms der Sexualerziehung analysiert, das die argentinischen Geistlichen besorgt.

....Zum Thema der Euthanasie gibt es zwei Gesetzentwürfe, die in der Region Rio negro (Diözese des Oberen Rio-Negro-Tals, San Carlos de Bariloche, Viedma) voran getrieben werden: da ist zum Einen der Entwurf zur “Willenserklärung nach vorhergehender Information” und zum Anderen der Entwurf, der die Schaffung einer “Liste antizipierter Willenserklärungen” vorschlägt. Die Bischöfe der Region haben eine Botschaft hierzu veröffentlicht und daran erinnert, dass die Kirche sich stets “ärztlichen Eingriffen widersetzt haben, die der realen Situation des Kranken nicht Rechnung tragen, in keinem Verhältnis zu den erhofften Ergebnissen stehen – oder besser – dem Kranken oder seiner familie eher schaden”; es wird jedoch für berechtigt angesehen, wenn auf Behandlungen verzichtet wird, die dem Kranken nur eine prekäre und leidvolle Verlängerung seiner Existenz bringen würde; hergebrachte und notwendige Behandlungen, wie Hydratation und Ernährung dürfen allerdings nicht unterbrochen werden”.”Diese Wahrheit wird jedoch in den Gesetztesvorschlägen der Provinz nicht respektiert”.Die Bischöfe halten eine große soziale und bioethische Debatte zu diesem Thema für notwendig, wobei zahlreiche Aspekte noch vom juristischen wie medizinischen und administrativen Standpunkt geklärt werden müssen.

....Auch in  Bolivien gab es verschiedene Versuche die Abtreibung mit der Erstellung der neuen Verfassung zu legalisieren. Der Kongress hat sogar das Gesetz über die Sexuellen und Zeugungsrechte verabschiedet, obwohl der Staatspräsident ein Veto ausgesprochen hat.

.....Angesichts dieser Lage sind sich Geistliche und Gläubige immer mehr der Notwendigkeit einer engagierteren und mutigeren apostolischen Arbeit zum Schutz des Lebens und der Familie bewust geworden. Der Apostolische Nuntius, Mons. Ivo Scapolo, hat dies ebenfalls bekräftigt: in den letzten Jahren haben sich zwar die Pastoralinitiativen zur Verteidigung dieser Werte vermehrt, jetzt aber gelte es , diese besser zu koordinieren und mehr Mitarbeiter und mehr Finanzmittel zu finden, damit diese eben entstandene Bewegung weiter gedeihen könne.

....Ein klares Beispiel hierfür war die Schaffung der “Stiftung Leben und Familie”, die von den Bischöfen Boliviens auf ihrer letzten, am 11. April 2007 eröffneten Vollversammlung verabschiedet wurde. Diese Stiftung ist eine von der Bischofskonferenz Boliviens geschaffene Insitution, die Gesellschaft und Familien unter Wahrung von Leben und Würde  der Person unterstützen und schützen soll. Sie versucht auch die einzelnen Gruppierungen zu koordinieren, die in diesem Bereich arbeiten, damit die Anstrengungen vereinheitlicht, die Initiativen gestärkt werden können; dies gilt insbesondere für die Bereiche Erziehung und Gesundheit. Im September dieses Jahres hat die Stiftung in Cochabamba einen Kongress  zur Einsetzung einer nationalen Koordinationsgruppe veranstaltet. Mit der Schaffung eines solchen Netzes wird eine detailliertere Arbeit im ganzen Land möglich sein, sodass die einzelnen Aktionen gestärkt und andererseits keine im Werden begriffene Arbeiten zerrissen werden, und die zum Thema bestehenden Informationen Allen zugänglich gemacht werden können.

.....In der Stadt Sucre wurde im Juni ein gemeinsamer Marsch zur Verteidigung des Lebens und der Familie und gegen die Vorschläge zur Legalisierung der Abtreibung veranstaltet. An diesem von der Katholischen Kirche organisierten Marsch haben ca. 20.000 Personen teilgenommen. Der Erzbischof von Sucre, Mons. Jesus Perez Rodriguez, hat in seiner Rede auf dem Platz des 25. Mai erklärt, dass “die vielen Menschen, die an diesem Marsch teilgenommen haben, dies freiwillig und ohne Unterschied der Religion zum dank für den Herrn des Lebens getan haben

, den wir vom Augenblick der Zeugung bis zum natürlichen Tod verteidigen wollen”.

.....In  Ecuador hat der Nationalkongress ein neues Gesetz verabschiedet, das das Gesundheitsgesetzbuch in einigen Artikeln ersetzt und – nach Auffassung der Bischöfe – die ethischen und verfassungsmäßigen Prinzipien gefährdet.

....Im April 2006 hat die Bischofskonferenz von Ecuador den 25. März zum Tag des Fötus erklärt, “mit der Auflage innerhalb der staatlichen Institutionen, der Gesellschaft und den Familien das Bewusstsein von Achtung und Verteidigung des Lebens vom Augenblick der Zeugung an bis zum natürlichen Tod zu stärken”.In der Folge hat selbst der Staatspräsident von Ecuador, Alfredo Palacios Glonzalez, am 1. Juni ein Dekret erlassen, in dem er sich “für die Verteidigung und Garantie des Rechts auf Leben eines jeden menschlichen Wesens vom Augenblick der Zeugung an”erklärte. Nichts desto trotz hat das Parlament einige Monate später einige Artikel verabschiedet, die das Gesundheitsgesetzbuch teilweise ersetzen, darunter den Art. 30, in dem vorgeschlagen wird “die Abtreibung zu legalisieren und durchzusetzen, wobei die Straflosigkeit in eine Pflichtverhalten umgewandelt wird. Auch der Ehebruch war eines Tages nicht mehr eine Straftat, was aber nicht bedeutet, dass er akzeptiert werden muss”. In gleicher Weise wurde die Durchsetzung der “Empfängnisverhütung im Notfall” für bestimmte Fälle verabschiedet, wodurch die Autorität der Eltern über ihre Kinder gemindert oder übergangen wird, was ganz offensichtlich eine Schwächung der familie an sich zur Folge hat”.

....Die Bischöfe von Ecuador haben bei verschiedenen Gelegenheiten “die Absicht verurteilt ein staatliches Mandat über den Schutz des Lebens zu stellen, über das Recht der Eltern ihre Kinder entsprechend ihren eigenen Überzeugungen zu erziehen, über das Gewissen der Ärzte und ihrer Helfer, über die öffentlichen und privaten Gesundheitsdienste  zur Unterbrechung einer Schwangerschaft”. In mehreren, von der Bischofskonferenz veröffentlichten Noten lenken die  Bischöfe dringlich die Aufmerksamkeit “auf den Art. 30, mit dem die öffentlichen und privaten Gesundheitsdienste gezwungen werden in einigen Fällen die Schwangerschaft zu unterbrechen (d.h. abzutreiben)” Nach dem neuen Gesetz sind die öffentlichen und privaten Gesundheitszentren verpflichtet in den vom Strafgesetzbuch festgesetzten Fällen Abtreibungen vorzunehmen, wobei es den Ärzten vorbehalten bleibt aus Gewissensgründen sich zu verweigern.

.....So bekräftigen sie auch, dass “in einigen Artikeln, stets mit willkürlicher Bestimmung über Andere und ihre Überzeugungen die Verpflichtung zur Verschreibung empfängnisverhütender Mediakamente in Notfällen festgesetzt wird” - eine Maßnahme, die versucht”ein Medikament zu liefern, das nichts heilt, sondern ganz brutal empfägnisverhütend ist”. Und zwar “insbesondere in Fällen von Gewalt in der Familie und sexueller Gewalt (Art. 32), sowie auch für Frauen, die an schweren und unheilbaren Krankheiten leiden oder für Personen die Virusträger oder serumpositiv sind oder an AIDS leiden (Art.68)”. Aber mit “Notfallverhütungsmittel” ist im allgemeinen der Gebrauch der sog. “Pille für den Tag danach” gemeint, ein Medikament, das in jedem Fall einen klaren abtreibenden Effekt hat”.

.... Ein weiterer angefochtener Punkt des neuen Gesundheitsgesetzbuches bezieht sich auf die Sexualerziehung von Jugendlichen und Kindern, ohne dabei die Eltern in irgendeiner Form einzubeziehen. In der Tat “ besagt der Art. 28, dass die Erziehungs-und Gesundheitsbehörden zusammen mit anderen zuständigen Organen (die nicht weiter spezifiziert werden) politische :inien und Erziehungsprogramme erarbeiten, die landesweit in den Pflichtunterricht der Schulen einbezogen werden”. Die Bischöfe sind der Ansicht, dass es”angebracht ist die Jugendlichen zur Liebe zu erziehen”, aber unglücklicherweise gehen “die offiziellen Programme gegen das natürliche und göttliche Gesetz,fördern stattdessen  Unkeuschheit und sexuelle Promiskuität und führen dazu, dass die Jugend im Hinblick auf die Liebe, die Hingabe und Treue bedeutet, desorientiert  sind.”

....Angesichts dieser Lage hat die Organisation “Aktion Pro Vitae” und das Orgasnisationsnetz “Pro Vitae et Familiae” Ecuadors eine landesweite Kampagne zur Verteidigung des Lebens lanciert um so ihre Gegnerschaft gegenüber dem Gesetz zu manifestieren, das den Neuen Gesundheitskodex ersetzen soll. Im Rahmen dieser Kampagne wurde für Oktober ein Marsch unter dem Titel “Verteidige deine Kinder für das Leben” organisiert, bei dem die Veranstalter ihre Ablehnung einiger Aspekte des neuen Gesetzes markiert haben.

.....In diesem Zusammenhang sowie aus Anlass des Tages des Fötus am 25.März hat die Bischofskonferenz von Ecuador gemeinsam mit der Erzdiözese von Guayaquil und dem Ecuadorianischen Rat der Katholischen Laien den Ersten Nationalkongress Pro Vitae et  Familiae vom 21. bis 25. März in Guayaquil unter dem Thema “Die integrale Wahrheit des Lebens und der Familie”veranstaltet. Dieser Kongress schloss mit dem Versprechen aller Teilnehmer das Leben und die Familie zu verteidigen, die Vorbereitung der jungen Leute auf die Ehe fördern und zur Unterstützung der Verwandten Studienprogramme über den Wert des menschlichen Lebens einzubeziehen.

....In Ecuador fand am 15. April ein Referendum statt, bei dem die Ecuadorianer mehrheitlich den Vorschlag von Staatspräsident Rafael Correa zur Einsetzung einer verfassunggebenden Versammlung unterstützt haben, die eine neue Charta Magna für das Land erarbeiten soll. Angesichts dieser Zustimmung seitens des Volkes hat die katholische Kirche gefordert, dass die neue Verfassung Ecuadors Abtreibung, Euthanasie und homosexuelle Ehen verbiete.

....In der Dominikanischen Republik ist eine intensive, landesweite Debatte im Gange, bei der versucht wird, für die Straffreiheit bei Abtreibung im neuen Strafgesetzbuch zu werben. Der Kongress (d.h. beide Kammern) haben das neue Strafgesetzbuch verabschiedet, das daraufhin der Exekutive zur Veröffentlichung übergeben wurde. Die Exekutive hat auf den Druck einiger Ärztegruppen hin die Rechtsmittel zur Bestrafung der Abtreibung beachtet und den Kodex erneut dem Kongress zur Verabschiedung übersandt. Er ist dann einer Sonderkommission der Abgeordnetenkammer unterbreitet worden, die – ohne sie veröffentlicht zu haben – zu der Schlussfolgerung gelangt ist, dass der Staatspräsident das Rechtsmittel nicht verfassungsgemäß fristgerecht eingebracht habe, sodass er keine andere Wahl habe, als das Gesetz zu veröffentlichen (das die Abtreibung für strafbar erklärt). Es ist natürlich noch keine endgültige Entscheidung getroffen. In der Zwischenzeit üben einige Ärztegruppen und feministische Gruppierungen weiterhin mehr oder weniger öffentlich Druck aus.

.... Pater Luis Rosario Pena, der Landeskoordinator für die Jugendpastorale in der Dominikanischen Republik, sandte Ende November 2006 ein Schreiben an den Präsidenten der Abgeordnetenkammer, in dem er  bekräftigt, dass “die Straffreiheit der Abtreibung nicht etwa ein Zeichen von Fortschritt oder Entwicklung” sei. “Der wahre Fortschritt liegt in der Verteidiguung des Lebens”, und er fuhr fort:” Wir widersetzen uns entscheiden der Straffreiheit der Abtreibung, wie immer man sie auch ´definieren möge. Abtreibung ist kein Recht, sie ist eine Straftat, die das elementarste recht aller Lebewesen verletzt, nämlich das Recht auf Leben, das Redcht geboren zu werden.” Er erinnerte auch daran, dass  “die Straffreiheit der Abtreibung nicht etwa ein Zeichen von Entwicklung oder Fortschritt” sei. “So kann man sich nicht entwickeln”. Im Gegenteil: von wahrem Fortschritt kann nur dann die Rede sein, wenn das Leben verteidigt wird, wenn Arbeitsplätze für die Bürger geschaffen werden, wenn Projekte für den Wohnungsbau, für ein würdigeres Leben gemacht werden, wenn die die gesamte Bevölkerung Zugang zu  Erziehung und Bildung hat , wenn die Gesundheitsdienste für Alle zugänglich gemacht werden”.

....Auch die Bischöfe haben sich bei verschiedenen Gelegenheiten im Laufe des Jahres ganz eindeutig der Position der Katholischen Kirche zu diesem wichtigen Thema angeschlossen. So haben sie z.B.im März der für die Verfassungsreform zuständigen Kommission einige Anregungen geschickt, in denen sie die Anerkennung der katholischen Identität des Landes forderten, die Wahrung der Grundrechte und darunter insbesondere das Recht auf Leben, die Anerkennung der Familie als Primarzelle der Gesellschaft. Sie erinnerten daran, dass “ der Staat sich dazu verpflichten muss die primären und sekundären Grundrechte des Menschen zu verteidigen, seine Bedeutung für die Vervollkommnung der Gesellschaft hervorzuheben. Darüber hinaus fordern sie politische Aktionen, die diese hohe Mission festigen und unterstützen.”

.....Zu Abschluss ihrer Plenarversammlung (26.-31.März 2007) hat die Bischofskonferenz der Dominikanischen Republik ein Dokument mit dem Titel “Zur Verteidigung der menschlic hen Lebens” herausgegeben, getrieben von der Sorge über die drohende, mögliche Straffreiheit für Abtreibungen. In ihrem Dokument bekräftigen die Bischöfe, dass Legalisierung jeglicher Art von Abtreibung dasselbe sei “wie die Legalisierung der Todesstrafe gegenüber schutzlosen Menschen”; gleichzeitig rufen sie darin aber auch das dominikanische Volk auf die nationale Souveränität zu wahren und Druck von internationalen Organen hinsichtlich der Straffreiheit von Abtreibungen abzulehnen”. Den Bischöfen zufolge gibt es derzeit im Lande eine hitzige Debatte über den Vorschlag einer Koalition von Bürgerorganisationen, nämlich die Straffreiheit für Abtreibungen in  die Reform des Strafgesetzbuches einzubeziehen, vorausgesetzt die Schwangerschaft erfolgt nach Vergewaltigung oder wenn der Fötus erwiesenermaßen Missbildungen aufweist, oder wenn das Leben der Mutter in Gefahr ist. Das derzeitige Strafgesetzbuch sieht Haftstrafen zwischen 6 Monaten und 2 Jahren für diejenigen vor, die die Abtreibung bei einer schwangeren Frau verursacht oder daran direkt beteiligt waren, und wenn die Frau eingewilligt hat.

....Die Bischöfe klagen auch darüber, dass einige internationale Organisationen und einige ONG Druck auf die Regierung und die Legislative ausüben. “ Wir verkaufen unsere so schmerzhaft eroberte Unabhängigkeit nicht!” sagen die Bischöfe. “Wir wissen um diese inakzeptablen Druckausübungen, aber wir wollen nicht, dass sie nicht die Übermacht über den Grundwert des Lebens bekommen, denn das Grundlegende ist dauerhaft, alles Andere ist vorübergehend”.

....Die Bischöfe  Perus haben zahlreiche Aufrufe an alle gesellschaftlichen Gruppen zur “Verteidigung des Lebens zu jeder Zeit und an jedem Ort gegen alle Ungerechtigkeiten” gerichtet, denn “ es ist eine Gabe Gottes”. Auch in diesem Land, wie fast überall in Lateinamerika, versucht man die Straffreiheit für Abtreibungen zu erlangen.

....Die Bischöfe sind der Ansicht, dass der Aufruf zur Verteidigung des Lebens ganz besonders in Lateinamerika und eben in Peru' wichtig ist, wo “die Bedrohung durch die Straffreiheit und Legalisierung der Abtreibung immer aggressiver und hartnäckiger wird. Sie wird unter dem Deckmantel der “therapeutischen Unterbrechung”präsentiert und als “Lösung” für das Drama einer Schwangerschaft vorgeschlagen, aus der ein missgebildetes Kind hervorgeht oder die von einer Vergewaltigung ausgeht”. Aber bei aller Verschanzung hinter dem Wort “therapeutsich”, bleibt es doch immer die Tötung eines menschlichen Wesens durch Andere.”

...,.Das Verfassungsgericht hat außerdem ein Urteil zur Legalisierung und zur Verfügbarkeit im Handel der “Pille für den tag danach” bzw. Für “Verhütungsmittel in Notfällen” gefällt. Die Bischofskonferenz von Peru' hat in einem Kommunique erneut aufgerufen sich dauerhaft für die Verteidigung des Lebens zu jeder Zeit und gegen alle Ungerechtigkeiten einzusetzen, denn das Leben ist eine Gabe Gottes”. Das Erzbistum von Piura' (Peru') hat eine Erklärung veröffentlicht, in der die Ausschließung der Kirche von der Teilnahme an der landesweiten debatte über dieses Thema beklagt.”Wir können nicht akzeptieren, dass man uns aufgrund unseres Glaubens von der wissenschaftlichen Diskussion ausschließt”, heißt es in dem Kommunique. “Dies ist eine Diskriminierung, die die Grundrechte des Menschen verletzt. Wenn wir Bischöfe oder irgend ein anderes Mitglied der Katholischen Kirche der Gemeinschaft wissenschaftliche Studien zur Verfügung stellt, so handeln wir verantwortlich und suchen nach der wissenschaftlichen Erklärung für ein Thema, das auch ethische Implikationen hat.”. Sie heben ferner hervor, dass “derjenige das Volk blendet, der behauptet, dass ein internationaler Konsens darüber bestehe, dass dieses Medikament keinen Abtreibungseffekt habe”.

....Im Rahmen dieser Debatte ist es zu zahlreichen Initiativen gekommen: im September diesen Jahres wurde z.B. in der Erzdiözese von Lima das Institut der Familie eingeweiht mit dem Ziel zum Verständnis, zur Förderung und Verbreitung der Ehe und der Familie im Sinn der kirchlichen Lehre beizutragen.

....In Chile gab es bereits einen Gesetzesvorschlag zur Straffreiheit für Abtreibungen im lande. Ende November 2006 hat das chilenische Parlament sich kategorisch dagegen ausgesprochen. Die Abgeordnetenkammer hat mit großer Mehrheit den Gesetzesvorschlag abgelehnt. Die Abstimmung sah so aus: 61 Abgeordnete stimmten dagegen (fast 75%), 21 dafür und 3 enthielten sich der Stimme. Der Gesetzesvorschlag bekräftigte, dass eine von einem Arzt mit der Zustimmung der Frau durchgeführte Abtreibung nicht strafbar sei, wenn sie innerhalb der ersten 12 Schwangerschaftswochen vorgenommen werde. Danach sei sie nur zulässig, wenn das Leben oder die psychische Gesundheit der Mutter gefährdet ist, wenn die Gefahr nicht auf andere Weise abgewendet werden kann und wenn die Schwangerschaft Ergebnis einer Vergewaltigung ist. Der Präsident der Abgeordnetenkammer, Antonio Leal, hat den Gesetzesvorschlag zur Straffreiheit der Abtreibung für unannehmbar erklärt und argumentiert, dass die Verfassung in Art. 19, Abs. 1 und 2 das Recht auf das zu gebärende Leben vorsehe.

....Es gibt auch noch zahlreiche andere Initiativen im Land, darunter eine, die sich “Wir globalisieren die Kultur des Lebens “ nennt, und die vom Zentrum für Öffentliche Innovation der Universität Santo Tomas ins Leben gerufen wurde. Mehr als 60 Abgeordnete haben eine Erklärung unterzeichnet, in der sie sich verpflichten das menschliche Leben vom Zeitpunkt der Zeugung an bis zu seinem natürlichen Tod zu respektieren, und gleichzeitig alle Angriffe – gleich welcher Herkunft und gleich aus welchen Gründen- auf das menschliche Leben verurteilen. Die Unterschriftensammlung endete am Freitag, den 17. November in der Universität Santo Tomas. Die  unterzeichneten Parlamentarier haben gelobt: das menschliche Leben zu respektieren – und dafür zu sorgen, dass es vom Augenblick der Zeugung bis zu seinem natürlichen Tod respektiert wird; alle Gesetzesvorschläge abzulehnen, die jegliche Art von Abtreibung akzeptieren oder unterstützen, von Eugenetik, Euthanasie, therapeutischer Insistenz, Verstümmelungs-oder Clonationstherapien oder andere, die das menschliche Leben manipulieren; jegliche Aktion gegen das menschliche Leben anzuzeigen ungeachtet woher sie kommt und wie sie begründet wird; öffentliche und private Institutionen zu unterstützen, die physische, affektive, medizinische und moralische Unterstützung für die Familien und insbesondere für Frauen in gebärfähigem Alter anbieten.

....Die Lage hat sich ohne Zweifel zu Ende des Jahres verschlechtert, und weitere Gefahren zeichnen sich im Lande ab, wie z.B. die vom Gesundheitsministerium erstellten “Nationalen Normen über die Regulierung der Fruchtbarkeit”. Am 5. September hat in der Tat die Regierung über das Gesundheitsministerium die Verabschiedung der als “Gesundheitsmaßnahme” deklarierten “Nationalen Normen über die Regulierung der Fruchtbarkeit”bekannt gegeben. Es handelt sich dabei um ein Paket von Bestimmungen, die durch ihre Folgen die Familie und das Recht auf Leben bedrohen. Der Präsident der Bischofskonferenz, Mons. Alejandro Gojc, Bischof von Rancagua hat diese Situation bedauert, denn “einmal mehr werden Themen der menschlichen Sexualität bemüht anstatt das ganze land und mit ihm die Kirche zu Bemühungen um die Überwindung von Armut und Ungleichheit aufzurufen; auf diese Weise kommt es nur zu Spaltungen, wobei allerdings die Kirche fest auf ihrer Position hinsichtlich der Verteidigung des Lebens besteht.”

....Die chilenische Bischofskonferenz hat eine multidisziplinäre Studie über diese Normen bei einer großen Gruppe von Akademikern der Katholischen Päpstlichen Universität Chiles in Auftrag gegeben; auf der Grundlage der daraus hervorgegangenen Ergebnisse haben sie dann im Januar 2007 ein Kommunique veröffentlicht. Selbst wenn die Bischöfe mit den Regierungsbehörden die Sorge um die soziale Realität vermehrter Schwangerschaften in jugendlichem Alter teilen, so sind sie doch ganz und gar nicht mit den vorgeschlagenen politischen Maßnahmen einverstanden; denn eine genauere Lektüre des Dokuments “lässt eine Reihe theoretischer Unzulänglichkeiten durchblicken”.Den Bischöfen zufolge erscheint in den Normen ein ethischer Relativismus und eine anthropologische Vision, die die Achtung für das Leben und die Würde des Menschen – oder zumindest der schwächsten und den Machtorganen gegenüber zum Schweigen verurteilten Menschen – gefährden.  Darunter sind nicht nur die möglichen Opfer von  sexueller Gewalt und Armut, sondern auch die noch nicht geborenen Menschen (d.h. die Embryonen), über deren persönliche Würde an keiner Stelle in dem Dokument auch nur ein Wort verloren wird.”

.....Sie geben außerdem zu bedenken, dass diese neue Regelung “im Grunde darauf hinausläuft der Bevölkerung verschiedene Arten von Verhütungsmitteln nahezulegen”, insbesondere die sog. Notfall-Verhütung (ACE), die “allein schon durch die Tatsache, dass es Daten gibt, denen zufolge die ACE wahrscheinlich unterbrechende bzw. abtreibende Wirkung hat, für all diejenigen ethisch unannehmbar ist, die das Leben aller menschlichen Wesen achten”.

....Später dann, im März, wurde ein weiteres Kommunique veröffentlicht, nachdem die Staatspräsidentin Chile, Michelle Bachelet, am 30. Januar das Oberste Dekret endgültig unterzeichnet hatte, das die kostenlose Verteilung der “Pille für den Tag danach” in den öffentlichen Ambulatorien genehmigt, und die auch an bereits 14 Jährige ohne die Zustimmung der Eltern abgegeben werden kann. Die Verordnung wurde unterzeichnet ungeachtet der Debatte, die sie ausgelöst hatte, und trotz der Opposition der chilenischen Bischofskonferenz und zahlreicher Pro-Vitae-Gruppen. Es wurde behauptet, dass mit dieser Neuregelung dem Problem der vielen Schwangerschaften bei Heranwachsenden ein Ende gemacht werden solle. Der christdemokratische Abgeordnete, Carlos Olivares, hat umgehend dagegen gehalten, dass die Verabreichung der “Pille für den Tag danach” an Minderjährige keine Lösung sei und dass sie “anstatt die Schwangerschaften im Jugendalter zu verringern, sie im Gegenteil – wie auch AIDS – ansteigen lässt.” Die Bischöfe glauben, dass die verabschiedete Neuregelung “nicht die Lösung ist, die das Land verdient, denn sie gefährdet bereits empfangene und ganz und gar schutzlose menschliche Leben”.

....In Mexiko ist die Situation insbesondere hinsichtlich der positiven Einstellung zu Abtreibung und “Eheschließungen” zwischen Gleichgeschlechtlichen besonders schwierig.

....Im November hat die Gesetzgebende Versammlung des Bundesdistrikts das umstrittene Gesetz über die Gesellschaft des Zusammenlebens mit 43 gegen 17 Stimmen verabschiedet, das Personen desselben Geschlechts erlaubt sich zur Schaffung eines “gemeinsamen Herdes” zu vereinen. Die Bischöfe haben energisch ihre Ablehnung zum Ausdruck gebracht: “das Gesetz zur Gesellschaft des Zusammenlebens ist eine Gesetzesinitiative, die vorgibt die Beziehungen der Gesellschaft des Zusammenlebens zu legitimieren; letztlich aber versteckt den Anfang einer Gesetzgebung machen, die Mechanismen zur Genehmigung gleichgeschlechtlicher Ehen einschließlich dem Adoptionsrecht fördert.” “Wenn der Wert der Familie bedroht ist” - bekräftigten die  Bischöfe - “reagiert die Kirche, indem sie bestätigt, dass eine Familie aus einem Mann und einer Frau besteht, dass sie notwendig ist für das Wohl jeder einzelnen Person und für das Gemeinwohl der ganzen Nation”.

....Die mexikanische Kirche hat sich auch energisch gegen die Absicht gewandt die Straflosigkeit für Abtreibungen einzuführen. Die Gesetzgebende Versammlung von Mexico City erörterte eine Initiative, die die Abtreibung innerhalb der ersten 14 Schwangerschaftswochen genehmigen sollte. Eine derartige Maßnahme hätte es den Ärzten im öffentlichen Gesundheitswesen gestattet die Abtreibungspille RU-486 zur “Unterbrechung” von Schwangerschaften anzuwenden. Es wurde versucht das Strafgesetz und das allgemeine Gesundheitsgesetz dahingehend abzuändern, dass die Abtreibung gestattet werde.

.... Die Erzdiözese von Mexiko hat am 25. März anlässlich des Tags des Lebens zusammen mit mehr als 50 Bürgervereinigungen eine große Demonstration zugunsten des Lebens bis zur Basilika von Guadalupe veranstaltet, wo Kardinal Norbert Rivera, der erste Erzbischof Mexikos, die Eucharistiefeier zelebriert hat. Der Kardinal forderte die Katholiken auf wach zu sein und sich über die grundlegende Problematik der Abtreibung und der gleichgeschlechtlichen Ehe zu informieren, denn “es steht nichts weniger auf dem Spiel als das Wohl der Familie, dieser Grundzelle der Gesellschaft und der Kirche, denn wenn sie erkrankt, erkrankt der ganze Körper; wenn die Familie irrt, gibt es keine Zukunft”.

.... Vom 23. b is 25. März 2007 wurde gleichzeitig mit dem Tag des Lebens am 25. März der Dritte Internationale Pro-Vitae-Kongress unter dem Thema “Manipulation von menschlichen Embryonen – neuer Holocaust?” abgehalten. Dieser internationale Kongress suchte nach einer globalen Antwort im Zusammenhang mit dem Kampf für das Leben, das ja an sich schon global ist.

....Wenige Tage bevor die Gesetzgebende Versammlung des Bundesdistrikts das Gesetz zur Erweiterung des Katalogs von Gründen für die Abtreibung debattierte, hatte der Erste Kardinal von Mexiko, Norbert Rivera, zusammen mit der Erzbischöflichen Kurie einen energischen Appell im Namen der Kirche lanciert und daran erinnert, “dass es unmoralisch ist von der Abtreibung in jeglicher Form Gebrauch zu machen, sie zu empfehlen, daran mitzuarbeiten, denn dies bedeutet Komplizenschaft bei einer schwerwiegend unrechten Tat”

....Die Katholische Kirche hat die Ausrufung eines Referendums vorgeschlagen um die Meinung der Gesellschaft zum Thema der Abtreibung zu erfahren – und dies ungeachtet der Forderung der Demokratischen Revolutionspartei (PRD), dass die Geistlichen sich Äußerungen zu diesem Thema enthalten sollten. Der Erzbischof, Mons. Carlos Agujiar Retes, Vorsitzender der Mexikanischen Bischofskonferenz (CEM) hat dem Regierungschef Felipe Calderon für seine Stellungnahme zugunsten des Lebens gedankt.

.....Die Gesetzgebende Versammlung des Bundesdistrikts (ALDF) hat jedoch-ohne Rücksichtnahme auf die Forderung nach einem Referendum von mehr als 76.000 Bürgern- am 24. April das Reformdiktat des Strafgesetzbuches verabschiedet, das die Straffreiheit für Abtreibung innerhalb der ersten 12 Schwangerschaftswochen vorsieht. Das neue  Gesetz, das mit einer Mehrheit von 46 Stimmen – bei 19 Gegenstimmen und 1 Enthaltung – angenommen wurde, verfügt auch die Strafminderung für diejenigen Frauen, die sich auch noch nach der 12-Wochen-Frist zur Schwangerschaftsunterbrechung entscheiden. Die gesetzgebende Versammlung hat außerdem eine reihe von Änderungen im lokalen Gesundheitsgesetz verabschiedet, wodurch die öffentlichen Gesundheitsstellen der Stadt die Anträge auf Schwangerschaftsunterbrechung akzeptieren müssen; ferner wird die Zentralregierung verpflichtet die sexuelle Gesundheit und das Recht auf Zeugung sowie eine verantwortungsbewusste Vater-und Mutterschaft zu fördern.

....Der Erzbischof von Mexiko, Kardinal Norberto Rivera Carrera, und die Auxilarbischöfe haben umgehend ihren scharfen Protest zum Ausdruck gebracht:”Diese Reform erstickt die Rechtsgrundlagen und schadet dem bürgerlichen Zusammenleben, bei dem die Rechte Aller respektiert werden müssen. Es gibt keine Zukunft für eine Gesellschaft, die ihre schwächsten Glieder angreift. Weit entfernt vom sozialen Fortschritt stellt diese Neuregelung die Rückkehr zum  Gesetz des Stärkeren dar.”. Und es gab auch noch zahlreiche andere Erklärungen der Bischöfe gegen diese neue Norm.

....Die mexikanische Bischofskonferenz hat dann den Obersten Gerichtshof aufgefordert unparteiisch und im Sinne des Rechts die eingebrachten Anträge auf Verfassungswidrigkeit dieses Gesetzes zu prüfen, das im Bundesdistrikt Mexiko Straffreiheit bei Abtreibung gewährt. Gleichzeitig begrüßt sie all die Bemühungen verschiedener Gruppierungen, damit erreicht wird, “dass der Oberste Gerichtshof das neue Gesetz zur Gewährung von Straffreiheit bei Abtreibung sehr genau und aufmerksam überprüft.”

....Als Teil ihrer Anti-Vita-Agenda, mit der es gelungen ist die Abtreibung straffrei zu machen und die homosexuellen Bindungen der Ehe gleichzustellen haben die Abgeordneten der Demokratischen Revolutionspartei (PRD) im April eine Gesetzesinitiative mit dem Namen “Gesetz des Antizipierten Willens” eingebracht mit dem Ziel, in Mexiko die passive Euthanasie bei unheilbar Kranken im Endstadium zu legalisieren, die diesen Wunsch schriftlich bei einem Notar und vor zwei Zeugen hinterlegen; für den Fall, dass sie dazu nicht mehr in der Lage sind, soll dies von einem Verwandten ersten Grades vorgenommen werden können. Der mexikanische Gesundheitsminister, Jose Angel Cordova, befürwortete den Vorschlag.

.....Angesichts der zahlreichen Angriffe auf das Leben und die Familie hat die Erzdiözese von Mexiko die Aktionen der Familienpastorale intensiviert und versucht die Laien auf die Bedeutung von Leben und Familie sowie auf die Notwendigkeit diese Säulen der Gesellschaft aufrecht zu erhalten vermehrt aufmerksam zu machen. In diesem Sinne haben auch zahlreiche Bürgervereinigungen, Familienväter, Vertreter der Katholischen Kirche, Abgeordnete und Politiker eine “Erklärung der Menschenrechte des Ungeborenen”unterzeichnet und vorgelegt.

....Der Senat von  Porto Rico hat am 14. Februar 2007 mit der Auswertung eines Gesetzentwurfs für das Bürgerliche Gesetzbuch des Landes begonnen, an dem seit 1997 eine Expertengruppe arbeitet, und die u.a. verlangt homosexuelle Verbindungen der hergebrachten Ehe v or dem Gesetz gleichzustellen. Die Anhörungen des Senats von Puerto Rico dazu haben an jedem Mittwoch im Februar und März stattgefunden. In dem Entwurf wird außerdem den heterosexuellen oder homosexuellen de-facto-Verbindungen das Recht auf Erbschaft zugestanden; es werden Experimente mit menschlichen Embryonen und die künstliche Befruchtung ebenso wie die Verzeichnung der Geschlechtsänderung in den Geburtsurkunden gestattet. Im ersten Senats-Hearing vom 14. Februar haben die Vertreter verschiedener Kirchen der Insel ihre ablehnende Position klar gemacht, darunter auch Mons. Gonzalez Nieves, der sich geweigert hat Personen, die das Geschlecht ändern , irgendwelche Rechte zuzugestehen. “ Wir sind nicht damit einverstanden, dass das Standesamt dazu benutzt wird eine historische, unabänderliche Tatsache wie die des Geschlechts einer Person zum Zeitpunkt der Geburt abzuändern”, erklärte der Erzbischof und wandte sich dagegen, “dass in unserer Rechtssprechung die Eheschließung zwischen Personen gleichen Geschlechts und das Recht auf Adoption für gleichgeschlechtliche Paare möglich werden soll.”Er hat auch darauf hingewiesen, dass die Gleichstellung von de-facto-Verbindungen mit der traditionellen Ehe “die Moralstruktur unserer Gesellschaft verändert”, und  er hat davor gewarnt, dass “einige Bestimmungen des Zivilrechts definitiv die Würde des Menschen verletzen und die Integrität der puertorikanischen Familie angreifen werden.” “Die Opposition der Kirche gegen die rechtliche Anerkennung homosexueller Verbindungen – bekräftigte er – ist nicht etwa die Verweigerung von Rechten, die eine Person unabhängig von ihrer sexuellen Neigung genießt, wohl aber die Weigerung eine neue Rechtsordnung zu akzeptieren, die die Grundwerte verwischt; und gleichzeitig erinnert er daran, “dass der Mensch nicht die von Gott gegebene Natur neu bestimmen darf”.

....In Kolumbien hat das Verfassungsgericht mit dem Urteil C-335/06 die Straffreiheit bei Abtreibung festgeschrieben, und zwar angeblich nur in drei spezifischen Fällen. Die vom Gericht dazu gestellten Bedingungen lassen allerdings darauf schließen, dass es sich um eine gänzliche Straffreiheit handelt.  Zahlreiche  ideologisch daran interessierte Gruppierungen hatten entsprechend Druck ausgeübt um die Abtreibung im Lande durchzusetzen und zwar mit massiven Kampagnen zugunsten von Geburtenkontrolle, Sterilisierung und Abtreibung. Daraus wird eine Tendenz zum kollektiven Gewissensverlust sichtbar, eine Tendenz aus dem Begriff “Verbrechen” den Begriff “Recht”  für jeden Angriff auf das menschliche Leben zu machen.

....Die Katholische Kirche hat gefordert die Familie und ihre Rechte der Familie besonders zu schützen, nachdem das kolumbianische Verfassungsgericht in seinem Urteil vom 7. Februar die selben Eigentumsrechte den homosexuellen Personen zusichert, die mindestens zwei Jahre lang zusammen gelebt haben. Diese Bestimmung bedeutet selbstverständlich nicht, dass auch die Eheschließung von gleichgeschlechtlichen Personen unterstützt würde.

....Mons. Luis Augusto Castro Quiroga, der Vorsitzende der kolumbianischen Bischofskonferenz, hat erklärt, dass das wirklich Besorgnis Erregende in dieser Situation Die Begründung für diese Neuregelung ist, denn “es scheint, dass man eine Ehe-Form einführen will, die sinnlos ist; sie kann nicht akzeptiert werden, weil sie die eigentliche Familie, diese Grundzelle der Gesellschaft, schwer trifft.”. Auch der Generalsekretär der CEC, Mons. Fabián Marulanda López, hat wiederholt erklärt, dass die Homosexuellen “die selben Rechte genießen müssen wie jeder andere Staatsbürger”,aber er hofft auch auf “die Vernunft unserer Richter”, damit diese Maßnahmen nicht der natürlichen, auf der Verbindung von einem Mann und einer Frau gegründeten Ehe zum Nachteil gereicht.

....Ebenfalls im März wurde dem Parlament außerdem auch ein Gesetzentwurf zur Regelung der Euthanasie vorgelegt. Die kolumbianische Bischofskonferenz hat einer der damit befassten Parlamentskommissionen ein von Mons.Fabián Marulanda López, dem Generalsekretär der kolumbianischen Bischofskonferenz, ein Dokument unterbreitet, in dem er seine Position im Sinne einer Verteidigung des Lebens und der Ablehnung der Euthanasie klarmacht und die Gesetzgeber auffordert den Patienten den notwendigen Schutz durch Gesetzesbestimmungen angedeihen zu lassen, die die Palliativmedizin fördern; gleichzeitig drängt er sie “ein Gesetz zu erarbeiten, das auf eine Humanisierung des Sterbeprozesses durch eine Reihe von umsichtigen Mitteln hinwirkt”.In dem Papier heißt es ferner, dass in einer Gesellschaft, “in der die Tendenz überwiegt, das Leben nur in dem Maße zu schätzen wie es Freude und Wohlbefinden beschert, das Leiden als eine unerträgliche Bedrohung erscheint, von der man sich um jeden Preis befreien muss”; in einem solchen Kontext “ wird die Versuchung der Euthanasie von Mal zu Mal stärker, d.h. die Versuchung sich den Tod vorzeitig zu beschaffen”. Diese Tendenz wird als “ eines der allarmierendsten  Symptome der “Todes-Kultur” angesehen, die sich vor allem in der Wohlstandsgesellschaft breit macht”.

......Der Erzbischof von  Panama, Mons. José Dimas Cadeño Delgado , hat an alle Pfarrer, Geistliche, Diakone, Ordensleute und katholische Gläubige der Erzdiözese von Panama ein kurzes Rundschreiben mit der Aufforderung gerichtet, es möge während der Heiligen messen am Sonntag den 4. Februar 2007 verlesen werden; er nimmt darin Bezug auf die Diskussionen in der Abgeordnetenkammer über den Gesetzentwurf zu einer Reform des Strafrechts und des Strafprozessrechts. Im Sinne dieser 

Reform hatte die panamensische Regierung der Nationalen Abgeordnetenkammer einen Vorschlag zur Ausweitung der Straffreiheit bei Abtreibung vorgelegt. Das bisherige Strafgesetz sah zwei Ausnahmegründe für die Gestattung der Abtreibung vor: einmal im Fall von Gewalt oder künstlicher Befruchtung ohne Einverständnis; zum anderen “im Fall von schwerwiegenden gesundheitlichen Gefahren für das Leben der M utter oder das “Produkt” der Zeugung”. Für den ersten der beiden Fälle versucht der Reformentwurf die gesetzliche Frist für die Abtreibung von zwei auf drei Monate zu verlängern. Für den zweiten Fall ist  keine zeitliche Frist vorgesehen, und außerdem wird “Gesundheit” in “physische oder psychische Gesundheit” abgeändert.”.

....Innerhalb der katholischen Kirche und zahlreicher Bürgervereinigungen “Pro Vitae”kam es zu einer umfassenden Mobilisierung. Es wurde die Panamensische Allianz für das Leben” gegründet, an der Organismen und Institutionen teilnehmen, die sich für das Leben aussprechen. Mons. Dimas hat die Gläubigen aufgefordert ab Montag, den 5.Februar an der Nationalversammlung teilzunehmen und die Abgeordneten zu begleiten und aufzufordern, das wichtigste Gut – nämlich das menschliche Leben – zu verteidigen.

......Dank des massiven Protest am 5. Februar vor der Nationalversammlung hat die Regierungskommission davon Abstand genommen den Teil des Strafgesetzes zu modifizieren, der sich auf die Abtreibung bezieht.....

.....Im Verlauf der Vollversammlung der Bischofskonferenz von  Uruguay Ende April haben die Bischöfe ein Kommunique über den Gesetzesentwurf veröffentlicht, der die Regulierung von wilden Ehen betrifft, und dabei darauf hingewiesen, dass “die Förderung und Verteidigung des Instituts der Familie stets Sorge der Kirche war, denn sie ist für das Wohl und das Glück der menschlichen Person wie der Gesellschaft maßgebend”.Aus diesem Grund unterstützen sie “Alles, was in der Gesetzgebung die Natürlichkeit der Familie, ihrer Identität, ihrer Stabilität, ihrem Wohl dient”, und aus demselben Grund kann die Gleichstellung von de-facto-Verbindungen mit der Ehe nicht akzeptiert werden”. “Es ist weder gut noch annehmbar das Bild der Ehe in ihrer Eigenschaft als Grundlage der Familie zu schwächen”, schließen die Bischöfe.

.... In Uruguay gibt es ebenfalls einen Vorschlag zur Erweiterung der Abtreibungsindikationen. Bis vor kurzem noch schien die Zustimmung zur Abtreibung recht hoch. Zwei Tage bevor die Senatskommission den neuen Gesetzentwurf zur Legalisierung der Abtreibung diskutierte wurde am 11. Juli 2007 eine landesweite Umfrage durchgeführt, mit dem Ziel durch das Ergebnis die Gesetzgeber zu beeinflussen. Auf die Frage “Sind Sie mit der Straffreiheit für Abtreibung einverstanden?” antworteten nur 35% der Befragten positiv – ein Ergebnis, das bis vor fünf Jahren noch undenkbar war. Vier Tage danach wurde in der Absicht diese Angaben abzuschwächen eine weitere Umfrage angekündigt, in der das uruguayische Volk gefragt wurde, ob es einem Volksentscheid zur Legalisierung der Abtreibung einverstanden wäre; die Frage lautete wörtlich:”Ist der Augenblick für ein Referendum über die Abtreibung gekommen?” Und wieder war das Ergebnis der Umfrage, das am 16. Juli 2007 veröffentlicht wurde,eine allgemeine Überraschung: 75% der Befragten haben sich gegen die Einberufung eines Volksentscheids ausgesprochen.

....Die Katholiken von Paraguay und die Gläubigen anderer christlicher Konfessionen haben im April vor der Kathedrale der Hauptstadt Asuncion gegen einen Gesetzentwurf zur “sexuellen, reproduktiven und perinatalen Gesundheit” protestiert, der auch die Genehmigung der Abtreibung und der homosexuellen Verbindungen einschließen würde. “Unter dem Deckmantel der sexuellen Gesundheit soll der Weg für die Abtreibung frei gemacht werden”, erklärte ein Anführer der Demonstranten, der der Sozialpastorale der Katholischen Kirche angehört. Die Gegner des Entwurfs haben die Tatsache verurteilt, dass das Gesetz die Massenverteilung von “Verhütungsmitteln” und die Massensterilisation von Frauen in öffentlichen Strukturen fordert. Mit dem Vorwand der “Vertraulichkeit” werde ein Gesetz erstellt, dank dessen Kinder über ihr sexuelles Verhalten gleich welcher Art selbst entscheiden dürfen oder zu jeder Art von Verhütungsmitteln Zugang haben oder zur Abtreibung greifen können, ohne die Eltern davon zu informieren; dadurch wird die elterliche Gewalt geschwächt – heißt es in der Erklärung, die von hunderten von Abtreibungsgegnern unterzeichnet wurde.

....Der Senator Carlos Filzzola, der für den Gesetzentwurf verantwortlich ist in seiner Eigenschaft als Mitglied der sozialistischen Minderheitspartei “Pais Solidario”,hat natürlich das angebliche Diktat der Abtreibung ebenso wie der homosexuellen Verbindungen in Paraguay geleugnet . Sein Entwurf versuche im Gegenteil – so behauptete er – die skrupellosen, heimlich durchgeführten Abtreibungen zu kontrollieren und gestatte die Legalsierung die Abtreibung in einigen Extremfällen, in denen das Leben der Mutter in Gefahr sei.

....Die Abgeordnetenkammer hat am 10. Mai einen Entwurf für ein Jugendgesetz untersucht, der im September 2006 vom Nationalkongress vorgelegt worden war. Die Bischöfe haben in dem zu Abschluss der 179. Ordentlichen Vollversammlung im März dieses Thema behandelt und später, am 9. mai, ein Kommunique herausgegeben, in dem sie auf einige besorgniserregende Aspekte dieses Gesetzentwurf aufmerksam machten.

....So werden zum Beispiel darin zahlreiche Termini verwendet, die den neuen Lebenssituationen im Zeichen der Globalisierung entsprechen. Sie fordern eine genaue Definition dieser Termini; wenn z.B. von “”Geschlecht” gesprochen wird oder von “sexueller Option”, von “reproduktiver Erziehung”, “reproduktive und geistige Gesundheit”, müssen auch Bedeutung und moralische Auswirkungen verstanden werden. Im Übrigen befürworten viele dieser Ideologien vor allem die “Geburtenkontrolle” und  die Abtreibung. Das Programm der “reproduktiven Gesundheit”, zum Beispiel, das in gewissen, mächtigen internationalen Organisationen aufgetaucht ist, entspricht nicht den ethischen Anforderungen. Ein Gesetz , das derlei Angriffe befürwortet, schadet den jungen Menschen und der Gesellschaft und bringt eine Mentalität und eine Kultur hervor, die  im Widerspruch zum Leben steht.

.....Sie sind ferner der Ansicht, dass ein Gesetz, das der “Ideologie des Geschlechts” denselben Wert verleiht wie dem Grundprinzip der menschlichen Sexualität, wird irreparable Folgen für die Jugend und die Gesellschaft haben, die sich als Ganzes entwickeln will. Noch schneller werden dann Alkoholismus im Jugendalter, Drogenabhängigkeit, sexuelle Zügellosigkeit jeglicher Art  und gewiss auch die Zahl der AIDS-Opfer ansteigen – Übel, die eine harmonische Entwicklung ders Individuums und der Gesellschaft verhindern.

....Daher “fördert – den Bischöfen zufolge – diese Gesetzesregelung weder die Würde des Mannes und Frau noch die Achtung vor dem menschlichen Leben, noch die sexuellen Beziehungen als Ausdruck einer wahren Liebe im Rahmen des Instituts der Ehe , ebenso wenig wie eine verantwortungsbewusste Mutter-und Vaterschaft.”

.....Auch in Brasilien gibt es einen Gesetzentwurf der Regierung, der die Legalisierung der Abtreibung mit jedem Mittel und/oder Motivation während der gesamten neun Monate der Schwangerschaft fordert. Der Entwurf, der dem Parlament unter dem Aktenzeichen PL 1135/91 vorliegt, wurde von der in der ersten Hälfte 2005 durch die Regierung Lula eingerichteten Dreiparteien-Kommissionerarbeitet; es kam aber nicht zur Abstimmung darüber dank des Drucks des brasilianischen Volkes, das sich ganz eindeutig für das Leben ausgesprochen und sich klar gegen die Legalisierung der Abtreibung gewandt hat. Der Entwurf wurde allerdings Anfang 2007  in der Folge einer Petition des Abgeordneten Jose Genonio wieder aus der Schublade geholt und wird in den nächsten Wochen dem Nationalparlament zur Abstimmung vorgelegt werden.

....Ferner steht eine endgültige Entscheidung des Obersten Bundesgerichts zu der Regelung an, die für die Richter bei der Genehmigung der Abtreibung bei Encephalie maßgebend sein soll.

....Ungefähr 5000 Katholiken und evangelische Christen haben sich dieses Jahr im Zentrum von San Paolo, auf dem Praca de Se, gegenüber von der Kathedrale, getroffen um für die Achtung des Lebens vom Augenblick der Zeugung zu plädieren und gegen die Abtreibung von Encephalie befallenen Föten zu protestieren; dies ist eine schwere,angeborene Missbildung im Sinne eines teilweisen oder völligen Fehlens des Gehirns, die den schnellen Tod des Babys zur Folge hat. Die Demonstranten haben ferner gefordert, dass die Richter den Fall Marcela de Jesus Galante Ferreira im Auge behalten, ein kleines Mädchen, das mit einer Encephalie geboren wurde und schon vier Monate alt ist.

...Zu Abschluss der 45. Vollversammlung der Episkopalkonferenz haben die Bischöfe ihrerseits erneut “jeden Versuch – verurteilt – die Abtreibung und Manipulation von menschlichen Embryonen zu therapeutischen Zwecken zu legalisieren.”. Gleichzeitig haben sie einen energischen Appel zur Verteidigung des Lebens lanciert, was gerade in einem Augenblick, in dem die Abtreibung im Land legalisiert werden soll, wichtig ist. “Die Entwertung der menschlichen Würde sowie das Fehlen von evangelischen und ethischen Kriterien bringen die Banalisierung des Lebens mit sich und haben die wachsende Gewalt in unserem lande zur Folge”.

....Die Bischöfe  Guatemalas haben am 22. August 2007 einen Pastoralbrief unter dem Titel “Der Ruhm Gottes ist das Leben des Menschen” veröffentlicht,in dem sie betonen, dass “die Verteidigung des Lebens in Guatemala von dringlicher Notwendigkeit ist”.

....In diesem Brief haben die Bischöfe die aktuelle Lage im Land untersucht und dabei einige der bereits getanen Schritte wieder ins Gedächtnis gerufen. Mit der Verabschiedung des sog. “Gesetzes zum universellen und gleichen Zugang zu den Diensten der Familienplanung” werde versucht die soziale Problematik durch “Gesetze zu lösen, die den menschlichen und christlichen Sinn der Liebe, der Sexualität und der verantwortungsbewussten Weitergabe von Leben “.  kompromittieren. Außerdem “ist die Gefahr der Überschreitung der moralischen grenzen im Namen von Egoismus und zügellosem Vergnügen durch den negativen Einfluss vieler sozialer Kommunikationsmittel angestiegen”, versichern die Geistlichen.

.... Seit einigen Jahren treibt das Gesundheitsministerium das Nationalprogramm zur Betreuung nach der Abtreibung voran, wobei es  auch auf den divulgativen Effekt zählt. Eine der Zielsetzungen dieses Programms ist es der Frau während der schwierigen Zeit, die unvermeidlich durch die Unterbrechung einer Schwangerschaft in der 20. Woche oder auch schon vorher eintritt, eine Reihe von Dienstleistungen in den Konsultorien anzubieten, u.a. die Technik der manuellen  endouterinen Aspiration, Unterweisung in Verhütungsmaßnahmen und Hinweise auf andere Dienste im Rahmen der reproduktiven Gesundheit. Zur Durchsetzung seiner Ziele hat das Ministerium das nationale Kranknhausnetz in Guatemala ausgedehnt und dabei Einrichtungen auf Regionalebene den Vorrang gegeben um das Interesse und die öffentliche Aufmerksamkeit für die Zeit nach der Abtreibung zu intensivieren. Es wird versucht,die beruflichen Fähigkeiten des medizinischen und und des ärztlichen Hilfspersonals – von Krankenschwestern, Krankenpflegern, Gesundheitsberatern und in manchen Fällen auch der Hebammen – zu verbessern, damit sie in der Lage sind die manuelle Aspiration bei Frauen vorzunehmen, die eine Abtreibung hinter sich haben.

Der Schritt von der Abtreibung zur Erleichterung der induzierten Abtreibung durch Aspiration, die ambulant in 3-10 Minuten vorgenommen werden kann, ist fast ein automatischer, wenn es auch keine offizielle Politik ist, da dadurch die versteckte Anwendung dieser Methode an Orten ermutigt wird, die weit ab von den Gesundheitsdiensten liegen, ohne jegliche hygienische Garantie, geschweige denn das im Fall von möglichen Komplikationen notwendige Instrumentarium. Darüberhinaus könnte ausgebildetes , u.U. skrupelloses Personal diesen Service vor allem jungen Mädchen anbieten und ihnen damit schweren körperlichen und moralischen Schaden zufügen.

In ganz Guatemala werden nicht sichere Abtreibungen von skrupellosen Personen ohne die nötige Ausbildung vorgenommen, die an Orten wirken, wo jegliche medizinische Aufsicht fehlt. “Eben deshalb – bekräftigen die Bischöfe – besorgt es uns, dass Instrumente wie das manuelle endouterine Absaugegerät weiterhin verteilt und kostenlos vom Gesundheitsministerium an Ärzte und Nicht-Ärzte auch zum persönlichen Gebrauch verteilt werden. Die Wiederverwendung dieser Instrumente und vor allem der Kanülen ist äußerst heikel, eben weil sie mehrfach wieder benutzt werden können und somit die Ansteckungsgefahr für HIV, Hepatitis B, Tetanus, Gasbrand usw. Erhöhen.”

....Aus diesem Grunde fordern sie die Regierungsbehörden auf die ernsthaften Konsequenzen aus der Durchführung dieses Programms der Abtreibungsnachsorge eingehend zu studieren. Sie bestehen darauf, dass die hierfür bestimmten finanziellen Mittel und Geldspenden zur Förderung der ethischen und moralischen bei der Jugend verwendet werden.

....Die Bischofskonferenz Guatemalas erklärt ferner, dass sie darüber wachen werde, dass der Artikel 3 der Verfassung der Republik Guatemala weder verändert noch abgeschafft werde, denn er sei die Grundlage für den Respekt gegenüber dem Grundrecht des Nicht-Geborenen auf Leben.

.....Und auch in  Costa Rica gab es eine von einigen Abgeordneten eingebrachte Gesetzesinitiative zur Gleichstellung der gleichgeschlechtlicher Verbindungen mit dem Institut der Ehe. Im Juni haben dort die Bischöfe ein Kommunique veröffentlicht, in dem sie darauf hinweisen, dass “dies aus der Sicht des Naturrechts, des Verfassungsrechts und – für uns Gläubigen – auch des göttlichen Rechts vollkommen kontraproduktiv ist”. Das Gemeinwohl der Gesellschaft – heißt es weiter – erfordert Gesetze, die den Ehebund als Grundlage für die  Familie -Primarzelle der Gesellschaft selbst - “. verteidigen, fördern und schützen. Die Bischöfe vertreten ferner die Ansicht, dass die Annahme dieses Entwurfs “ein Übel für die Gesellschaft wäre, ein Todesstoß für das Institut der Ehe und für die Familie, eine Manipulation des göttlichen Plans.”

M 18. September hat der Abgeordnete der Partei , Unión Nacional, PUN, José Manuel Echandi, einen Gesetzentwurf veröffentlicht, mit dem der Artikel 21 der Verfassung abgeändert werden soll, eben der Artikel, der das menschliche Leben vom Augenblick der Zeugung an schützt. Der Gedanke dabei ist, die Option der in-vitro-Befruchtung im Lande zu erleichtern. Im Jahre 2000 hatte die Vierte Kammer diese Methode als verfassungswidrig verboten, da im Verlauf zahlreiche menschliche Embryonen getötet werden. Jetzt möchte der Abgeordnete Echandi aber eine Reform der Charta Magna erreichen um die Technik der in-vitro-Befruchtung als verfassungskonform gelten zu lassen.

Die Erzdiözese von San Jose hat alle Gläubigen vor der Gefahr gewarnt, die eine Realisierung des Reformgesetzes zu Art. 21 der Verfassung mit sich brächte. Dies wäre nur der erste Schritt zur Legalisierung der Abtreibung, zur Human-Embryonen-Forschung und vielen anderen Praktiken.

....

......In diesem Gesamtpanorama stellte  Nicaragua eine große Ausnahme und gleichzeitig ein Beispiel und einen Triumph für die Völker Lateinamerikas dar. So hat die Nationalversammlung Nicaraguas in der tat am 13. September 2007 eine zehn Punkte umfassende Kampfansage veröffentlicht. Es wird vor allem jegliche Art von Abtreibung im neuen Strafgesetzbuch untersagt. Kurz zuvor noch, am 26. Oktober 2006, wurde der damals noch geltende Artikel 165 des Strafgesetzbuches per Gesetz abgeschafft, der die sog. Therapeutische Abtreibung gestattet hatte.

....2004 hatte ein Rechtsanwalt und Politiker einen Vorschlag für ein neues Strafrecht vorgelegt, der  die Straffreiheit für Abtreibung und Euthanasie einschließt. Dies gab den Anlass zu einem erbitterten Kampf zwischen der Kultur des Todes und der Kultur des Lebens. Es wurde die Nicaraguensische Vereinigung für das Leben gegründet, die auf die Unterstützung von Kardinal Miguel Obando Bravo und nach und nach auch auf die aller Bischöfe zählen konnte. Dies wiederum hat andere Gruppen ermutigt sich zusammen zu tun und so ein ganzes Netz zur Verteidigung des Lebens zu schaffen. Im gvan zen land wurden zahlreiche Aktivitäten organisiert: Treffen auf nationaler Ebene zwischen Erwachsenen und Jugendlichen, Besuche von Universitäten, Schulen, Pfarrgemeinden, Gemeinschaften, von kirchlichen Bewegungen innerhalb und außerhalb Nicaraguas; Beteiligung an öffentlichen Diskussionen im Fernsehen, in den Universitäten; Interviews in der nationalen und internationalen Presse.

Eine der Hauptveranstaltungen war der große Pilgermarsch zugunsten des Lebens, der mit Unterstützung der Bischofskonferenz für den 6. Oktober 2006 anberaumt wurde und anlässlich dessen auch die “therapeutische Abtreibung” diskutiert wurde. Der Marsch ging durch die Straßen von Managua und erreichte ihren Höhepunkt in einer ökumenischen Feier und der Hinterlegung von 290.000 Unterschriften bei der Direktion der Nationalversammlung zugunsten der Bestrafung jeglicher Art von Abtreibung im neuen Strafgesetzbuch. Der Erzbischof von Managua, Leopoldo Jose, hat erklärt, dass “die Bedeutung dieser Demonstration des Glaubens auf der Großherzigkeit und der Organisation seitens unserer Gemeinden fußt ebenso wie auf dem Geist von Gemeinschaft, 

Solidarität und Gehorsam, der wir als Teil der Pastorale innerhalb der neutralen Kirche dieser Erzdiözese erleben”.

.....Das Land hat schließlich dem Druck nicht nachgegeben, und so ging Ende Oktober die Abstimmung in der Nationalversammlung mit 52 Ja-Stimmen, 29 Nein-Stimmen und 9 Enthaltungen zugunsten der Strafbarkeit der therapeutischen Abtreibung aus. Mit diesem Abstimmungsergebnis wird nun eine Reform des geltenden Strafrechts eingeleitet,die das therapeutische Abtreibung genannte Übel, das seit mehr als 100 Jahren als Rechtsfigur in Nicragua besteht, strafbar machen wird. Und zuletzt am 13. September 2006 hat die Nationalversammlung dann mit 64 Ja-Stimmen und nur 3 Gegenstimmen ohne Enthaltungen jegliche Art von Abtreibung im neuen Strafgesetzbuch für strafbar erklärt. Auf diese Weise kann das Land von un an auf eine der für das nicht geborene Leben günstigste Gesetzgebung auf dem ganzen amerikanischen Kontinent zählen.

.....Als der Heilige Vater, Benedikt XVI., am 24. September  den neuen Botschafter Nicaraguas beim heiligen Stuhl, Jose Cuadra Chamorro, empfing, gab er seiner Freude über die Einstellung dieses Landes zum Leben in den verschiedenen gesellschaftlichen Institutionen zum Ausdruck trotz großem internen und internationalem Druck seitens der Abtreibungs-Lobby , und bezeichnete die Abschaffung der “therapeutischen Abtreibung” im vergangenen Jahr als “sehr positiv”.

ERZIEHUNG: EINE NOCH NICHT ABGESCHLOSSENE ARBEIT

Unter der Nummer 328 des Dokuments von Aparecida wird unterstrichen, dass Lateinamerika sich im Bereich der Erziehung in einer besonders prekären Situation befindet. Die neuen Regelungen scheinen dem Druck der Forderung nach Anpassung an die neuen, durch die globalen Veränderungen entstandenen Bedürfnisse nachzugeben und so Erziehung und Bildung vorwiegend auf die Erlernung von Fachwissen und Fähigkeiten zu konzentrieren; dies gehe einher mit anthropologischen Einschränkungen, da  Erziehung eben hauptsächlich Produktions,-Wettbewerbs-und Markt-gebunden verstanden werde. Oft enthalten diese neuen Regelungen aber auch Aspekte, die im Gegensatz zum Leben stehen, zur Familie und zu einer gesunden Sexualität. So wird der Jugend nicht geholfen die Gewalt zu überwinden, geschweige denn ein anständiges Leben zu führen und die für die Bildung einer stabilen Familie notwendigen Tugenden und Sitten zu erlernen oder im Stande zu sein eine gute Gesellschaft aufzubauen (Nr. 328). Deshalb wird gefordert, dass die katholische Schule eine tief greifende Änderung diesbezüglich bewirkt.

....Neue Gesetzentwürfe im Bildungsbereich gibt es in zahlreichen lateinamerikanischen Ländern; oft stehen sie nicht im Einklang mit der transzendentalen Dimension des Menschen, wogegen die Kirche energisch ihre Stimme erhebt.

.....Die Bischöfe Argentiniens haben auf ihrer 93. Vollversammlung vom 23. bis 28. April 2007 als zentrales Thema die Folgen des neuen Bildungsgesetzes und die Durchführung des Sexualerziehungsprogramms für die Erziehung analysiert. Sie haben ihre Sorge über den mit dem neuen Gesetz einhergehenden  ideologischen Prozess in einem an das ganze Volk gerichteten Brief ausgedrückt, in dem einige wichtige Grundsätze genannt werden, von denen die Kirche hofft, dass sie in dem künftigen Bildungsgesetz Eingang finden, damit “es zu einem wirksamen Instrument für die Heranbildung der künftigen argentinischen Generationen werden und damit dem Gemeinwohl des gesamten Landes dienen kann.”

.....Sie erinnern vor allem daran, dass “die Haupt-und Hilfsrolle des Staates mit dem natürlichen und unveräußerlichen Recht der Eltern einhergehen muss für ihre Kinder eine Erziehungsform zu wählen, die ihren eigenen Überzeugungen entspricht.”Und sie vertreten ebenso die Ansicht, dass eine ganzheitliche Erziehung notwendigerweise die transzendente Dimensione des Menschen einschließen muss. “Unsere Kinder und Jugendliche verdienen ein Bildungsgesetz, das den Bestrebungen des Individuums voll gerecht wird, und jedem Erzieher die Möglichkeit belässt Gott, den Schöpfer und Vater Aller zu erfahren, zu lieben und an Ihn zu glauben”. An anderer Stelle heiß es, dass “die Erziehung der unverzichtbare Grundpfeiler einer gerechteren und solidarischen Gesellschaft ist, die sich auf die Werte von Frieden, Freiheit Gleichheit Solidarität und Suche nach dem Gemeinwohl stützt”, und dass der Staat “gleichermaßen und gerecht die Erziehung  zu Tätigkeiten sowohl im staatlichen als auch im privaten Bereich finanzieren muss.

....Ungefähr einen Monat später haben sich Vertreter der hauptsächlichen, in Argentinien präsenten Konfessionen mit der Bildungskommission der argentinischen Abgeordnetenkammer getroffen um einige, als unverzichtbar angesehene Artikel zu verteidigen; sie haben dabei gefordert, dass die “transzendenten Werte” im künftigen nationalen Bildungsgesetz nicht ausgeschlossen werden. Drei Punkte liegen den verschiedenen Religionsvertreter besonders am Herzen:1) die effektive Einbeziehung all derer, die das nötige haben um sich am nationalen Erziehungssystem zu beteiligen – mit besonderem Augenmerk auf die sozial schlechter gestellten Gruppen. In diesem Sinne wird gefordert, dass 6% des Bruttoinlandsprodukts für den Bildungssektor zur Förderung der Chancengleichheit bestimmt wird; und dass die rückständigsten Provinzen identifiziert werden, denen ein Teil des vorgeschlagenen Prozentsatzes zukommen soll. 2) Es wird gefordert der transzendenten Dimension des Menschen Rechnung zu tragen, die Teil der ganzheitlichen Entwicklung der menschlichen Person ist. “ Es ist nicht genug ethische und demokratische Werte aufzuzählen – bekräftigen die Konfessionsvertreter – wenn die Entwicklung aller transzendenten Werte nicht nur nicht der Lebensqualität der Indivduen, sondern nicht einmal der Größe eines Landes gerecht wird”. 3) Dieser Punkt bezieht sich auf die Rolle der Familie bei der Erziehung. Es wird gefordert, dass über die formale Anerkennung der Eltern als 'natürliche und primäre Vermittler' von Erziehung hinaus klar und deutlich zum Ausdruck gebracht wird, dass die Eltern das Recht haben “ an der Definition der Inhalte, Methoden und Lehrmaterialien beteiligt sein müssen.”

.... Im Februar kam die Kirche anlässlich des 44. , vom Hohen Rat der Katholischen Erziehung organisierten Kurses für die Rektoren erneut auf dieses Thema zurück: dem Titel “Die Kirche und das Gesetz über die nationale Erziehung” gab die Episkopalkommission  für Katholische Erziehung der Bischofskonferenz von Argentinien unter dem Vorsitz von Mons. Guillermo Jose Garlatti eine umfangreiche Erklärung ab, in der das neue Gesetz zur Erziehung analysiert wurde. Es wird dabei positiv vermerkt, dass die Erziehung verstanden als öffentliches Gut und individuelles und soziales Recht gutgeheißen und die Familie als der natürliche und primäre Träger der Erziehung anerkannt wird. Es wird außerdem bekräftigt, dass das Ziel der Erziehung die ganzheitliche Bildung der Person in all ihren Dimensionen sei. Aber um dies zu erreichen, müsse auch die religiöse und transzendente Dimension des Menschen eingeschlossen werden. Gleichzeitig wird in der Erklärung gefordert auch Aspekte, Aktionen und Innovationen einzubeziehen, die zur Erfüllung der Anforderungen der heutigen Situation unseres Erziehungssystems von größter Bedeutung sind”;  z.B. müsse die Erziehung Priorität in der Regierungspolitik erhalten, die Schulpflicht müsse ausgedehnt , die freie Wahl der Erziehung anerkannt, die bedürftigeren Gruppen bevorzugt und eine Vereinbarung zur Finanzierung der Erziehung als öffentliches Gut angestrebt werden.

.....Neben diesen positiven Aspketen gibt es natürlich auch eine Reihe von negativen, die den Pastoren der Kirche Sorge bereiten, wie z.B. die “übertriebene Zentralisierung des Erziehungssystems, insbesondere im Hinblick auf die Lehrerausbildung”. Auch die Einbeziehung als Teil des obligatorischen Curriculums des Gesetzes Nr. 26171, das das “fakultative Protokoll der Konvention zur Abschaffung jeglicher Form von Diskriminierung der Frau” ratifiziert gehört hierzu; darin wird auf der Realisierung der Programme zur Familienplanung bestanden, durch die Praktiken wie Empfängnisverhütung, Sterilisierung und Abtreibung erleichtert werden könne – ein Aspekt, der die argentinischen Bischöfe wiederholt alarmiert hat.  Hinzu kommt die “Einbeziehung 

der Geschlechtstoleranz ('Ideologie des Geschlechts'), einem Prinzip, das im Gegensatz zur Realität der menschlichen Natur steht, denn das Geschlecht des Menschen ist vom Augenblick seiner biologischen Zeugung an bereits bestimmt: entweder Mann oder Frau”. Die Kirche hat nachdrücklich gefordert, das in die Inhalte des Lehrplans auch die Verteidigung des menschlichen Lebens und seiner Würde aufgenommen werde, womit sie keineswegs ein Privileg erbitte, sondern lediglich die Achtung der von der Landesverfassung garantierten Rechten.

....Im Juni haben die Bischöfe der Provinz Buenos Aires ebenfalls ein Kommunique veröffentlicht, in dem sie auf einige grundlegende Punkte hinweisen, die beachtet werden müssen, sobald die Erarbeitung eines Textes für das neue Erziehungsgesetzes der Provinz in Angriff genommen werde.

.... 

In  Venezuela hat das Erziehungssystem eine enorme gesellschaftliche und wirtschaftliche Bedeutung erlangt. Zweifellos wird die Qualität des öffentlichen Bildungswesens immer schlechter und der Zugang dazu immer schwieriger. Für die ärmeren Gruppen besteht keine Chancengleichheit 

hinsichtlich Qualität und finanzieller Abdeckung der Erziehung, und es bestehen spürbare Unterschiede im Bildungsangebot zwischen den Großstädten und den ländlichen Gegenden. Staat und Gesellschaft haben ganz klar keine Initiativen für die Qualitätsverbesserung der Erziehung gemacht, was negative Folgen hat für die Heranbildung unseres menschlichen Kapitals. Den jüngsten Informationen von PROVEA zufolge gingen 2006 ungefähr 60.000 Kinder zwischen 3 und 5 Jahren nicht zur Schule , und im Grundbildungsbereich sind es mehr als 600.000 , die die Schulen nicht besuchen.

....In Venezuela wird auch an einem organischen Gesetzentwurf zur Erziehung gearbeitet. Im März haben die Katholischen Bildungsorganisationen Venezuelas das Dokument “Die Bildung, die Venezuela braucht” vorgelegt mit dem Ziel Überlegungen zu dem im vorgenannten Entwurf dargelegten venezolanischen Erziehungsmodell anzustellen.

......In dem Dokument werden einige positive Elemente des Gesetzentwurfs aufgezeigt; es wird aber auch auf  Notwendigkeit hingewiesen,die Diskussion über bestimmte Themen zu erweitern, wie z.B. die Bildungsziele in Venezuela, die Mitverantwortung, sowie die Teilnahme der einzelnen Stufen des öffentlichen Bildungswesens, die Rechte der berufsmäßig Erziehenden, die Gewährung von Zuschüssen durch Vereinbarungen mit Bildungsinstitutionen zugunsten benachteiligter Bevölkerungsgruppen und das Recht der Eltern selbst zu entscheiden, ob ihre Kinder am Religionsunterricht teilnehmen oder nicht.

.....Die Abteilung für Erziehung des Ständigen Sekretariats der Bischofskonferenz von Venezuela hat im Juni eine Nationale Woche über die Religionserziehung in Schubert organisiert, während der versucht wurde, vor allem die Aufmerksamkeit auf den Entwurf für ein Organisches Bildungsgesetz zu lenken, das in Art. 8 auf die Abschaffung des Religionsunterrichts in den Schulen Venezuelas abzielt.

....Die Kirche hat ferner ihrer Sorge über die Enteignung der katholischen Schulen und Gesundheitszentren durch die Regierung. Die Schulen in diesem lateinamerikansichen Land  “fühlen sich immer mehr bedroht”, da der Staat Einfluss auf den Unterricht ausübt, indem nur “genehmigtes Unterrichtsmaterial” verwendet werden darf, und durch Indoktrination der Bevölkerung. Geistliche wie Laien befürchten die Enteignung der katholischen Schulen stark.

....Der Auxiliarbischof von Caracas, Mons. Nicolas Bermudez, hat erklärt, dass sich die Kirche nicht gegen die Lehre der Ideologien wende, die es in der Welt immer gegeben hat, aber gibt zu bedenken, dass es ein Unterschied ist, ob Wissen über eine sehr verschiedene Ideologie vermittelt wird,oder ob man die Bevölkerung indoktriniert, indem nur ein einziges Erziehungsmodell erlaubt wird. “Alle Menschen haben ein Recht auf Kultur. Die Venezuelaner sollen die Geschichte und Dogmen von früher kennen lernen. Das Wissen ist nicht das Problem; zum Problem wird es, wenn man damit indoktrinieren will. Wichtig ist, dass echte Lehrfreiheit und wahre Glaubensbezeugung herrscht”, erläuterte Mons. Nicolas Bermudez. Er forderte die Regierung auf den Beitrag der Kirche zur Bildung von Millionen von Venezuelanern anzuerkennen und verlangte, dass ihr dies auch weiterhin gestattet werde. Der Auxiliarbischof von Caracas l'indigete abschließend an, dass die Episkopalkommission für Erziehung die neue, vom Erziehungsministerium erarbeitete Linie begutachten und demnächst ihre Kommentare dazu bekannt geben werde. 

....Eine ähnliche Situation herrscht in Bolivien . Bereits 2006 wurde ein Entwurf für ein Bildungsgesetz vorgelegt. Mons. Tito Solari, der Erzbischof von Cochabamba, gab in einer Botschaft unter dem Titel “Die Stimme des Hirten” im Dezember 2006 seiner Sorge dazu  Ausdruck:”Wir sind besorgt, denn dieser Entwurf enthält eine totalitäre Vision der Erziehung.” Er klagt an, dass dem Entwurf zufolge sich der Staat zum mentor der Erziehung mache ....Dieser Bildungsentwurf sei entgegengesetzt zur demokratischen Vision, nach der  Erziehung ein allgemeines Gut sei, ein soziales Erbe, das Familienväter, Gemeinden, die Gesellschaft und auch den Staat einbeziehe; demnach dürfe weder der Staat noch irgendeine andere Organisation die Erziehung monopolisieren Weiter heißt es, dass nach dem Gesetzentwurf die Familienväter ihrer Verantwortung, ihre Kinder zu erziehen, enthoben würden, ebenso wie des Rechts auf freie Wahl der Erziehung für ihre Kinder.

Im Dezember 2006 haben der Präsident der Republik Bolivien, Evo Morales, und sein Vizepräsident, Alvaro Garcia Linera zusammen mit dem Erzbischof von Santa Cruz de la Sierra und dem Vorsitzenden der bolivianischen Bischofskonferenz (CEB) und Kardinal Julio Terrazas ein Bildungsabkommen zwischen der Kirche und der Regierung unterzeichnet, das – zumindest im Moment – das weitere Bestehen der von der CEB verwalteten Schulen und Internate garantiert; dies ist nach mehreren Monaten der Unsicherheit angesichts des Gesetzentwurfs erfolgt, dem zufolge der Staat zum Mentor der Erziehung würde und eine vollkommen laizistische Erziehung verfechten würde, die dem “religiösen Monopol der Kirche” ein Ende machen soll.

....Die genannte Vereinbarung garantiert die Kontinuität dieser Schulen der katholischen Kirche, solange die Verfassunggebende Versammlung keine neue Regelung verabschiede. Kardinal Terrazas  hat sich zuversichtlich gezeigt, dass die Erweiterung des Abkommens all die tausenden Lehre und Schüler beruhigen werde, die in diesen Zentren lernen. Die “Schulen und Internate der Vereinbarung” - wie sie genannt werden – belaufen sich auf ungefähr 1500 im ganzen Land; sie wurden mit Unterstützung der Kirche erbaut und arbeiten mit staatliche bezahlten Lehrkräften. Die Beunruhigung des Personal und der Schüler dieser Zentren hatte Mitte des Jahres begonnen, als sich die  Regierung mit der katholischen Hierarchie konfrontierte, die angeklagt wurde, wie die Inquisition zu handeln, da sie die laizistische Erziehung nicht obligatorisch machen will.

....Die Episkopalkommisison für Erziehung hat ihrerseits ein Dokument veröffentlicht, in dem sie absolute Grundlage für die Erziehung erwähnt, d.h. Würde, Rechte und Ethik eines jeden Menschen.

....Später dann, im Juni 2007, haben Vertreter des bolivianischen Erziehungsministeriums und der Episkopalen Kommission für Erziehung die Gültigkeit der zwischen dem Staat und der katholischen Kirche getroffenen Vereinbarung bestätigt, die das Unterrichtsfach Religion im Erziehungssystem des Landes garantiert. Diese Vereinbarung ist das Ergebnis monatelanger Polemik um den Entwurf zum neuen Allgemeinen Erziehungsgesetz .An dem Treffen haben u.a. der Minister und der Vize-Minister für Erziehung teilgenommen, zusammen mit dem Erzbischof von Chochabamba, Mons. Tito Solari, und dem Präsidenten der Bischofskonferenz, Mons. Luis Sainz Hinojosa.

....Mit dieser Vereinbarung wurde garantiert, dass die völlige Religions-und Kultfreiheit unter Berücksichtigung der Verschiedenartigkeit des Landes respektiert und die Aufnahme des Religionsunterrichts im nationalen Lehrplan sichergestellt wird. Darüberhinaus wird das Abkommen zwischen Staat und Katholischer Kirche im Erziehungsbereich bestätigt; und es wurden Nutzen und Funktion der privaten Universitäten im Sinne der nationalen Gesetzgebung ratifiziert bei damit einher gehender Feststellung, dass der Staat durch das Erziehungs-und Kultusministerium weiterhin mit der Katholischen Kirche in all den Bereichen zusammenarbeitet, die mit der Verbesserung der Erziehungs-und Gesundheitsprogramme zu tun haben. Der Erziehungsminister hat außerdem zugesagt, dass er den ständigen Dialog mit der Kirche aufrecht erhalten und regelmäßige Treffen zum Gedankenaustausch über die jeweiligen Erfahrungen im Erziehungswesen abhalten werde. Der Vorsitzende der Bischofskonferenz, Mons. Luis Sainz Hinojosa, hat versichert, dass Kirche und Staat gemeinsam “das neue Gesetz zur Erziehung bereichern werden, damit die Mehrheit derer, die weit draußen wohnen oder in ärmlichen Verhältnissen leben immer mehr Nutzen daraus ziehen können”.

....Auch in  Uruguay gibt es einen Entwurf für ein neues Gesetz im Bildungsbereich. Zu Abschluss ihrer Vollversammlung im April haben die Bischöfe ihrer Sorge darüber Ausdruck gegeben, dass “ ein großer Prozentsatz von Kindern und Jugendlichen durch hohe Durchfalls-und Abwesenheitsraten nicht im Erziehungssystem einbegriffen sind”  Die katholische Kirche versucht für diese Probleme verschiedene Antworten zu finden.

...In Chile haben die Bischöfe am ende ihrer Vollversammlung im April über die Regierungsinitiative zur Bildungsreform Überlegungen angestellt.

Diesbezüglich zeigen sie sich der Notwendigkeit bewusst, dass Fortschritte gemacht und die Qualität des Unterrichts verbessert werden muss; dazu ist es aber unerlässlich die Stimme aller Beteiligten und nicht nur einer Gruppe  anzuhören. Wenn sie auch noch kein endgültiges Urteil über den Entwurf abgeben konnten, haben sie doch Geistliche, Familienväter, Erzieher, Bildungseinrichtungen, die Regierung und all diejenigen eingeladen, denen die große Verantwortung obliegt das Thema eingehend analysieren und den Entwurf genau zu studieren. Sie haben ferner fünf Punkte zum Thema angeführt, die sie für unverzichtbar halten: das Recht auf eine qualitativ gute und gerechte Erziehung; eine auf die Person mit all ihren religiösen, moralischen, intellektuellen und sozialen Dimensionen ausgerichtete Erziehung; eine Erziehung, die das Vorrecht der Familienväter unterstützt und stärkt, die richtige Erziehung für ihre Kinder selbst zu wählen;eine Erziehung, die  Freiheit des Zugangs zum Bildungsangebot fördert; eine Erziehung, die den Aufbau eines gerechteren und solidarischen Landes ermutigt.

.

VITALITÄT DER KIRCHE IN LATEINAMERIKA IN DEM BEMÜHEN GERECHTIGKEIT,MENSCHENRECHTE UND AUSSÖHNUNG DER VÖLKER ZU FÖRDERN  

Bezüglich der Arbeit der Kirche in Lateinamerika anerkennt das Schlussdokument von Aparecida ihre große Vitalität und ihr vielfaches Engagement für die Armen durch umsichtige, richtungsweisende Anregungen, Einsatz für die Gerechtigkeit, für die Menschenrechte  und die Aussöhnung der Völker; oft wurde sie dafür als eine Instanz der Treue und Glaubhaftigkeit geschätzt.(Nr. 98)

Unter ihren pastoralen Bemühungen muss ihre pastorale Lebendigkeit in Bibelangelegenheiten hervor gehoben werden, durch die das Wissen um das Wort Gottes und Liebe dazu vermehrt wurde ebenso wie die liturgische Erneuerung, und die unleugbaren Ergebnisse , die viele Missionare und  Missionarinnen mit ihrer Evangelisierungsarbeit erreicht haben; die wachsenden Bemühungen um die pastorale Erneuerung in den Gemeinden durch verschiedene Arten von Neu-Evangelisierung; die Entwicklung der Sozial-Pastorale, der Wohltätigkeitsarbeit und der reichen Freiwilligen-Aktivitäten. So hat sich eine Pastorale del sozialen Kommunikation heraus gebildet, und die Kirche kann heute auf Mittel zählen, auf die sie sich bisher für die Evangelsierung nie verlassen konnte: die Schaffung von zahlreichen Gemeinschaften, von neuen Rechtsbezirken und Pastoralorganen, die den Fortschritt in der Struktur einer Organischen Pastorale ermöglichte (Nr. 99).

Neben all dem gibt es freilich auch einige Schatten, wie z.B.: Versuche zu  einer gewissen Art von Ekklesielogie und Spiritualität zurückzukehren, die im Gegensatz stehen zu der Erneuerung nach dem II. Vatikanischen Konzil; eine gewisse Abschwächung des christlichen Lebens innerhalb der Gesellschaft und sogar der Kirche, eine wenig begeisterte Evangelisierungsarbeit und ohne neue Methoden und Ausdrucksweisen; eine individualistische Spiritualität; ein gewisses Maß an Relativismus im Bereich von Ethik und Religion, eine ungenügende Anzahl von Geistlichen und ihre nicht angemessene Verteilung, ein Mangel an Missionsgeist unter einigen Mitgliedern des Klerus, Abwanderung zahlreicher Katholiken in andere Religionsgruppen (Nr. 100)

Im Folgenden verzeichnen wir einige der kirchlichen Termine und Ereignisse, die im Verlauf dieses Jahres in Lateinamerika stattgefunden haben. Es sind natürlich nicht alle, sondern nur die hauptsächlichsten, an denen die Vitalität der Kirche auf diesem Kontinent veranschaulichen.

......Unter den zahlreichen Aktivitäten, der Kirche in Lateinamerika gehört vor allem die Organisation in Argentinien des Ersten Kongresses zur Evangelisierung der Kultur vom 3.bis 5. November; Ziel dabei ist die Präsenz der Katholiken im öffentlichen Leben zu fördern. Im Februar fand der Interamerikanische Kongress der Katholischen Erziehung dem Titel “Für ein von der Erziehung ausgehendes integriertes Amerika”.Zu den Schlussfolgerungen gehört die Bekräftigung der Notwendigkeit, dass die Katholiken nicht in Schweigen und Gleichgültigkeit verharren, sondern ihre Vorstellungen zur menschlichen Person offen darlegen, vor allem im Hinblick auf die Armen, die Schwachen und Leidenden und dabei ein besonderes Augenmerk auf die neuen Formen der Armut richten; Es wurde außerdem auf die Bedeutung der Institution Familie gemäß dem Plan Gottes, als Heiligtum des Lebens hingewiesen.

.....In Argentinien wurde auch der Erste Erzdiözesen-Kongress der Laien in San Miguel de Tucaman unter dem Titel “Auf dem Weg zur Zweihundertjahrfeier des Tucaman” abgehalten. Dieser Kongress soll die Fortführung des Weges sein, der mit dem Laien-Kongress in Buenos Aires 2005 begonnen hat, und der Versuch den Prozess der Beteiligung der katholischen Laien von Tucaman als Glieder der Kirche und am Leben der Provinz zu vertiefen.

....In diesem Jahr haben zwölf argentinische Diözesen das 50jährige Bestehen seit ihrer Gründung am 11. Februar,dem Tag Unserer Lieben Frau von Lourdes begangen. 1957 hatte Papst Pius XII. Mit der Bulle “Quandoquidem adoranda” 12 neue Diözesen auf argentinischem Boden gegründet und zwei Diözesansitze zu Erzbistümern befördert: Tucaman und Bahia Blanca. Die zwölf neuen Bischofssitze sind:San Isidro, Morón, Lomas de Zamora in Mar de la Plata ,,Nueve de Julio in der Provinz Buenos Aires; Santa Rosa de Toay (heute Santa Rosa) in der Pampa; Gualeguaychú in  Entre Rios; Reconquista in Santa Fe; Posadas, in Missioni Formosa in Formosa; Villa María in Córdoba; und Comodoro Rivadavia in Chubut.
Mit diesen hat Argentinien nun 35 Kirchenbezirke, von denen 9 Erzdiözesen sind. Anlässlich der 50-Jahr-Feier haben in diesen Diözesen zahlreiche Veranstaltungen stattgefunden.

....Im Erzbistum von Salta fand ein Marianischer Kongress im Rahmen der Zweihundert-Jahr-Feier der Kirche von Salta statt mit dem Ziel der Glaubenserneuerung angesichts der derzeitigen Herausforderungen. Die Kirche von Salta hat die 200 Jahre ihres Bestehens begangen, und deshalb hat der Erzbischof das Jahr – vom 28. März 2006 bis zum 27. März 2007 – zum “Jahr des 200jährigen Bestehens der Kirche von Salta” erklärt um die “Treue unseres Gottes während der 200 Jahre unseres Bestehens als Diözesankirche zu feiern”.

.....Im Februar fand das XV. Große Treffen der Katecheten mit dem Ziel statt über die Verantwortung für die Errichtung einer gerechteren Nation im Zeichen der Brüderlichkeit in Hinblick auf die Zweihundertjahrfeier Argentiniens nachzudenken (25. Mai 1810 – 25. mai 2010). In den kommenden vier Jahren der Vorbereitung werden die Katecheten gemeinsam Überlegungen zu diesem Thema anstellen.

...Die Kirche Argentiniens erlebt in diesen Tagen auch eine intensive Kampagne anlässlich der Seligsprechung von Ceferin Namuncura; die Veranstaltungen hierzu beginnen am Sonntag, den 11. November in Chimpany (Rio Negro, Patagonien), der Heimat von Ceferino, einem jungen Indio, “der nie aufgehört hat Missionar zu sein”und ein Priester des Volkes sein wollte. “In Zeiten von Gewalt und Krise, die wir heute leider zu leben gezwungen sind, lehrt uns sein Beispiel stark zu sein, Herz und Blick auf die Entdeckung des Wesentlichen zu richten, um all die Diskriminierung und Gewalt überwinden zu können. Seine Integrität und Festigkeit in seinen Entscheidungen ermutigen uns, nicht kleinlichen Interessen nachzugeben, sondern das Gute in Allen zu suchen”, erklären die Bischöfe der Region.

In Mexiko verlief die Heiligsprechung des ersten auf amerikanischem Boden geborenen Bischofs, des Seligen Rafael Guizar y Valencia unter großen Erwartungen; er wurde auch zum Schirmherr der mexikanischen Bischofskonferenz ernannt.

....Am 12. Dezember 2006 schloss das Jubiläumsjahr von Guadalupe anlässlich der 475 Jahrfeier des Erscheinens der Jungfrau, das am 12. Dezember 2005 begonnen hatte. “Dieses Ereignis – so heißt es in einer Botschaft der Bischofskonferenz von Mexiko – ist gleichzeitig auch der Anfang der Evangelisierung, die eine über alle Erwartungen hinausgehende Vitalität gezeigt hat. Die Präsenz der Jungfrau hat das Zusammentreffen von zwei verschiedenen Welten erleichtert.” Dieses Jubiläumsjahr war zudem auch der Anfang der Vorbereitungen für den 500. Jahrestag der Erscheinung unserer Lieben Frau von Guadalupe, die 2031 gefeiert wird.

.......Zum ersten Mal wurde vom 10. bis 13. Juli auf Kuba  die Ordentliche Versammlung der CELAM abgehalten. Sie folgte den Pastoral-Linien der V. Generalkonferenz des Episkopats Lateinamerika und Karibik. Während der Versammlung hat auch die Wahl des neuen Vorstandes stattgefunden. Mons. Juan de Dios Hernandez Ruiz, der Delegierte der katholischen Bischöfe von 

Kuba, bekräftigte, dass dieses Ereignis “uns sehr stärkt, denn man kann hierin konkret die Bindung der Kirche in Kuba zu der lateinamerikanischen Kirche erkennen”. Der Bischof  sagte außerdem, dass “diese Feier die Möglichkeit gibt unsere kubanische Kirche zu unterstützen, ihr auf ihrem Weg in diesem Teil der Welt einen Sinn zu verleihen und dazu beizutragen, dass unsere Realität hier bekannt wird.”

....Am ersten Tag der Versammlung wurden die neuen Führungsorgane für die Jahre 2007-2008 gewählt. Zum Präsidenten wurde Don Raymundo Damasceno Assis, der Erzbischof von Aparecida (Brasilien) gewählt. Erster Viz-Präsident ist Mons. Baltazar Porrai Cardozo, Erzbischof von Merida (Venezuela); zweiter Vize-Präsident Mons. Andres Stanovik, Bischof Reconquista (Argentinien). Die neue Leitung hat bereits von der ersten Versammlung, bei der sie den Vorsitz führte, die Aufgabe die Leitlinien für die Mission im Kontinent zu empfangen und die Ergebnisse der Konferenz von Aparecida anzuwenden.

....Die Kirche von  Venezuela hat das Plenarkonzil von Venezuela abgeschlossen und darauf hingewiesen, dass es “notwendig ist, das Evangellium des Lebens zu verkünden und zu verteidigen und die Verpflichtung zu erfüllen, in Venezuela eine Gesellschaft aufzubauen, die die Werte des Reichs Gottes transparent macht”. Kardinal Jorge Arturo Medina Estevez, Sonderabgesandter des Heiligen Vaters, war gekommen um dieses Konzil nach sechs Jahren Arbeit zu beschließen. Mit dem Schlussakt ist offiziell die Durchführungsphase des Plenarkonzils eingeleitet worden; von diesem Moment an gibt es einen Plan für die kommenden Jahre und Jahrzehnte, in dem auch die Funktion der Laien hervorgehoben ist.

In den sechs Jahren intensiver Arbeit hat die Kirche eingehend über das nachgedacht, was bisher getan wurde und das, was noch getan werden muss , um Gedanken und Aktion in den nächsten Jahren zu erneuern und auf den neusten Stand zu bringen. In dem Bestreben, sich ein neues Gesicht zu geben ,und bereit die Prüfungen und Herausforderungen der Ära der Globalisierung anzunehmen, der regionalen Integration, der postmodernen kulturellen Bewegung als Zeichen der Zeit, hat sie sich konkrete Themen aufgegeben ebenso wie die Art und Weise , wie sie in der Pastorale anzugehen sind. Die erste Sitzung des Konzils fand im Jahr 2000 statt; sie fiel mit den Feierlichkeiten für den 500. Jahrestag seit dem Beginn der Evangelisierung in Venezuela (1498-1998) zusammen. Seitdem wurde jedes Jahr eine achttägige Sitzung abgehalten. Allgemein gesehen haben die Themen des Plenarkonzils die Themen der missionarischen Verkündung, der Katechese, der Liturgie und des Gebets näher gebracht, ebenso wie die die Jugend, die Familie, die Berufungen, die sichtbaren Gemeinschaften, die Entwicklung des Menschen, den Dialog für die Kommunion, die Mitarbeit in der Gesellschaft und die soziale Kommunikation, die alle neue Herausforderungen darstellen. Insgesamt wurden 16 Konzilsdokumente verabschiedet.

...In Caracas hat die Kirche ein Jubiläumsjahr ausgerufen, das am 22. September 2007 anlässlich der 25. Wiederkehr der Bischofsweihe von Kardinal Jorge L. Urosa Savino und dem 40. Jahrestag seiner Priesterweihe. Das Jubiläumsjahr steht unter dem Thema “Für eine lebendige und einige Kirche”. Kardinal Urosa hofft, dass “seine Silberhochzeit eine Gelegenheit sein möge, die katholische Identität zu unterstreichen, die in gewissen Augenblicken bisher im Hintergrund bleibt”. Diese Feiern waren gleichzeitig auch eine einzigartige Chance für die Laien “ihr Versprechen und ihren Enthusiasmus dafür zu erneuern, dass sie Kirche sind und in Ihr Schüler und Missionare Christi und Seines Evangeliums”.

....In Bolivien wurde in Potosi im Oktober 2006 der Dritte Eucharistische Nationalkongress durchgeführt. Mons. Walter Perez Villamonte, der Bischof von Potos, hat die Bedeutung dieses Kongresses hervorgehoben, der zum ersten Mal seit 64 wieder stattfand, und hat darauf hingewiesen, dass die Hauptaufgabe darin bestehe, die Glaubwürdigkeit der Präsenz Christi und des Sakraments der Eucharistie wiederzugewinnen und die Notwendigkeit zu entdecken, dass sich alle Gläubigen in verantwortungsvoller Weise für die Kirche in Potos verpflichten müssen. Das Thema des Kongresses hieß: “Erwache mit unserem Herrn”.Der Koordinator des Kongresses, Don Gustavo Rivero, hat der Hoffnung Ausdruck gegeben, dass der Kongress dazu dienen möge, dem Land Signale der Hoffnung aufzuzeigen in der schwierigen Situation, in der sich das Land derzeit befindet.

....In Chile hat vor kurzem ein nationales Ereignis stattgefunden: die Durchführung der Ersten Ekklesialversammlung; Ziel dabei war, den Bischöfen einige Grundlinien für die Erstellung der künftigen Pastoral-Richtlinien zu liefern, in denen auch die Ereignisse der V. Generalkonferenz von Aparecida aufgenommen sind. Der nächste Termin wird dann die Zweihundertjahrfeier des Landes sein. Die Bischöfe haben vereinbart, im Rahmen der 93. Vollversammlung im April 2007 eine Ekklesialversammlung als Ausdruck der Gemeinschaft und Teilnahme bei der Erstellung der Nationalen Pastoral-Richtlinien für die Zeitspanne 2008-2012 . Im Sinne der Gemeinschaft bei dieser Ekklesialversammlung wurde auch das 50jährige formale Bestehen der chilenischen Bischofskonferenz mit einer feierlichen Eucharistie im Nationalheiligtum von Maipu und einigen anderen Veranstaltungen begangen, die ihre Geschichte widerspiegelten. Dieser Ekklesialversammlung gingen verschiedene Diözesanversammlungen im ganzen Land während des Monats August voraus.

....In wurde auch der Erste Internationale Kongress der Universitäts-Pastorale abgehalten; er fand Ende November 2006 statt und war von der Katholischen Päpstlichen Universität Chiles zusammen mit dem lateinamerikanischen Bischofsrat organisiert worden. Unter den verschiedenen Themen wurde das der Evangelisierung der Kultur behandelt, der Rolle der Laien  in Pastorale und Universität sowie die Pastorale der Akademiker behandelt.

....”Von der ersten Evangelisierung zur neuen Evangelisierung Perus” war der Titel des Internationalen Theologenkongresses im November 2006, der unter dem Zeichen des 400. Todestages des Hl. Santo Toribio de Mogovejo und des 60. Jahrestages der Priesterweihe des Gottesdieners Johannes Paul II. Stand.

....Außerdem fand der Neue Eucharitische Nationalkongress vom 25. bis 30. August in Chimbote unter dem Thema “Jesus hat sich für uns geopfert, auf dass wir Ihm das Leben hätten”. Im Zeichen dieses großartigen Ereignisses für die Kirche von Peru wurde die Weihe Perus an die Jungfrau Maria und Weihe-und Widmungsfeier der Kathedrale con Chimbote an Unsere Liebe Frau von Karmel und Sankt Peter abgehalten. Das ganze Land hat sich intensiv auf die Feier der Weihung  vorbereitet, die auch den beginn der Großen Kontinentalmission darstellte. Die Bischöfe haben bei verschiedenen Gelegenheiten dazu aufgefordert, dieses Ereignis nicht einfach zu einem Akt der Devotion zu machen, sondern es zu einem echten Meilenstein für Peru für die Kirche Perus werden zu lassen, da es sich dabei um “einen Akt tiefen Glaubens und Gebets handelt und gleichzeitig um ein ernsthaftes Versprechen seitens der Einzelpersonen und Familien ihre Taufweihe in jedem Augenblick ihres Lebens zu leben”.Während des Jahres wurde in allen Kirchenbezirken des Landes eine große Kampagne im Sinne einer Annäherung an die Weihung der Familienpastorale für alle Diözesen realisiert, für die Bewegungen, die Schulen und andere Institutionen. Die Vorbereitungen begannen im Oktober 2006 und liefen bis Mai 2007, als dann der Weihe-Plan vorgelegt und die Pressekampagne eingeleitet wurde. Ab Juni lief dann die eigentliche Kampagne mit drei Monaten intensiver Vorbereitung. Im Juni fand die erste Etappe statt, die in erster Linie dem gebet gewidmet war und während der alle Priester des Landes zahlreiche Messen zelebriert haben ebenso wie Heilige Stunden, in denen um den erfolgreichen Ausgang der Weihung gebeten und vor allem die Rosenkranzfeier in den Gemeinden gefördert wurde. Die zweite Etappe war der Predikt und Formation gewidmet und dauerte von Ende Juni bis August. Während dieser Monate wurde in den Kirchengemeinden und in der Bildungszentren Predigtarbeit und Katechese geleistet, und in den Wohnvierteln Tür-zu-Tür-Mission betrieben. Die letzte Etappe war dann die eigentliche Etappe der nationalen Weihe anlässlich des Eucharistiekongresses vom 25. bis 30. August.

....In Brasilien wurde im November 2006 der Weltkongress der Neuen Gemeinschaften abgehalten, um der Evangelisierungsarbeit dieser Gemeinschaften im Einvernehmen mit der Mission der Universalkirche neue Impulse zu geben. An dem Treffen haben Gemeinschaften aus allen 5 Kontinenten teilgenommen, mehr als 13 Bischöfe und 50 Geistliche und Begründer dieser Neuen Gemeinschaften, sowie zahlreiche Mitglieder dieser Gemeinden selbst.

.....Im März wurde ein Brasilianisches Symposion der Marianischen Pastorale in Belem do Parana veranstaltet. Das Symposion, zu dem Rektoren von Wallfahrtsorten in ganz Lateinamerika zusammengekommen waren, stellte eine weitere Etappe auf dem Weg zur Vorbereitung der V. CCELAM-Generalkonferenz dar. Mit Maria bemühte man sich, den Heiligen Geist anzurufen, um den Ruf Gottes und Seine Pläne für das Leben unserer Völker wahrzunehmen und kennenzulernen, damit man sich dann mit großem Glauben und gut vorbereitet in die Mission aufmachen könne.

In Ecuador fand vom 21. bis 24. Juli die Sozialwoche statt unter dem Thema: “Die Würde Aller errichten”; sie war von der Bischofskonferenz von Ecuador organisiert und von der Kommission für Sozial-Pastorale – der Caritas – durchgeführt worden.  Es haben ungefähr 200 Delegierte aus dem ganzen Land teilgenommen, um gemeinsam Themen zu den Bereichen Demokratie, Politik und Wirtschaft Ecuadors unter Berücksichtigung der kirchlichen Soziallehre. Mit dieser Sozialwoche versuchte man eine Antwort aus dem Evangelium und aus der Soziallehre der Kirche auf die Hauptprobleme des Landes zu geben. Die Kirche in Ecuador bemüht sich ständig aus der Erfahrung des Glaubens heraus eine Antwort auf die Realität der Verarmung, des gesellschaftlichen Zerfalls und des Verfalls der Politik im Lande zu geben; und so wurde immer neuer Raum- eben wie diese Sozialwoche – für die Reflexion und Ableitung von Richtlinien aus der Soziallehre für die Suche nach Alternativen zu den Hauptanforderungen der Realität geschaffen.

....In Ecuador wurde in diesem Jahr auch der Erste Nationalkongress Pro Vitae et Familiae vom 21. bis 25. März in Guayaquil unter dem Thema “Die integrale Wahrheit des Lebens und der Familie” (s. auch Abschnitt Familie und Leben) abgehalten. Und es wird auch die Vorbereitungsarbeit für den Amerikanischen Missionarskongress (CAM 3) fortgeführt (s. Abschnitt Missionarische Vitalität der Kirche).

....In Kolumbien hat die Kirche Verschiedenes für den Frieden und gegen die Gewalt organisiert, die das Land belastet. Am 15. Juli wurde in der Kathedrale zuerst die Eucharistie für das Leben zelebriert, dann die Vergebung und die Hoffnung im Zeichen des Tages für den von dem kolumbianischen Bischöfen einberufenen Tag für den Frieden. An der Messe  haben alle Bischöfe des Landes teilgenommen, die in der Vollversammlung vereint waren, sowie auch einige Persönlichkeiten, darunter der Bürgermeister von Bogota und der Staatspräsident, Alvaro Uribe, der die Position der kolumbianischen Bischofskonferenz total unterstützt. Der Zulauf zu diesem tag für den Frieden aus dem ganzen Land war ungeheuer groß, ebenso groß die Ablehnung der Gewalt in Kolumbien, damit “die Hoffnung nicht ausgelöscht werde, die die Gewalttätigen zunichte machen wollen”. Außer in Bogota gab es auch Veranstaltungen in anderen Städten des Landes; es war ein historischer Tag im Kampf gegen die Gewalt! Auch über die Grenzen hinaus gab es Veranstaltungen an diesem tag, wie z.B. in Frankreich, Argentinien, Belgien, Bolivien, Spanien,in den USA, Canada,Chile, Ecuador, Venezuela, El Salvador, Brasilien, Nicaragua, Panama, Paraguay, Peru, Polen, Uruguay usw.

....Im September wurde auch die Woche für den Frieden 2007 begangen, die dazu aufrief über zwei miteinander verbundene Themen nachzudenken: Friede und Ausrottung der Gewalt.

....In Panama wurde im Februar das XV. Lateinamerikanische Treffen der für die Jugendpastorale Verantwortlichen mit dem Thema “Jünger und Missionare Jesu Christi, hier und jetzt, Baumeister der Zivilisation der Liebe”abgehalten. Während des Treffens wurde die Realität der Länder Lateinamerikas und der Karibik und die Auswirkungen davon auf die Jugend analysiert, um festzustellen, welchen Einfluss die Jugendpastorale als Baumeisterin der Zivilisation der Liebe haben kann.

DIE MISSIONARISCHE VITALITÄT DER KIRCHE IN LATEINAMERIKA

Missions-Kongresse, Symposien, Treffen, ländliche und städtische Missionen – das sind einige der zahlreichen Initiativen, die die Kirche in Lateinamerika im Verlauf des Jahres verwirklicht. 

Es ging die V. Generalkonferenz der Lateinamerikanischen und karibischen Bischöfe zu Ende, die Anstoß für eine Große Mission im ganzen Kontinent gab. Und Amerika bereitet sich schon intensiv auf seinen Dritten Amerikanischen Missionskongress – CAM3 – vor, der im August 2008 in Ecuador stattfinden wird. Zahlreiche andere Länder haben zudem Nationalkongresse abgehalten bzw. Bereiten sich für die nächsten Monate darauf vor. Und nachdem, was Pater Timoteo Lehane der Landesdirektor der Päpstlichen Missionswerke in Ecuador, gegenüber Fides erklärte, “hat Amerika große Erfahrung mit missionarischer Animation bei allen Kongressen, die abgehalten werden”, aber es muss zweifellos noch weitere Schritte unternehmen um missionarisch zu sein, um über seine Grenzen hinauszugehen. Amerika wird missionarisch werden aus der Armut heraus, aus der Geringfügigkeit und dem Martyrium heraus, muss aber erst einmal gut definieren, wie das alles zu bewerkstelligen ist”. Deshalb sieht er das Hauptergebnis von CAM3 in der Konsolidierung des Missionsweges, den Amerika geht und dabei versucht einige Schritte zu tun und andere  vorzuschlagen, die nach und nach getan werden können.”

Am 24. und 25. März fand im Nationalbüro der Päpstlichen Missionswerke Argentiniens das Landestreffen der Delegierten von Missionsgruppen statt, das von der Episkopalkommission der Missionare und vom Päpstlichen Werk De Propaganda Fidea einberufen worden war. Den Erklärungen von Pater Adrian Santarelli, Sekretär des Päpstlichen Werks De Propaganda Fidae,zufolge sind diese Gruppen in Argentinien eine mächtige Realität, Beweis für die Vitalität der Diözesankirche. An vielen, weit von den Gemeindesitzen entfernten Orten oder in besonders schwierigen Situationen erwarten diese Gruppen zu bestimmten Zeiten des Jahres die Missionare, die zum Teil dann auch dort verbleiben. Sie setzen sich aus religiösen Laien und Laienpriestern zusammen und verdeutlichen die Vitalität und die missionarische Initiative der Kirche”. Der Sekretär von Propaganda Fidea hat mehr als 600 solche Gruppen genannt. Viele von ihnen gehen aus den Kirchengemeinden hervor, andere wiederum aus Bewegungen und Vereinen.

....Die argentinische Kirche hat im August auch in San Nicolas, in der Provinz Buenos Aires, den Dritten Missionarischen Landeskongress (COMINA3) abgehalten unter dem Titel “Der Pflingstgeist geht weiter, Argentinien hört zu und antwortet”. Zu den Zielsetzungen des Kongresses

gehörte die Stärkung von missionarischer Animation und Zusammenarbeit in den Einzelkirchen, ebenso wie Antworten auf die Einberufung der V. Generalkonferenz der  Karibischen und Lateinamerikanischen Bischöfe und die Vorbereitung für Teilnahme und Beiträge der Argentinischen Kirche zum, Dritten Amerikanischen Missions-Kongress (CAM3), der 2008 in Quito (Ecuador) stattfinden wird.

....In Argentinien ist das Missionszentrum für die Südliche Hemisphäre “Juan Pablo” sehr aktiv, dessen Ziel es ist, Missionsarbeiter heranzubilden und das Evangelisierungsversprechen der Kirche in Lateinamerika zu unterstützen. Dieses Jahr, 2007, hat das Zentrum am 10. Februar sein 25jähriges Bestehen im Missionsdienst gefeiert. Aus diesem Anlass wurden zahlreiche Veranstaltungen in diesem Jahr durchgeführt.

Auch in Peru hat es missionarische Initiativen gegeben. In der Diözese von Abancy wurde Ende 2006 der Zweite Missionarische Diözesan-Kongress (II COMDA) unter dem Titel “Mit der Kraft der  Eucharistie zur Missions-Familie”abgehalten; es waren 2800 Missionare aus den Provinzen Abancy, Andahuaaylas, Chincheros und Aimares zusammen gekommen. Es war ein Ereignis, das den Missionseifer in einer der ärmsten Gegenden, im Andengebiet,sehr gestärkt hat.,Der Kongress war ein “wichtiger Augenblick um sich bewusst zu werden, dass die Katholische Kirche nicht bestehen kann ohne Evangelisierung; und Christus hat allen Getauften die Gabe und die glückliche Pflicht gegeben, die Frohe Botschaft zu verkünden” Der Kongress war gleichzeitig auch ein starker Aufruf die Eucharistie als Quell der Mission intensiv zu leben. “Wenn die Eucharistie zum Zentrum unseres Lebens wird, dann können wir – jeder aus seinem eigenen Charisma heraus – die frohe Heilsbotschaft bis ans Ende der Welt tragen”.

Im Januar endete in Lima das Erste Internationale Treffen der in Peru ansässigen italienischen Missionare ud Missionarinnen; es ging dabei um die Stärkung der missionarischen Spiritualität und darum,Bande von Brüderlichkeit und gegenseitigem Kenennlernen aufzubauen. Das Treffen war von der Stiftung CUM (Centro Unitario Missionario), das zur Italienischen Bischofskonferenz gehört, einberufen worden; ein Organ, das sich über verschiedene, an die Geistlichen direkt 'fidei domum', oder an die Ordensleute oder Laien gerichteten Initiativen wendet.

.....Im Januar endete in Lima das Erste Nationale Treffen der in  Peru ansässigen italienischen Missionare, dessen Ziel die Stärkung der missionarischen Spiritualität und die Errichtung von brüderlichen Bindungen und das gegenseitige Kennenlernen waren. Das Treffen wurde von Der “Stiftung CUM” (Einheitliches Missionarszentrum)einberufen, das zur italienischen Bischofskonferenz gehört; sie befasst sich mit der Ausbildung der italienischen Missionare über verschiedene, sowohl an die Geistlichen fidei domum als auch an Ordensleute und Laien gerichtete Initiativen.

....Anfang März fand in Lima auch das Erste Treffen der Laienmissionare von Lateinamerikas unter dem Titel “Mit Christus über die Grenzen hinaus” statt; es kamen Missionare aus Kolumbien, Venezuela,Ecuador, Peru, Bolivien und Panama; es war vom Kontinentalen Koordinierungsbüro der Laienmissionare Amerikas und vom Nationalen Missionszentrum organisiert worden. Das Treffen befasste sich mit dem Thema “Berufung, Ausbildung und Aussendung der Laienmissionare unter die Menschen” und hatte das Ziel über die Begleitung, Ausbildung und Aussendung der Laienmissionare zur Unterstützung des Lateinamerikanischen und Karibischen Episkopats nachzudenken. Die Laienmissionare sollen unter die lateinamerikanischen Völker geschickt werden um eine große Mission in der Region zu beginnen und diesen Kontinent “zum Haus und zur gemeinsamen Schubert für die Mission zu machen”.

.....Die peruanischen Bischöfe haben während der 89. Vollversammlung der Bischofskonferenz im Januar das Thema der Mission behandelt. Hauptthema war “Ausbildung der Laien: Identität, Verpflichtungen und Mission”. Die Bischöfe haben hervor gehoben, dass die “neue Evangelisierung eine reale und dringende Notwendigkeit unserer Kirche sei. “Es gibt nichts, was besser zur Erneuerung beiträgt als die Rückkehr zu den Quellen unseres Glaubens, die Rückkehr zu den Anfängen, die Rückkehr zu Jesus Christus”.

.....In der Eröffnungsbotschaft hat der Präsident der Peruanischen Bischofskonferenz, Mons. Miguel Cabrejos Vidarte, bekräftigt, dass die Hauptherausforderungen, die sich heute in Peru stellen, die immer geringere Zahl von praktizierenden Katholiken ist aufgrund des Anwachsens der nicht-katholischen Gruppierungen in den vergangenen 50 Jahren :” Derzeit bezeichnen sich 15-20% der Peruaner als Mitglieder einer nicht-katholischen Institution”. Es wird außerdem auch  “ein anwachsendes Scherenphänomen zwischen Geburtenrate und Teilnahme an den Sakramenten der christlichen Initiation festgestellt............mehr als 25% der Schüler in Peru sind nicht getauft, und die Teilnahme an der sonntäglichen Eucharistie sinkt weiter ab”.

.....In  Paraguay fand Ende Februar dieses Jahres der V. Nationale Kongress der Kindermission  unter dem Titel “Wir sind kleine Große Missionare Jesu Christi”. An dem Kongress haben Kinder teilgenommen, Jugendliche, Betreuer der Kindermission aus 12 Diözesen und 1 Vikariat – insgesamt 1900 Missionare aus 60 Kirchengemeinden des Landes. Anwesend war auch der Internationale Sekretär des Werkes für die Kindermission, Pater Patricio Byrne,der zusammen mit den Kindern über “Geschichte und Charisma des Werkes der Kindermission” nachgedacht hat. Der Kongress hat nach Aussage des Nationalsekretariats gute Ergebnisse erzielt und großen Missionseifer in der Diözese der Veranstalter geweckt. Die Kinder waren in nahezu 800 Familien der Stadt untergebracht, was natürlich auch diese Familien einbezogen hat.

.... Auch die Bischöfe von Kolumbien haben während ihrer Plenarversammlung vom 5. bis 9. Februar “Die Missionsarbeit der Kirche” behandelt. Ziel der Versammlung war es die “Mission Ad Gentes, ad intra  et ad extra” zu analysieren, die in Harmonie mit dem missionarischen Potential der Kirche in Kolumbien erfolgen soll. In seiner Eröffnungsrede hat der Präsident der kolumbianischen Bischofskonferenz und Erzbischof von Tunja, Mons. Luis August Caastro Quiroga, bekräftigt:” All wir Bischöfe haben das Missionsversprechen zuerst in uns selbst eingelöst.....wir möchten erneut das  missionarische Mandant spüren, für seine Anforderungen streiten, für seine Ziele kämpfen und all dies als Kirche vollbringen, im Sinne einer gemeinsamen Mission, und zwar alle zusammen – Bischöfe, Geistliche, Ordensleute und Laien, die gemeinsam sich daran machen unsere Identität als Missionsschüler Jesu Christi zu leben, auf dass unsere Völker in Ihm leben können”.

.....Er selbst hat daran erinnert, dass jeder Christ” auch Missionar ist, sobald er akzeptiert hinausgeschickt zu werden um Christus unter denen bekannt zu machen und ihm Gehorsam zollen zu lassen, die ihn nicht kennen, noch ihn als Herrn anerkennen”. Deshalb “müssen wir wieder Missionare werden, ohne den für diesen Lebensdienst geweihten Missionaren die Unterstützung zu entziehen. Wir sind aufgerufen die universelle Missionsarbeit als eine Realität aufzugreifen, die das Herzstück der Pastorale ist.....und wir müssen dies in wirksamer Zusammenarbeit mit den Päpstlichen Missionswerken tun, die in der Missionsarbeit der Kirche eine erstrangige Stellung einnehmen”, erklärt der Präsident der Bischofskonferenz und fährt fort, dass das Ziel der Missionsarbeit sowohl die Verkündung des Evangeliums als auch die Festigung der Kirche und die Förderung der Werte des Reichs Gottes sein muss. “In einem Augenblick wie diesem , in dem die Anti-Werte an Kraft gewinnen, .... ist es  notwendig die Sichtbarkeit dieser von Jesus durch sein Leben und durch seine evangelische Botschaft verkündeten Werte zu erhöhen – ein großartiges missionarisches Ziel, bei dem die Laien eine von vorrangiger Bedeutung sind.”

....Die Päpstlichen Missionswerke Kolumbiens und das Nationale Missionszentrum bemühen sich die Seminaristen für die Mission ad gentes zu motivieren. Dazu wurde vom 24. bis 27. Juni 2007 das V. Nationale Missionstreffen unter dem Titel “Jünger der Mission zur Verkündung des Lebens Gottes” abgehalten. An dem Treffen haben 136 Seminaristen von 38 von den 55 heute in Kolumbien bestehenden Seminaren aus 48 Diözesen teilgenommen. Die Seminaristen wurden von 5 Diözesangeistlichen begleitet.

....In Mexico wurde dieses Jahr der 100. Jahrestag der Geburt von Mons. Alonso Manuel Escalante begangen, dem ersten Generaloberen der Missionare von Guadalupe, “ein Hirte, der sein Leben lang die missionarische Verkündung des Glaubens gepflegt hat”. Aus diesem Anlass wurde im November das IV. Internationale Missions-Symposion durch geführt. Das Ereignis war Teil   die Missioniare von Guadalupe an  Geburtstagen reichem Jahr: dads 50jährige Bestehen des Minoritenseminars der Missionen; der 100. Jahrestag der Geburt von Mons. Escalante; das 50jährige Bestehen der Mission in Japan und die 25jährige Präsenz in Angola. Hauptthema des Symposions war:” Jünger und Mission der mexikanischen und amerikansichen Kirche”. Kardinal Ivan Dias, der Präfekt der Kongregation für die Evangelisierung der Völker, hat eine Botschaft an Pater Juan Jose A.Luna Erreguerena, den Generaloberen der Missionare in Guadalupe und an alle Teilnehmer am Symposion gesandt, in der an den Geist erinnerte, der diesen Hirten beseelte, der “in gänzlicher Fügung gegenüber dem Heiligen Geist gelebt hat und sich innerlich von ihm formen ließ um einmal mehr Christus zu gleichen”. Kardinal Dias schließt seine Botschaft mit einem Aufruf an die Missionare von Guadalupe “bewahrt die Echtheit und Tiefe bei all eurem Tun, die Besonderheit eures Charisma: die Evangelisierung der Nicht-Gläubigen bringt die frohe Botschaft der Wiederauferstehung Christi all denen,die Ihn nicht kennen;ordert die Menschen auf durch die Verkündung und Bezeugung des Glaubens dem göttlichen Ruf zu folgen, den Jesus Christus an alle Menschen gerichtet hat und der zu den Gläubigen durch die Taufe gelangt”.

.....IM Juli hat der 9. Missionarische Jugendkongress unter dem Titel “Jugend Jesu Christi – Jünger und Missionare” stattgefunden, um die Herausforderungen des neuen Jahrtausend in Angriff zu nehmen. Alle drei Jahre  halten die Päpstlichen Missionswerke Mexikos zusammen mit anderen Diözesen des Landes einen Missionarischen Jugend-Kongress ab mit dem Ziel, den Missionsgeist in den jungen Menschen zu wecken, der ihren Glauben stärkt und es ihnen ermöglicht ihn an andere Jugendliche weiter zu geben. In diesem jahr fand der Kongress vom 26. bis 29. Juli Guadelajara statt. Es haben ca. 12.000 junge Menschen aus allen Diözesen Mexikos teilgenommen,wie auch die Bischöfe und Ordensleute, die im Dienste der missionarischen Jugend der Kirche arbeiten.

....Die mexikanischen Bischöfe haben bis Ende des Jahres eine Reihe von Aufrufen an alle Gläubigen des Landes gerichtet, dem missionarischen Ruf zu folgen. Angesichts der großen Sünden, die Mexiko heute erlebt, und die Gewalt, Drogen handel und Korruption hervorbringen, hat  sich die mexikanische Bischofskonferenz in einem ständigen Missionszustand befindlich erklärt, entsprechend der zu Ende der V. Generalkonferenz eingegangenen Verpflichtung und hat dabei die Aufgabe der Evangelisierung übernommen ohne jedoch die sozialen Pflichten der Kirche zu vergessen.

In  El Salvador hat die Bischofskonferenz zusammen mit den Päpstlichen Missionswerken im Juni offiziell die Veranstaltung des Ersten Nationalen Missionskongress angekündigt, der vom 16. bis 18. Mai 2008 stattfinden soll. Ziel des Kongresses soll es sein, missionarisches Gewissen und Verpflichtung innerhalb der Kirche von El Salvador zu wecken und zu fördern um so die Pfarrgemeinden und Diözesen im Hinblick auf eine reale und engagierte Mission ad gentes zu erreichen.

.....Dieser Erste Missionskongress ist ein Fortschritt auf dem missionarischen Weg , den El Salvador in den letzten Jahren und vor allem seit der CAM2 in Guatemala City im November 2003 zurück gelegt hat. Bei jener Gelegenheit hatten die Diözesandirektoren der Päpstlichen Missionswerke und die Pastoralvikare Überlegungen zu Grundlegendem angestellt: nämlich, dass die Missionsdimension n icht etwa eine marginale Aktion ist, sondern eingebettet in die ordentliche Pastorale der Kirche und jeder einzelnen Kirchengemeinde. Auf der anderen Seite hat die Durchführung der V. Konferenz des lateinamerikanischen Episkopats alle Getauften zur Verkündung des Evangeliums verpflichtet. Die Kirche von El salvador breitet sich außerdem auf den Dritten Missionskongress (CAM3) vor, der im August 2008 in Quito stattfinden wird. “All diese kirchlichen Termine – erklären die Bischöfe – sind für uns eine echte Motivierung mit neuem Mut und Enthusiasmus das Mandat Jesu aufzugreifen:” Gehet in alle Welt und bringet die Frohe Botschaft allen Menschen”.#

.......Der Nationalkongress stand unter dem Thema:” Gemeinde, missionarische Gemeinschaft” Er gilt gleichsam als Vorbereitung von CAM3 Dazu wurden verschiedene Kommissionen eingesetzt, und die Bischöfe haben vorgeschlagen dieses ganze Jahr in besonderem Maße der Vorbereitung des Kongresses zu widmen.

 .....In Ecuador ist die Missionstätigkeit besonders ausgeprägt, denn es wird vom 12. bis 17. August 2008 Sitz des Dritten Amerikanischen Missionskongresses sein. Deshalb wird das ganze Jahr 2007 transzendental für den Vorbereitungsprozess sein. Im November 2006 wurde die Kongressthemen festgelegt:”Die Kirche und die Jünger der Mission. “ und “Amerika mit Christus: höre, lerne, verbreite”. Im Februar 2007 fand ein Treffen der Diözesandirektoren der Päpstlichen Missionswerke in Ecuador  statt, bei dem das nationale Missionsprogramm und die Missionsarbeit aller Länder definiert wurde. Außerdem wurden die Leitlinien für die Kooperation auf nationaler und Diözesanebene festgelegt, nach denen die CAM3 in ganz Ecuador propagiert werden soll, und es wurden auch die Programme für die Durchführung der Vorbereitungskongresse in jeder der einzelnen Kirchen aufgestellt und die Teilnahmebedingungen für CAM 3 bestimmt.

....Im März hat in Lima (Peru) die Sitzung der Nationaldirektoren der Päpstlichen Missionswerke in Lateinamerika stattgefunden, während der das Arbeitsinstrumentarium skizziert wurde. Dieses ist Ergebnis von fast 2 Jahren Arbeit der Theologischen Kommission, die die einzelnen Vorschläge zusammengetragen hat.

....Die Bischöfe haben den Vorschlag gebilligt, die Überreste der Heiligen Theresa von Lisieux, der Schirmherrin der Missionare, nach Ecuador gebracht und alle Diözesen durchlaufen soll. In jeder Diözese sollen sie ein bis drei Tage verbleiben; tagsüber in der jeweiligen Kathedrale, nachts in den Klausurklöstern, wenn es dort Karmeliterinnen gibt, die es in anderen Klöstern nicht gibt. Die Überreste der Heiligen sollen vor Beginn von CAM3 eintreffen und bis Ende des Kongresses  - also insgesamt ca. 8 Wochen – im Land bleiben.

.....Es ist vorgesehen, dass in den einzelnen Diözesen Vorbereitungskongresse für die CAM staffinden, während derer die Delegierten ausgewählt und die Themen vorbereitet werden. Vom 30. Juli bis 3. August fand in Quito (Ecuador) das Zweite Internationale Missions-Symposion unter dem Titel “Anthropologie und Pastorale der Mission” statt; es gehörte in den Rahmen der CAM3-Vorbereitungsarbeit.

....Be diesem Symposion wurde den Delegationen aus 17 amerikanischen Ländern das Arbeitsinstrumentarium für CAM3 vorgestellt, das Ergebnis der dreijährigen Arbeit der Theologischen Kommission von CAM3  ist. Es wurde allen Vorsitzenden der Bischofskonferenzen in Amerika zur Kenntnisnahme und mit der Bitte zugesandt, in den jeweiligen Bischofskonferenzen mit Studium und der Reflexion darüber zu beginnen und gleichzeitig die Einzelkirchen zur Mitwirkung an diesem Prozess zu ermutigen. Das Dokument wurde auch den Bischöfen der Kirche Ecuadors mit derselben Bitte überbracht. Dieses Instrumentarium ist in fünf Kapitel aufgegliedert, die folgende Titel tragen:”Die Kirche als Anhängerschaft der Mission”; “Unser missionarisches Leben in Amerika bei den CAMS-COMLAS”; “Anhängerschaft:Gemeinschaft der Jünger Christi”; “Pfingsten: Vom Geist gesandte Gemeinschaft” und schließlich “Evangelisierung: Missionsgemeinschaft für die Menschheit”.

....Angesichts der Bedeutung, die die Bischofskonferenz von Ecuador der Vorbereitung und Veranstaltung von CAM3 bemisst, hatte die 118. Vollversammlung der Bischöfe, die vom 23. bis 27. April 2007 stattfand, das Thema “Die Missionarische Dimension der Kirche”. Während der Vollversammlung wurde ein programm aufgestellt mit dem Ziel, die Vorbereitungsarbeiten für CAM3 in der gesamten ecuadorianischen Kirche einzuleiten und auch mit der Vorbereitung der Feierlichkeiten für das von der Bischofskonferenz für 2008 geplante Missionsjahr zu beginnen. Den Bischöfen wurde bei dieser Gelegenheit ein Pastoralbrief zur Mission vorgelegt mit der Bitte um Anregungen und Kommentare dazu, wie man das missionarische Bewusstsein des ecuadorianischen Volkes wecken könne.

....In Kuba wurde in diesem Jahr der 15. Jahrestag der Präsenz des Päpstlichen Kindermissionswerkes im Rahmen des Dritten Kindermissionskongresses feierlich begangen, der vom 13. bis 25. Juli stattfand. 1992 ist in der Erzdiözese Camaguez dieses Päpstliche Werk in Kuba wieder erstanden, nachdem es 1961 infolge der Nationalisierung der katholischen Schulen, in denen es präsent war, ausgelöscht worden war. Insgemsat haben an diesem Kongress 396 Kinder-undJugendmissionare und 72 Missionare teilgenommen. 

....Auch in Venezuela wurde beschlossen, in diesem Jahr den Dritte Nationalen Missionskongress abzuhalten. Die Päpstlichen Missionswerke in Venezuela, unterstützt vom Nationalen Missionsrat, haben auf der 82. Vollversammlung der venezolanischen Bischöfe im Januar 2007 den Vorschlag des III. Nationalen Missionskongresses vorgelegt, der allgemeine Zustimmung fand und so vom 26. bis 30. März 2008 in Caracas durchgeführt werden wird. Mit diesem Kongress wird man sich bemühen die Aufmerksamkeit der venezolanischen Katholiken auf den Glauben zu lenken und dazu eine der kirchlichen Situation in den jeweiligen Pastoralzonen angepasste Methode befolgen. Die Vorbereitungen haben Anfang 2007 mit einer ersten Arbeitsetappe in den einzelnen Kirchenprovinzen des Landes begonnen.

.....In Chile wurde die IV. Ausgabe von “Länder-Mission” - eine der zahlreichen Missionsinitiativen im Land – durchgeführt. In der Länder-Mission gehen mehr als 2500 Universitätsstudenten in 58 Kreise des Landes um vor Allen Zeugnis ihres christlichen Lebens abzulegen. Es haben 56 Universitäten aus dem ganzen Land an der Initiative teilgenommen. Die Aktion Länder-Mission 2007 wurde offiziell am Freitag, den 5. Januar auf dem Campus San Joaquin der Katholischen Päpstlichen Universität eröffnet. Im weiteren Verlauf sind die jungen Leute dann zur Votivkirche von Maipu gegangen, wo Kardinal Ffrancisco Xavier Errazuruiz, der Erzbischof von Santiago, um 18 Uhr eine Messe zelebriert hat. Die Mission hat bis zum 15. Januar gedauert. Es wurden dabei u.a. auch ca. 150 ausländische Missionare aus Brasilien, Argentinien, Ecuador, Kuba, Peru, Bolivien und Uruguay empfangen. Dieses Projekt ist von großer sozialer Relevanz, denn es werden Treffen mit Familien organisiert, Altenheime, Kinderheime, Gefängnisse und Krankenhäuser im ganzen Land besucht, wobei die Universitätsstudenten ihre -stets von der aus Christus geschöpften brüderlichen Liebe erleuchteten Berufskenntnisse anbieten. Bei der Länder-Mission ist der Aspekt “von Haus zu Haus” von besonderer Bedeutung; andere Aktivitäten konzentrieren sich auf die Evangelisierung durch Kultur, Sport und Volksreligion.

....In Uruguay fand das Erste Missions-Symposion im Zeichen des 50. Jahrestages der  Enzyklika “Fidei Domum”, der Großen Kontinental-Mission und der Vorbereitung auf CAM3 unr dem Titel “Alle Kirchen für die Welt” statt. Es war von der Abteilung für die Missionen der Bischofskonferenz Uruguys und den Päpstlichen Missionswerken organisiert worden.

 FOCUS: V KONFERENZ VON APARECIDA – EIN GROSSES KIRCHLICHES EREIGNIS – ANREGUNG ZU EINER KONTINENTAL-MISSION 

....Die V. Generalkonferenz der Lateinamerikanischen und Karibischen Bischöfe im Wallfahrtsort von Aparecida (Brasilien), die vom 13. bis 31. Mai stattgefunden hat, war sicher das wichtigste kirchliche Ereignis dieses Jahres in Lateinamerika. Sie wurde in Brasilien, dem größten Land Lateinamerikas  mit den meisten Katholiken abgehalten , denn dadurch sollte es auch in größerem Maße zur Mission der Kirche auf dem Kontinent und in der Welt beitragen.

....”Wir sind uns voll des schwierigen und entmutigenden Augenblicks bewusst, in dem wir leben, und im allgemeinen hoffen wir, dass Gebet, Reflexion und Urteilsvermögen der Bischöfe zu einem motivierenden kirchlichen Dokument gelangen lassen, das unseren Völkern Hoffnung für die nächste Zukunft vermittelt. Deshalb wünschen wir, dass es uns gelingen möge eine Antwort auf Probleme -wie den Mangel an demokratischer Stabilität in den Ländern Lateinamerikas zu geben, durch die die Grundwerte des sozialen Zusammenlebens, der Globalisierung und Internationalisierung der Politik garantiert werden; -das Migrationsproblem mit all seinen negativen Implikationen; - die Gegensätze und Herausforderungen, die im Innern der Kirche selbst entstehen”, erklärte Mons. Carlos Aguiar Retes, der Erzbischof von Texoco und Vorsitzende der mexikanischen Bischofskonferenz, als er von dieser V. Konferenz sprach.

Die letzte Generalkonferenz hatte 1992 stattgefunden. Bereits 2001 hatte man dann begonnen an die Durchführung dieser V. Generalkonferenz ins Auge zu fassen. Hauptziel war zunächst das 50jährige Bestehen der CELAM  (Juli 2005) zu feiern; aber es wurde dann überlegt, dass ein Treffen nur zu diesen Feierlichkeiten nicht gug sei angesichts der vielen Probleme, denen die Kirche in Lateinamerika ausgesetzt ist. So wurde dann 2003 ein formeller Antrag beim heiligen Vater eingebracht, bei dieser V. Konferenz anwesend zu sein.

....Das Thema der V. Konferenz, “Jünger und Missionare Christi, auf dass in Ihm unsere Völker leben können”, wurde vom Heiligen Vater selbst vorgeschlagen, wobei er besondere Betonung auf die Worte “in Ihm” legte. Nach Information von pater David Gutierrez, dem Direktor des Pressebüros der Lateinamerikanischen Bischofskonferenz (CELAM) ist dies vor allem dem Glaubensverlust zuzuschreiben, der den Kontinent mit der Aggressivität und dem ständigen Anwachsen der Sekten trifft, nicht zuletzt aber auch den Gläubigen selbst. Das Problem ist die Schwäche der Gläubigen, die irgendwelchen Vorschlägen nicht mit Glaubensstärke begegnen. Darum ist das Thema auf die Person als Gläubiger und Jünger Christi konzentriert.

.....Das ganze Jahr über war von intensiver Vorbereitungsarbeit gekennzeichnet: es fanden verschiedene Treffen und Seminare statt, die schließlich im Mai ihren Höhepunkt in der von Papst Benedikt XVI. eröffeneten V. Konferenz fanden.

....Die verschiedenen Diözesen haben ihre Beiträge zu 21 von 22 Bischofskonferenzen geleistet, an denen sie teilgenommen haben, und in der Folge haben sich im Dezember 2006  neun Experten – Bischöfe und Theologen – getroffen um das zusammenfassende Dokument zu erarbeiten. Ende März wurde das Dokument” Zusammenfassung der für die V. Generalkonferenz des Lateinamerikanischen Episkopats eingegangenen Beiträge” im Sitz der CELAM in Bogota' vorgestellt; dieses Dokument begleitete dann die Arbeit der Bischöfe in Aparecida.

....Die Synthese bestand aus einer Einleitung, drei Hauptkapiteln und den Schlussfolgerungen. In der Einleitung wird der lange Weg aufgezeigt, den Amerika seit der Ankunft des Glaubens gegangen ist, den es in den Kontinent der Hoffnung verwandelt hat, und dem es durch seine einzigartige Originalität gelungen ist, den Weg der Universalkirche weitgehend zu bestimmen. Es wird ausdrücklich anerkannt, dass “der katholische Glauben , der seit dem ersten Augenblick auf dem Kontinent Fuß gefasst hat,unsere Geschichte stark kennzeichnet.”Dieser katholische Glauben ist positiv aufgenommen worden dank der mächtigen Aktion des Geistes durch die Evangelisierung und das Geschick zahlreicher Missionare sich den einheimischen Kulturen auf freundliche und verständnisvolle Weise zu nähern”; entscheiden war darüber hinaus auch “die evangelisierende Mission seitens vieler Bischöfe, Missionare, Ordensleuten und Laien, die alle begeistert waren vom Leben und dem vorgezeichneten Schicksal der Menschen und des Volkes.” Es wird aber auch vermerkt, dass “bei zahlreichen Völkern die kulturelle, christliche Identität sehr schwach ist”, und dass “ die Evangelisierungsprozesse oftmals unvollkommen geblieben sind”. Deshalb wird in dem Dokument bekräftigt, dass “entweder unsere katholische Tradition und unsere persönlichen Meinungen tiefer aus dem Herrn kommend zum Herzen der Menschen Völker Lateinamerikas gelangen, verstanden als belebendes und verwandelndes Zusammentreffen mit Christus, oder aber es besteht die Gefahr der weiteren Verarmung und Verwässerung verschiedener Bevölkerungsgruppen; dies würde einen dramatischen Verlust für das Wohl unserer Völker und für die gesamte katholische Welt bedeuten”. Und genau das war die große Herausforderung, auf die mit der V. General-Konferenz eine Antwort gegeben werden sollte.

....Im I. Kapitel, “Lasst uns auf unsere Völker blicken im Licht des Plans unseres Vaters”, wird die Liebe Gottes zum lateinamerikanischen Volk ausgedrückt, eine Liebe, die trotz ihrer ungeheuren Größe legenda der Sünde des Menschen an Kraft eingebüßt hat. Diese Realität der Sünde spiegelt sich in Amerika in den jüngsten Herausforderungen und neuen Erscheinungsbildern wider, wie Schock der Globalisierung, die Vorherrschaft von Wirtschaft und technologie, sowie die Krise von Familie und Kultur. Das II: Kapitel, “Jesus Christus, Quelle eines würdigen und erfüllten Lebens”, bietet Richtlinien und Kriterien für die Urteilsbildung und die Mission, ausgehend von der Offenbarung. Das III. Kapitel, “Der Geist treibt uns an Jünger und Missionare zu sein”, befasst sich mit der Evangelisierungsfunktion der Kirche. Angetrieben und beseelt vom Heiligen Geist, der all ihre Mitglieder zur Mission aufruft, richtet sie sich am Leben der Jungfrau Maria, der Apostel und der Heiligen aus.

....Am 12. Dezember hat der Heilige Vater drei Vorsitzende für die Generalkonferenz benannt:

Kardinal Giovanni Battista Re, Präfekt der Kongregation für die Bischöfe und Vorsitzender der Päpstlichen Kommission für Lateinamerika; Kardinal Francisco Javier Errazuriz, Erzbischof von Santiago de Chile und Vorsitzender der CELAM; Kardinal Geraldo Macella Agnelo, Erzbischof von San Salvador de Bahia und Vorsitzender der Brasilianischen Bischofskonferenz. Außerdem haben – entsprechend der letzten, von Papst Benedikt XVI. verabschiedeten Verordnung- 176 Bischöfe und Kardinäle an der Generalkonferenz teilgenommen; unter ihnen waren die Vorsitzenden der Bischofskonferenzen (insgesamt 22), die nach eigenem Recht teilnahmen, und die Kardinäle, die auf die insgesamt 80jährige Pastoralarbeit in Amerika zurückblicken. Die anderen Bischöfe wurden von den Episkopalkonferenzen ausgewählt: ein Bischof von acht um den Proporz und die Vertretung der Kirche zu garantieren. Die meisten Vertreter hat Brasilien gestellt, gefolgt von Mexiko. In diesem Jahr hatten erstmals die Bischöfe von Canada, USA, Spanien und Portugal, die unter den Teilnehmern waren, auch Rede-und Stimmrecht. Ein Bischof aus den USA war auch im Vorbereitungskomite der Konferenz vertreten.

....Eine weitere, große Neuigkeit dieser Konferenz war, dass am Ende der Arbeiten nicht nur ein Schlussdokument erstellt, sondern auch eine Große Kontinental-Mission eingeleitet wurde zur Stärkung des Glaubens auf dem amerikanischen Kontinent und um demselben einen starken, evangelisierenden Impuls zu geben.  Die vorhergehenden Generalkonferenzen waren alle als große , auf die Evangelisierung ausgerichtete Veranstaltungen vorbereitet und durchgeführt worden. Aber bei keiner wurde die Evangelisierung des Kontinents “große Kontinental-Mission” genannt.

....Am 31. Mai schloss die V. Generalkonferenz mit der Verlesung einer Botschaft an die lateinamerikanischen Völker und mit einer Dank-Eucharistie für die Ergebnisse der Versammlung . Es waren fast 20 Tage intensiver Reflexion, während derer die Realität der Kirche in Lateinamerika   aus gesellschaftspolitischer, wirtschaftlicher und kultureller Sicht analysiert wurde, ebenso wie die Antworten, die die verschiedenen kirchlichen Strukturen auf die Fragen ihrer Mitglieder und der Gesellschaft im allgemeinen liefern müssen. Die Sektionen der V. Generalkonferenz schlossen mit der Verabschiedung des “Schlussdokuments”.

....”Zu Abschluss der Konferenz von Aparecida haben wir kraft des Heiligen Geistes unsere Schwestern und Brüder zusammengerufen, auf dass wir vereint und mit Begeisterung die Große Kontinentale Mission verwirklichen können. Es wird ein neues Pfingstfest sein, das uns auf besondere Weise zur Suche nach den weit entfernten Katholiken antreibt, ebenso wie derer, die Jesus Christus wenig oder gar nicht kennen, damit wir fröhlich die Gemeinschaft der Liebe unseres Gottvaters bilden können- eine Mission, die Alle erreichen muss, die dauerhaft und tiefgehend sein muss”. Das ist die Botschaft, die am Ende der V. Konferenz an die Völker Lateinamerikas gerichtet worden ist. Die Bischöfe als Diener des Volkes Gottes sind sich darüber einig, dass die Schwächsten, insbesondere die Kinder, die Kranken, die Behinderten, die Jugendlichen in Gefahrsituationen, die Alten, die Häftlinge,die Abwanderer...verteidigt werden müssen; dass zur Wahrung würdiger Lebensbedingungen für Alle beigetragen werden muss, ebenso wie zur Bekämpfung der Übel, die das Leben bedrohen oder zerstören wie Abreibung, Kriege, Entführungen, bewaffnete Gewalt,Terrorismus, sexuelle Ausbeutung und Drogenhandel”; sie fordern die Politiker der Nationen Lateinamerikas auf  “die Wahrheit zu verteidigen und über das un verletzbare und heilige Recht auf Leben und über die Würde der menschlichen Person vom Augenblick ihrer Zeugung an bis zu ihrem natürlichen Tod zu wachen.”

....In dem Schlussdokument erinnern die Bischöfe daran, dass das “wichtigste Erbe der Kultur unserer Völker der Glaube an die Liebe Gottes ist”. In der Überzeugung dessen und in Anerkennung des auf dem Kontinent bestehenden Lichts und Schattens, beschließen die Bischöfe eine reihe von Vereinbarungen: “eine neue pastorale Etappe unter den aktuellen historischen Gegebenheiten einzuleiten, die von einem starken apostolischen Willen und verstärktem missionarischen Engagement gekennzeichnet sein muss, damit das Evangelium Christi als der einzige Weg zum wahren Leben vorgegeben werden kann; die große Verantwortung für die Behütung und Förderung des Glaubens im Volk Gottes zu übernehmen; die Gläubigen daran zu erinnern, dass sie kraft ihrer Taufe dazu berufen sind Jünger und Missionare Jesu Christi zu sein; die kirchlichen Gemeinschaften und die Pastoralstrukturen zu erneuern um die richtigen Wege für die Weitergabe des Glaubens an Christus zu finden”. 

....Das Schlulssdokument setzt sich aus drei Teilen zusammen. Der erste Teil trägt den Titel “Das Leben unserer Völker”; darin werden die großen, die Evangelisierung einbeziehenden Veränderungen auf unserem Kontinent und in der Welt theologisch und pastoral untersucht. Im zweiten Teil - “Das Leben Jesu Christi in den missionarischen Jüngern” - wird “die Schönheit des Glaubens an Jesus Christus als Quell des Lebens für die Männer und die Frauen aufgezeigt, die sich in Ihm vereinen und den Weg der missionarischen Jüngerschaft einschlagen”. Das Neue an diesem Dokument ist der Versuch, dem Leben der Getauften neue Kraft zu verleihen, damit sie Jesus auch weiterhin folgen können. Und der dritte Teil schließlich - “Das Leben Jesu Christi für unsere Völker” - betrachtet die wesentlichen Pastoralaktionen mit missionarischem Dynamismus. Und so entsteht der große Wunsch der Konfereny, nämlich die Kirche in eine mehr missionarische Gemeinschaft zu verwandeln. Mit diesem Ziel vor Augen  wird die pastorale Konversion gefördert, ebenso wie die missionarische Erneuerung der Einzelkirchen, der kirchlichen Gemeinschaften und der Pastoralorgane. Außerdem wird eine Kontinentalmission angeregt, deren Referenten  Diözese und Bistum jedes Mal dann sein sollen , wenn einige Bereiche und Prioritäten in der Mission der Jünger besonders intensiviert werden sollen.

SONNTAG DER WELTMISSION 2007

DIE LAGE DES GESUNDHEITSWESEN WELTWEIT

In ihrem Bericht bezeichnet die Weltgesundheitsorganisation religiöse Organisationen als „einen wichtigen Teil einer Zivilgesellschaft, da sie die Gesundheitsversorgung in den Entwicklungsländern garantieren“

Vatikanstadt (Fidesdienst) – Das Augenmerk für die Kranken war seit jeher wesentlicher Bestandteil der Sendung der Kirch, die damit die Liebe Christi konkret umsetzt. Dabei werden Kranke nicht als klinische Fälle betrachtet, sondern als Personen die zwischenmenschliche Beziehungen brauchen. Deshalb erwarten diese Menschen neben professioneller Kompetenz vor allem auch respektvolle Aufmerksamkeit, Verständnis, Zuwendung und Gesprächsbereitschaft. Die Mitarbeiter des Gesundheitswesens sollten deshalb vor allem die Würde des Menschen nicht aus den Augen verlieren und dabei nach bestem Gewissen handeln. Neben dem stetigen medizinischen Fortschritt muss deshalb auch eine solide Ausbildung des Personals unter moralischen Gesichtspunkten gewährleistet sein. 
Wie aus einem Bericht der Weltgesundheitsorganisation WHO hervorgeht, der am 9. Februar 2007 veröffentlicht wurde, spielen religiöse Organisationen (FBOs) eine Schlüsselrolle bei der Bekämpfung von HIV/AIDS in Afrika. Religiöse Organisationen seien somit „ein wichtiger Teil der Zivilgesellschaft, da sie die Gesundheitsversorgung in den Entwicklungsländern garantieren“. 
Insgesamt befinden sich in afrikanischen Ländern zwischen 30 und 70% der Gesundheitseinrichtungen in Trägerschaft religiöser Organisationen.
Die Untersuchung, die eine noch engere Zusammenarbeit zwischen staatlichen Einrichtungen und religiösen Organisationen wünscht, befasst sich insbesondere mit der Lage in Lesotho und Sambia, wo 2005 jeweils HIV-Raten in Höhe von 23,2 bzw. 17% festgestellt wurden.
Aus dem Bericht geht hervor, das christliche Gesundheitseinrichtungen über 40% der Behandlung und Pflege der HIV-Infizierten in Lesotho übernehmen und fast ein Drittel der HIV-Infizierten in Sambia betreuen.
 
Die Autoren des am 9. Februar veröffentlichten Berichts bitten um die Ausdehnung des Netzwerks der religiösen Organisation und um enge Zusammenarbeit mit staatlichen Einrichtungen und Nichtregierungsorganisationen.


Anlässlich des Sonntags der Weltmission folgen aktuelle Daten zur Lage des Gesundheitswesens weltweit und Informationen zum Engagement der Kirche in diesem Bereich.

. 
Allgemeine statistiche Daten 
Insgesamt gab es in den vergangenen fünf Jahren weltweit 1.100 Epidemien, es gibt 40 neue Krankheiten sind, die der vorherigen Generation noch unbekannt waren. Damit tritt jedes Jahr im Durchschnitt eine oder mehr neue Krankheiten auf, was bisher in der Geschichte der Menschheit noch nie der Fall war. Seit 1967 wurden insgesamt 39 Erreger neuer Krankheiten entdeckt, die Krankheiten wie Aids, Sars (Akute Atemwegsinfektion), Vogelgrippe, Marburg-Fieber, Ebola, usw. verursachen. 

Doch die neu auftretenden Krankheiten haben die bisherigen nicht ersetzt, die ebenfalls in den letzten Jahren des zwanzigsten Jahrhunderts erneut auftraten: von Cholera bis zum Gelbfieber, von epidemischen Infektionskrankheiten bis TBC. Auch Krankheiten unter denen die Menschen bereits im Mittelalter litten, wie Lepra und Pest treten in einigen abgelegenen Teilen der Erde immer noch auf. 

Krankheiten verbreiten sich mit einer Geschwindigkeit ohnegleichen. Früher brauchten Krankheiten wie Cholera Jahrhunderte um von Indien, wo sie endemisch waren, nach Europa zu gelangen, wohingegen die heute die Infektionserreger und ihre Träger mit einer nie gekannten Geschwindigkeit. Ursache dafür sind auch Reisen. Nach Schätzungen reisten im Jahr 2006 insgesamt über zwei Milliarden Menschen im Flugzeug. Innerhalb weniger Stunden kann eine Epidemie, die in einem Teil der Welt ausbricht, auch an einem anderen Ort zu einer Gefahr werden. 


Neue Gefahren gehen auch von Krankheiten aus, die durch den Klimawandel oder extreme klimatische Verhältnisse, Bioterrorismus, Umweltverschmutzung Industrieunfälle ausgelöst werden, die die Gesundheit von Millionen von Menschen gefährden können. Die schlimmsten Krankheiten werden jedoch weiterhin durch Armut verursacht.

(Daten der Weltgesundheitsorganisation) 
INFEKTIONSKRANKHEITEN 

Infektionskrankheiten sind Ursache für insgesamt 43% der Todesfälle in den Entwicklungsländern, während der Anteil in den Industrieländern bei 1% liegt. Hinzu kommt, dass Infektionen die Ursache für 15% der Tumoren sind. Ein Tumor an den Nieren kann zum Beispiel durch eine Hbv- oder Hcv-Infektion ausgelöst werde; Hautkrebs kann durch das Herpesvirus entstehen; Auslöser der Gebärmutterhalskrebses ist das Papillomavirus; für Tumoren in Nasen- und Rachenbereich ist das Epstein-Barr Virus verantwortlich; Magenkrebs kann durch das Heliocobacter Pylori-Bakterium ausgelöst werden.


Rund 90% der Todesfälle, bei denen Infektionskrankheiten die Ursache sind, werden von insgesamt 6 Infetkionserregergruppen ausgelöst. Die sechs Infektionskrankheiten, die heute weltweit am meisten verbreitet sind und an denen die meisten Menschen sterben sind:

· Aids/Hiv, 3, 1 Millionen im Jahr 2004. 

· Akute von Bakterien ausgelöste Atemwegserkrankungen 3 Millionen/Jahr 

· Durchfallerkrankungen (Rotavirus, Adenovirus, Shigellose, Escherichia coli, Cholera, etc.), 2, 5 Millionen/Jahr. 

· Tuberkulose, rund 2 Millionen/Jahr. 

· Malaria, über 1 Millionen Todesfälle/Jahr.

· Masern, 750 000 Todesfälle/Jahr. 

Todesfälle insgesamt/Jahr: 12.350.000 Tote/Jahr.

Tabelle zur Verbreitung der Krankheiten weltweit 
Aids

	
	HIV-infizierte

Personen
	Neuinfektionen

2005
	AIDS-Tote

 2005
	Anteil in % unter Erwachsenen

	Afrika Südlich der Sahara 
	24.5 Millionen
	2.7 Millionen
	2 Millionen
	6.1%



	Asien
	8.3 Millionen
	930,000
	600,000
	0.4%



	Lateinamerika
	1.6 Millionen
	140,000
	59,000
	0.5%



	Nordamerika & West-  und Mitteleuropa 
	2 Millionen
	65,000
	30,000
	0.5%



	Naher Osten &  Nordafrika
	440,000
	64,000
	37,000
	0.2%



	Karibik
	330,000
	37,000
	27,000
	1.6%

	Ozeanien
	78,000
	7,200
	3,400
	0.3%

	Insgesamt
	38.6 Millionen
	4.1 Millionen
	2.8 Millionen
	1%


Tuberkulose
Im Jahr 2005 wurden nach Angaben der WHO insgesamt 8,8 Millionen neue Tuberkulosefälle gemeldet und jeden Tag sterben insgesamt 4.400 Menschen an Tuberkulose, obschon es sich um eine heilbare Krankheit handelt und Präventionsmethoden existieren. 
	Ansteckungen, Krankheitsfälle und Todesfälle 

	 
	Ansteckungen (Neuinfektionen in einem

bestimmten Zeitraum)
	Krankheitsfälle 

(in einem bestimmten Zeitraum)
	Todesfälle

	 
	Alle Arten
	Ansteckungen
	 
	 

	
	 (tausend) 

(Anteil in %)
	Pro

100.000 
	(tausend)
	Pro

100.000 
	(tausend)
	Pro  100.000 
	(tausend)
	Pro 100.000 

	Afrika
	2 573 (29)
	356
	1.098
	152
	3 741
	518
	587
	81

	Amerika
	363 (4)
	41
	161
	18
	466
	53
	52
	5.9

	Westliches

Mittelmeer
	645 (7)
	122
	289
	55
	1.090
	206
	142
	27

	Europa
	445 (5)
	50
	199
	23
	575
	65
	69
	7.8

	Südostasien
	2 967 (33)
	182
	1.327
	81
	4 965
	304
	535
	33

	Westpazifik 
	1.925 (22)
	111
	865
	50
	3 765
	216
	307
	18

	Insgesamt
	8 918 (100)
	140
	3 939
	62
	14 602
	229
	1.693
	27


Vogelgrippe

Die ersten Vogelgrippeerkrankungen bei Menschen wurden 2003 gemeldet, die Zahl der infizierten Menschen beträgt seither insgesamt, davon verliefen nach Angaben der Weltgesundheitsorganisation insgesamt 203 Fälle tödlich. Vogelgrippeerkrankungen bei Menschen wurden in insgesamt 12 Ländern diagnostiziert (Aserbaidschan, Kambodscha, China, Dschibuti, Ägyptern, Indonesien, Irak, Nigeria, Thailand, Türkei, Vietnam). Der letzte Krankheitsfall wurde aus Indonesien gemeldet, wo sich insgesamt 109 infizierten, von denen 88 starben und die Krankheit in 21 Fällen geheilt werden konnte. 

	Opfer weltweit insgesamt
	203

	Ansteckungen weltweit insgesamt 
	331


Andere Krankheiten
	Malaria
	Über 1.000.000 Todesfälle pro Jahr weltweit 

	Durchfallerkrankungen

(Rotavirus, Adenovirus, Shigellose, Escherichia coli, Cholera, etc.)
	2, 5 Millionen Todesfälle pro Jahr weltweit



	Masern


	750.000 Todesfälle pro Jahr weltweit



	Akute durch Bakterien verursachte

Atemwegserkrankungen 
	3 Millionen Todesfälle pro Jahr weltweit




INIZIATIVEN DER KIRCHE
AFRIKA
BURKINA FASO

Zentrum für biomolekulare Forschung “Pietro Annigoni CERBA” bekämpft die Übertragung von HIV/AIDS von der Mutter auf das Kind 
Am 14. Oktober 2006 wurde das Zentrum für biomolekulare Forschung “Pietro Annigoni CERBA”  im Gesundheitszentrum der Kammillianer in Ouagadougou eingeweiht.


Damit ebneten unter dem Motto „Gemeinsam die Übertragung von HIV/Aids von der Mutter auf das Kind“ das Gesundheitsministerium von Burkina Faso, die UNESCO, die Italienischen Entwicklungszusammenarbeit, die Universität „Tor Vergata“ in Rom, und die Delegation der Kammillianer in Burkina Faso der Forschung zur Entwicklung eines Impfstoffs gegen Aids für Kinder in Burkina Faso den Weg.
Das neue Forschungszentrum bietet außerdem verschiedene Dienstleistungen im Gesundheitswesen an. Schwerpunkte sind die ambulante Behandlung und die Behandlung von genetisch bedingen Krankheiten und Infektionskrankheiten wie HIV/Aids, Malaria, Tuberkulose. Zur Einrichtung gehört auch eine Abteilung für Ernährungsforschung. 
UGANDA
Minizentrum der Kamillianer für Pastoral im Krankendienst in dem vom kurzem eröffneten Haus des Ordens in Jinja

Jinja (Fidesdienst) - In dem vor kurzem in Jinja in Uganda eröffneten Haus der Kamillianer soll ein Zentrum für Pastoral im Krankendienst entstehen, das von den ersten beiden von den Kamillianern ausgebildeten einheimischen Diözesanpriestern betreut wird.
Bei den Geistlichen handelt es sich um Francis Nkalubo und Joseph Sserugga, die am „Camillianum“ in Rom ausgebildet wurden. Die beiden Priester nahmen an einem Bildungsprogramm für Pastoral im Krankendienst teil, das der Orden in Zusammenarbeit mit den zehn Diözesen des Landes durchführt. Gegenwärtig besuchen vier Priester das Camillianum und zwei weitere werden bald dazu kommen. Nach einer zweijährigen Ausbildung bei den Kamillianern werden sie in die ihre Heimatdiözese zurückkehren und dort selbst Programme für die Pastoral im Krankendienst leiten. 
KENIA

Schule für Krankenpfleger, Krankenstationen, Analyselabors im Krankenhaus der Kammillianer in Tabaka 

“Drei Schwestern aus der Kamillianer-Provinz Lombardei Venetien und drei Schwestern aus dem Orden der Dienerinnen der Kranken war leisteten Pionierarbeit bei der Gründung der Kamillianerporinz Kenia. Sie kamen im Juli 1976 in das afrikanische Land und folgten damit der Einladung zweier Diözesen: der italienischen Diözese Cremona und deren Bischof Danilo Bolognini und der Diözese Kisii unter Leitung von Bischof Tiberius Mugendi. 


Mittler zwischen den beiden kirchlichen Behörden war ein Priester aus Cremona, der von großer Missionarischer Leidenschaft beseelt war: Prälat Ercole Brocchieri. Er übte maßgebenden Einfluss auf die Ordensprovinz Lombardei Venetien aus, als es darum ging, diese davon zu Überzeugen die Trägerschaft für das Krankenhaus in Tabaka zu übernehmen, das drei Jahre zuvor mit Unterstützung von Misereor gebaut wurden war.

Mit er Ankunft der Kamillianer im Krankenhaus in Tabaka wurde das Krankenhaus funktionsfähig und begann, sich weiter zu entwickeln. Die anfängliche Bettenzahl von 120 wurde mehr als verdoppelt.


Die Hilfsprogramme des Krankenhauses wurden durch so genannte mobil clinics auch auf die Umgebung ausgedehnt; das Krankenhaus wurde mit modernen Analyselabors ausgestattet, es wurden ein Dutzend Wohneinheiten für qualifizierte Mitarbeiter gebaut und besonders stolz ist das Krankenhaus auf seine Krankenpflegerschule, die von etwa einhundert Schülerinnen besucht wird.

Als die Kamillianer nach Kenia kamen, war das Land erst wenige Jahre zuvor unabhängig geworden. Der Gründer der Nation und erste kenianische Präsident Jomo Kenyatta lebte seine letzten Lebensjahre. Obschon die Armut weit verbreitet war, herrschte eine allgemeine Atmosphäre des Optimismus. Politische Stabilität – eine für den afrikanischen Kontinent selten Eigenschaft – ermöglichte einen diskreten Fortschritt und viele Menschen fanden Arbeit. Auch die Mission Tabaka konnte  Schritt um Schritt ausgebaut werden, ohne dabei auf große Probleme zu stoßen, abgesehen vom Tod des jungen Bruder Fabio Zeni, der im Alter von nur 32 Jahren bei einem Autounfall ums Leben kam.  

Schon bald wollte man das Charisma der Kamillianer auch außerhalb des Krankenhauses in Tabaka verbreiten und den Kranken unter den rund 30 Millionen Einwohnern des Landes auch an anderen Orten spirituelle Betreuung zukommen lassen. Die Gelegenheit dazu bot der frühere Bischof von Kisii und damalige Erzbischof von Nairobi, Kardinal Maurice Michael Otunga, der um Unterstützung in seiner Diözese bat.


Man schrieb das Jahr 1980 als zwei Kammillianer ihre Tätigkeit unter den Kranken in verschiedenen Krankenhäusern in Nairobi aufnahmen. Die Pastoralarbeit in der Hauptstadt und insbesondere im Kenyatta National Hospital, war jedoch eher wenig zufrieden stellend im Vergleich zur begeisternden und engagierten Arbeit im Krankenhaus in Tabaka. Hier musste der Kaplan sich von seiner leistungsorientierten Mentalität der westlichen Welt befreien und versuchen sich mit der einheimischen Kultur zu identifizieren und sich an die wenigen für die physische und psychische Therapie zur Verfügung stehenden Mittel anpassen. Die Zusammenarbeit mit dem medizinischen Personal und den Hilfskräften ließ zu wünschen übrig. Die Patienten baten viel mehr um Medikamente und Lebensmittel als um eine eigentliche zwischenmenschliche „Beziehung der Hilfe“.


Trotz alledem trägt auch die spirituelle Begleitung der Patienten weiterhin ihre Früchte. Freiwillige Laien helfen mit und ermöglichen es den Ordensleuten auch dorthin zu gelangen, wohin sie alleine nie kommen würden. Die Beziehungen zur Krankenhausverwaltung sind gut und dies führte soweit, dass man auch eine Kapelle erhielt, in der sich nur die Katholiken versammeln, während bisher nur ein Raum für alle religiösen Konfessionen zur Verfügung stand. Auch wenn dies nicht auf den ersten Blick sichtbar wird, ist die seelsorgerische Tätigkeit im Gesundheitswesen in Kenia ein wichtiger Aspekt, der ausgebaut werden sollte.


Seit 2002 wird das Kenyatta Hospital nicht mehr von den Kamillianern betreut: dort ist heute ein Kaplan der Diözese tätig, dem andere Personen zur Seite stehen. Die Kammillianer sind weiterhin in folgenden staatlichen Krankenhäusern tätig: Mathari mental Hospital, Mbagathi District Hospital, Spinal Injury Hospital und in der Privatklinik Nairobi Hospital.
Die Begeisterung beim Ausbau der eigenen Tätigkeit stieß bald auf den Widerstand des Mangels an Mitteln und Kräften. Während man versuchen kann, finanzielle Mittel zu beschaffen, gilt dies nicht immer für menschliche Ressourcen, vor allem wenn es sich dabei um Ordensleute handelt. Doch auch hier gilt: wer sucht der findet!
Die erste Seminaristengruppe begann die Ausbildung am 29. Juli 1985 in Langata im heutigen Kloster der Kamillianerinnen, das ehemalige Haus englischer Kolonialisten. Man begann mit dem Bau des St. Camillus Seminary, begonnen, das der Kardinal von Otunga am 10. Mai 1986 im Beisein des damaligen Botschafters in Kenia einweihen konnte.

Heute ist das Seminar zu klein geworden, da immer mehr junge Männer der Ordensfamilie der Kammillianer beitreten wollen. Die Ausbildung zukünftiger afrikanischer Ordensmitglieder erfordert viel Zeit und Geduld. Das Charisma der Kammillianer ist zwar faszinierend, jedoch nicht immer leicht umzusetzen. Oft tritt ein junger Mann in das Priesterseminar ein, weil er sich von einem Leben angezogen fühlt, dass er nicht führen könnte, wenn er in seinem Dorf bleiben würde. Trotzdem gibt es viele ernsthafte Berufungen und die Zahl der Studenten steigt stetig. Im Jahr 2000 wurde auf dem Grundstück des Krankenhauses in Karungu ein Gebäude für das Noviziat gebaut. 2001 – als die Kammillianer ihr 25jähriges Jubiläum in Kenia feierten- wurde das neue Theologat für Ordensleute eingeweiht. 

Im Rahmen des Projekts Karungu betreuen die Kammillianer seit 1992 auch die Karungu-Bucht mit einer Ausdehnung von 5.000 Quadratkilometern und rund einhunderttausend Einwohnern: hier wurde ein Krankenhaus gebaut, so dass die Menschen nicht mehr länger in das 60 Kilometer entfernte Krankenhaus in Homa Bay oder in das 80 Kilometer entfernte Krankenhaus in Tabaka gehen mussten. Seit August 1995 ist auch das Krankenhaus in Karungu funktionsfähig. 
2000 wurde in Karungu auch das Dala Kiye, ein Heim für Aidswaisen eröffnet. Hier erhalten wohnen Kinder deren Eltern an Aids starben und hier besuchen sie auch eine Schule. Wären sie sich selbst überlassen, würden sie wahrscheinlich als Straßenkinder enden, von denen es in Kenia so viele gibt. Viele andere Kinder werden in dem Gebiet in ihren Heimatdörfern betreut.

2001 konnte in Nairobi auch das Bildungszentrum für Pastoralarbeit eröffnet werden, wo freiwillige Helfer, die sich als Krankenpfleger, Sozialarbeiter oder Mitarbeiter der Pastoralarbeit engagieren wollen im Rahmen von besonderen Fortbildungskursen ausgebildet werden und lernen, wie man Kranke unter menschlichen, psychologischen und religiösen Gesichtspunkten begleitet. Geplant ist ein weiteres Analyselabor in Nairobi: hier sollen arme Menschen im Geist des Kamillianer-Charismas sofort Hilfe erfahren.


2003 wurde ein Mitglied des Kamillianer-Ordens zum Kaplan des Krankenhauses der Diözese Nkubu ernannt und im Juni 2004 ernannte der Bischof einen weiteren Kammillianer zum Verwaltungsdirektor des Krankenhauses, das sich jedoch weiterhin in Trägerschaft der Diözese Meru befindet.

.Die Zahl der einheimischen Ordensmitglieder stieg dank der Tätigkeit des Priesterseminars des Ordens in Nairobi um ein beachtliches Maß. Viele einheimische Ordensleute haben heute wichtige Ämter inne, so dass sie in wenigen Jahren selbst die Leitung der Delegation übernehmen werden können. 

Bei einen kürzliche Treffen versammelten sich Vertreter der Kamillianer-Niederlassuntgen in Kenia, Tansania und Uganda: dabei wurde die baldige Gründung eines Zusammenschlusses der Ordensleute in dieser Länder in der Region Ostafrika in Erwägung gezogen. 
.Dank der Arbeit vieler Mitglieder des Kamillianer-Ordens und deren freiwilliger Helfer kann die Mission der Kammillianer in Kenia immer noch begeistern und die Botschaft Christi und des heilige Kamillus unter den afrikanischen Schwestern und Brüdern spürbar machen.
 (Ein Bericht von Patre Paolo Garise, Kammillianer Missionar)

„Technologie ohne Seele kann für den Menschen entwürdigend sein“, as Engagement des Ordens vom Heiligen Johannes von Gott (Fatebenefratelli) in aller Welt

Der Orden des heiligen Johannes von Gott (Fatebenefratelli) gehört zu den ältesten Laienorden der Kirche. Er wurde im 16. Jahrhundert mit dem Ziel der Pflege und Betreuung von Kranken und Bedürftigen gegründet. Er ist heute auf allen Kontinenten mit über 1.300 Ordensbrüdern und rund 300 Einrichtungen in 49 Ländern tätig. Allein in Italien gibt es insgesamt 30 Gesundheitseinrichtungen im ganzen Land. Jeden Tag betreuen auf diese Weise rund 45.000 Mitarbeiter, darunter Ordensleute, Ärzte, Krankenpfleger, Verwaltungsangestellte und freiwillige Helfer durchschnittlich rund 35.000 Patienten, nicht zuletzt auch durch die Unterstützung von rund 300.000 Wohltätern. 
COTE D’IVOIRE
Neues Gesundheitszentrum mit Schwerpunkt Entbindung und Gynäkologie in Anyama eröffnet

Rom (Fidesdienst) - Erstmals werden in Anyasa (Cote d’Ivoire, Elfenbeinküste) Kinder in einem Krankenhaus und nicht mehr unter unzureichenden hygienischen Bedingungen in Hütten oder auf der Straße geboren werden. Die werdenden Mütter werden somit erstmals die Begeleitung bei der Entbindung kennen lernen und einfache Methoden der Behandlung und Vorbeugung nutzen können. Die Idee zu der neuen Gesundheitseinrichtung, die am 21. April offiziell eröffnet wurde, entstand bereits 2001: zwei italienische Ärzte aus den Abruzzen brachten das „Projekt Afrique“ auf den Weg. Dabei wurden Professor Gaspare Carta und Dr. Pietro Iovenitti von den Schwestern des Don Orione-Werkes unterstützt, die in der Region seit langem Kranke, Behinderte und Straßenkinder betreuen.
Das Krankenhaus mit Schwerpunkt Entbindung und Gynäkologie besitzt einen Kreissaal, zwei Operationssäle, eine Abteilung für Neugeborene mit 40 Betten, mehrer ärztliche Praxen für Spezialisten (Augenarzt, Innere Medizin, Zahnärzte), eine Abteilung für Aidskranke, eine Röntgenabteilung und ein Analyselabor. Das Krankenhaus hat seine Tätigkeit vor wenigen Monaten aufgenommen. In den ersten Wochen wurden bereits 200 Patienten untersucht, 30 Kinder entbunden und verschiedene chirurgische Eingriffe vorgenommen.
Anyama hat 300.000 Einwohner und befindet sich rund zwanzig Kilometer von Abijan, der größten Wirtschaftsmetropole des Landes entfernt. Die Stadt befindet sich im Wachstum leidet jedoch immer noch unter den Folgen des 1999 begonnene Bürgerkriegs, der im ganzen Land zu einer Verarmung führte. Es fehlt den Menschen oft am Lebensnotwendigsten. Oft sterben Menschen, weil kein Antibiotikum zur Verfügung steht, oder weil Blutungen, die bei der Entbindung auftreten zum Tod führen. Das Durchschnittsalter der Menschen liegt bei kaum 48 Jahren.
In Afrika stirbt eine Frau pro Minute an den Folgen einer Schwangerschaft oder einer Entbindung. Insgesamt sterben jeden Tag rund 1.400 Frauen, etwa 500.000 pro Jahr. Während in Europa und Nordamerika eine von 3.700 Frauen aus solchen Gründen stirbt, liegt in Afrika der Durchschnittswert bei einem Todesfall je 16 Frauen.
Eine halbe Million Kinder kommen im Jahr als Waisen zur Welt, davon sterben rund die Hälfte noch vor Erreichen des zweiten Lebensjahres. Weltweit entbinden 62% mit medizinischer Betreuung, in Italien sind es 99% in Afrika nur 30%. 
AFRIKA/LESOTHO - Die Religionsführer des Landes vereinen sich zum gemeinsamen Kampf gegen die Ausbreitung von AIDS/HIV im Land

Rom (Fidesdienst) -Vierzehn der wichtigsten religiösen Führer Lesothos haben eine gemeinsame Erklärung unterzeichnet, in der sie ihr Engagement im Kampf gegen AIDS/HIV zum Ausdruck bringen, die im Lande großen Schaden anrichten. So steht es in einem Kommunique der UNAIDS (die Organisation der VN, die sich mit dem Kampf gegen Aids befasst.), das in Maseru veröffentlicht wurde.

“Die tragische Verbreitung von Aids fordert dringend und erneut das Engagement der religiösen Führer, damit der Zugang zu antiretroviralen Medikamenten, zu vorbeugenden Therapien, zur Behandlung und zur Unterstützung der HIV-Infizierten allgemein ermöglicht wird”, berichtet Rev. Mokhakhlane, der Sprecher der Geistlichen. In ihrer Erklärung haben die Exponenten der Kirche hervorgehoben, dass Menschenwürde, Gleichheit und allgemeine Rechte - insbesondere der Aids-Kranken - gefördert werden müssen; außerdem haben sie all diejenigen dementiert, die in der Erkrankung an dem tödlichen Virus eine Strafe Gottes sehen. Es ist das erste Mal, dass die ökumenische Gesellschaft ihre Stimme machtvolle hat vernehmen lassen.

 Die zahl der Aids-Kranken ist einer der höchsten in der Welt, und mehr als 23% der Bevölkerung zwischen 15 und 49 Jahren sind HIV-infiziert.

 Nach Angaben der Nationalen Aids-Kommission und der UNAIDS wurden 2007 bisher 29.000 Neuerkrankungen gemeldet, 80 pro Tag. Damit steigt die Zahl der HIV-infizierten Personen im Land auf 270.000 an; 16.000 davon sind Kinder unter 14 Jahren. In dem Kommunique heißt es weiter, dass mehr als 55% der 180.000 Kinder in der Region AIDS-Waisen sind. Die NAC und die Vereinten Nationen arbeiten eng mit der Lokalkirche und den katholischen Organisationen zusammen um dieses ernste Problem nach Möglichkeit einzudämmen. 
AFRIKA/MALAWI - Trotz der Bemühungen von Staat und Kirchen gehört Malaria weiterhin zu den Herausforderungen, denen das Land gegenübersteht
Chipini (Fidesdienst) - Schwester Cecily Bourdillon, MMM, betreut ein katholische Gesundheitszentren in Chipini im Süden Malawis und warnt vor der Gefahr einer erneuten Malaria-Epidemie in dem afrikanischen Land. In den vergangenen Monaten gab es nach Aussage von Schwester Cecily seit Anfang der Regenzeit Mitte November in Malawi zahlreiche Infektionen.
 Wie das Gesundheitsministerium des Landes mitteilt, ist Malaria weiterhin der Hauptgrund für Besuche in den Gesundheitseinrichtungen und für die Einlieferung in ein Krankenhaus. Zudem ist Malaria immer noch die Haupttodesursache, vor allem bei Kindern im Alter unter 5 Jahren und bei schwangeren Frauen.
 Das Programm zur Kontrolle von Malaria, das von dem Ministerium im Januar 2002 gebilligt wurde, sieht vor allem die Verteilung von imprägnierten Mosquitonetzen (ITNs) und weitere Maßnahmen zur Vorbeugung gegen die Vermehrung der Krankheitsüberträger vor.
 Die Regierung wünscht deshalb die Verteilung von ITNs an die besonders gefährdeten Bevölkerungsteile und die Verteilung von Insektenbekämpfungsmitteln durch das öffentliche Gesundheitswesen.
Schwester Bourdillon erklärte, dass die Gesundheitserziehung und die Aufklärung über die Benutzung von ITNs in den Gemeinden auf allen Ebenen stattfindet.
 Bereits vor mehreren Jahren verabschiedete das Gesundheitsministerium ein Programm zur Behandlung von Malaria, das der Tätigkeit der öffentlichen Gesundheitseinrichtungen zugrunde liegt und auch Arbeitsgrundlage des Christlichen Gesundheitsvereins im Malawi (CHAM) ist.
 Trotz dieser Maßnahmen gehört Malaria weiterhin zu den größten Herausforderungen für das Gesundheitswesen: eine weitere Schwierigkeit ist dabei die geringe Wirkkraft von Medikamenten, die ungenaue Verabreichung durch die Mütter, die Wirkungslosigkeit der Medikamente bei Kindern infolge von Erbrechen, Neuinfektionen infolge mangelnder Schutzmaßnahmen.
ASIEN
ISRAEL

Der Orden des heiligen Johannes von Gott ist seit 125 Jahren in Nazareth tätig

Nazareth (Fidesdienst) - Am vergangenen 8. März fanden am Fest des heiligen Johannes von Gott die Feiern des von ihm gegründeten Ordens im Krankenhaus der „Heiligen Familie“ in Nazareth statt. Den Festgottesdienst zelebrierte der lateinische Patriarch von Jerusalem, seine Seligkeit Michel Sababah zusammen mit dem Weihbischof und zahlreichen Priestern und Ordensleuten aus Nazareth und Galiläa .
Nach einer über hundertjährigen Tätigkeit in seiner Stadt ist das Krankenhaus des Ordens zu einem Zentrum der christlichen Nächstenliebe und des Charismas des heiligen Johannes von Gott geworden: in dem Krankenhaus werden vor allem Einheimische behandelt, doch es werden hier hin und wieder auch Pilger eingeliefert, die das Heilige Land besuchen.
Die ersten Kontakte nahm der Generalpater des Ordens, Giovanni Maria Alfieri, zu dem damaligen Patriarchen Erzbischof Vincenzo Bracco, durch den Prior des Altersheims des Ordens in Bethlehem im Jahr 1881 auf. Am 16. März 1882 mieteten die Ordensleute schließlich ein kleinen Haus in der Ortsmitte, wo sie unter den Kranken des Stadtteils Zeugnis von der Liebe Gottes ablegen wollten.
Das Krankenhaus von der „Heiligen Familie“ in Nazareth ist heute für verschiedene Gemeinden in der Stadt und in der Umgebung zuständig: in insgesamt 109 Betten werden jedes Jahr 50.000 Patienten behandelt. Die Einrichtung verfügt über fortschrittliche Diagnostik- und Behandlungsmöglichkeiten und eine Notaufnahme, die rund um die Uhr tätig ist. Außerdem beteiligt sich die Einrichtung an sozialen Projekten und an Programmen zur klinischen Forschung und Entwicklung. Das Krankenhaus ist Mitglied des internationalen Netzwerks der israelischen Krankenhäuser ARAN.
ISRAELE
 Im Rahmen eines neuen Gesundheitsprogramms entstehen Notaufnahmen in sechs Gemeinden im Gaza-Streifen

Gaza (Fidesdienst) - Caritas Jerusalem brachte ein neues Gesundheitsprogramm mit dem Namen „Notaufnahmen im Gaza-Streifen auf den Weg. In sechs Orten im Gaza-Streifen, wo die Gesundheitseinrichtungen prekär sind oder zum Teil gar nicht existieren, sollen zukünftig Notaufnahmestellen zur Verfügung stehen.
Das Projekt wurde in Zusammenarbeit mit CAFOD (dem Hilfswerk der katholischen Bischöfe in England) geplant und entstand mit Blick auf die immer wiederkehrende Gewalt im Gaza-Streifen während des vergangenen Jahres.
In vielen Fällen ist es für Krankenwagen nicht einfach, Verletzt zu bergen und oft wissen sie auch nicht wohin sie sie bringen sollen, weil es keine zuständigen Notaufnahmestellen gibt.
Grundlage des Projekts ist die Zusammenarbeit zwischen einer einheimischen medizinischen Organisation und der Kommunalverwaltung oder anderen Organisationen die für die Bereitstellung von medizinischen Dienstleistungen und Medikamenten sorgen, die in Notfällen gebraucht werden. Außerdem wird das medizinische Zentrum einmal pro Woche auch Regionen betreuen, in denen die freiwilligen Ärzte Patienten besuchen werden.
Die sechs Gemeinden, in denen die Notaufnahmedienste eingerichtet werden und in denen die Gesundheitsversorgung besonders schlecht ist, wurden vom palästinensischen Gesundheitsministerium in Zusammenarbeit mit Caritas Jerusalem ausgewählt. Es handelt sich um Al-Bureij Camp, Maghazi Camp, Al-Mosaddar Area und Mughraqa (im Süden des Gazastreifens), Beit Lahia (im Norden und die Region Al-Emoor (im Süden).
Caritas und das Ministerium werden bei gemeinsamen Sitzungen mit den betreffenden Gemeinden auch jeweilige einzelne Notfälle beobachten. Die Gemeinden und Räte unterzeichneten zusammen mit Jugendzentren und freiwilligen Ärzten ein Abkommen der Caritas Jerusalem, mit dem sie sich zu einem kontinuierlichen Einsatz verpflichten. (
INDIEN
Die Diözese Mangalore gründet einen Gesundheitsfonds für Menschen in Not: Spendenaufruf des Bischofs zur Fastenzeit

Mangalore (Fidesdienst) - Bischof Aloysius Paul D’Souza von Mangalore brachte ein Projekt auf den Weg, das bedürftigen Menschen in seiner Diözese medizinische Betreuung und Hilfe ermöglichen soll.
Das Vorhaben wurde im Dezember vergangenen Jahres anlässlich der Feiern zum zehnjährigen Jubiläum der Amtseinsetzung von Bischof D’Souza erstmals in Betracht gezogen. Der Bischof hatte damals erklärt, man hätte das Geld, das für die Feiern ausgegeben wurde, vielleicht auch für die medizinische Versorgung der Bedürftigen bereitstellen können.
So entstand die Idee zur Schaffung eines Gesundheitsfonds in Betracht gezogen, die auch beim Presbyteralrat der Diözese auf Zustimmung stieß.
Die kirchlichen Behörden wollen bei jeder Familie bitten, 100 Rupien für Bedürftige bereit zustellen, die diesen Gesundheitsfonds bilden werden. Die Diözese stellte dieses Anliegen deshalb auch in den Mittelpunkt der Fastenaktion, in deren Rahmen das katholische Hilfswerk „Canara“ für Entwicklung und Frieden der Diözese das Gesundheitswesen im Allgemeinen und Krankenhäuser im Besonderen unterstützt.
In der Diözese leben 45.000 katholische Familien, von denen jede ein Heft mit 20 Coupons von einem Gegenwert von jeweils 5 Rupien erhalten soll, die sie entweder selbst kaufen oder auch an andere weiterverkaufen können. Ziel ist es im ersten Jahr insgesamt rund 5 Millionen Rupien zu sammeln und die Aktion so lange fortzusetzen, bis genügend Mittel für den Fonds zur Verfügung stehen.
Bischof D’Souza, bat in einem Rundbrief, der am ersten Sonntag in der Fastenzeit verlesen wurde, alle Priester, Ordensleute und Laien innerhalb und außerhalb der Diözese „vor allem in der Fastenzeit in den Armen das Antlitz des leidenden Jesus zu erkennen und mit großzügigen Spenden zum Gesundheitsfonds der Diözese beizutragen“.
Von den ersten Spenden soll die Hälfte den Armen direkt zugute kommen und die andere Hälfte in die Schaffung des Kapitalfonds fließen.
An einem bestimmten Sonntag im Jahr sollen zukünftig die Spenden gesammelt werden, wobei die Laienverbände der Diözese für Gestaltung der Programme im Rahmen der Aktion verantwortlich sein sollen.
Außerdem wird eine Kommission gebildet werden, die die Verteilung der Hilfsmittel übernimmt: der Bischof und der Generalvikar der Diözese werden Vorsitzender bzw. stellvertretender Vorsitzender des Ausschusses sein. (AP) (Fidesdienst, 08/03/2007 - 34 Zeilen, 350 Worte)
INDIEN
Flutkatastrophe in Assam: Über ein Drittel der Bevölkerung sind betroffen. AIFO hilft in Zusammenarbeit mit der Caritas
Bologna (Fidesdienst) - Im indischen Unionsstaat Assam herrscht nach den heftigen Monsunregenfällen eine Notsituation. Von den heftigen Regenfälle der vergangenen Wochen sind über ein Drittel der Menschen betroffen: 3,5 Millionen Menschen wurden obdachlos. Rund 50 Menschen starben bei der Flutkatastrophe.
Der Koordinator des Leprahilfswerks „Associazione Italiana Amici di Raoul Follereau“ (AIFO) in Indien versucht im Zusammenarbeit mit der einheimischen Partnerorganisation „Seva Kendra Silchar“ (Caritasstelle der Diözese Aizawl) mit Sitz in Silchar zu helfen. AIFO stellte der Regierung des Staates unterdessen 7.000 Euro für erste Nothilfen zur Verfügung. Die Regierung will die Menschen in den betroffenen Gebieten mit Lebensmitteln und Trinkwasser versorgen.
Im indischen Staat Assam ist AIFO seit 2001 zusammen mit den einheimischen Partnerorganisationen im Rahmen eines Rehabilitationsprogramms tätig, das vor allem die Entwicklung der Region Longai Valley fördern soll. Die Nothilfe wird zusammen mit dem Personal des Projekts abgewickelt, das nach den Richtlinien des AIFO für Nothilfeprogramme arbeitet. Weitere Informationen www.aifo.it
(AP) (Fidesdienst, 21/09/2007 - 16 Zeilen, 161 Worte)

KAMBODSCHA
Lebensmittel, Medikamente und finanzielle Unterstützung bei der Anreise in die Krankenhäuser: Caritas Kambodscha hilft Aidskranken

Siem Reap (Fidesdienst) - Caritas Kambodscha hilft Aidskranken und HIV-Infizierten in Kambodscha, das zu den Ländern mit dem höchsten Anteil an HIV-Infektionen in Südostasien gehört.
Seit das katholische Hilfswerk 2001 seine Tätigkeit im Land begann, wurden im Rahmen von Hilfsprogrammen der Caritas bereits 1.400 Patienten betreut, bei denen es sich größtenteils um Buddhisten handelt, da in Kambodscha 90% der rund 14 Millionen Einwohner Buddhisten sind. Insgesamt leben in Kambodscha 19.000 Katholiken.
Die Hilfsprogramme für HIV-Infizierte gehören zu den wichtigsten Projekten des katholischen Hilfswerks in Kambodscha. Solche Programme gibt es bisher in den beiden wichtigsten Städten des Landes: Siem Reap, 230 nordwestliche von Phnom Penh und Kompong Thom. Im kommenden Jahr soll ein Programm in Battambang auf den Weg gebracht werden.
Die Miterbeiter der Caritas versorgen die Patienten mit Lebensmitteln, Medikamenten und finanzieller Unterstützung für den Weg in ein Krankenhaus.
In Siem Reap betreut das Caritas-Programm 600 Familien mit HIV/Aids-Patienten. Weitere Schwerpunkte des Programms sind Prävention, Aufklärung und Behandlung.
Aus dem UNAIDS-Bericht 2007 geht hervor, dass 1,6% der Kambodschaner im Alter zwischen 15 und 49 Jahren HIV-infiziert sind und dass rund 16.000 Kambodschaner bereits an Aids starben.
Das Land in der Mekong-Region mit dem höchsten Anteil an HIV-Infektionen ist Thailand (1,4%), gefolgt von Myanmar (1,3%). In Vietnam und Laos liegt der Anteil jeweils bei 0,5% und 0,1%. 
LAOS
Neue Krankenstation im katholischen Dorf Ban Khampeng

Eine Miniklinik wurde im katholischen Dorf Ban Khampeng im Apostolischen Vikariat Pakse in Laos im Beisein des Apostolischen Delegaten, Erzbischof Salvatore Pennacchio eingeweiht. Das Projekt wurde von der Abteilung für Hilfsprogramme der Italienischen Bischofskonferenz finanziert. Wie der Leiter der neuen Einrichtung mitteilt, werden rund 4.000 Menschen betreut werden können. 
SINGAPUR

Das „Mt. Alvernia Hospital“ der Franziskaner Missionsschwestern ist das einzige katholische Krankenhaus in Singapur

Rom (Fidesdienst) - Die Franziskaner Missionsschwestern von der göttlichen Mutterschaft (FMDM) gehören einer Kongregation an, die nach dem Geist des heiligen Franz von Assisi leben. Zu ihren wichtigsten Einrichtungen gehört das katholische Krankenhaus in Singapur „Mt. Alvernia Hospital“.
Die FDMD-Schwestern wollen die mütterliche Liebe Gottes weitergeben, indem sie den Menschen helfen, die liebevolle Gegenwart Gottes in den Dingen des Alltags zu erkennen. Ihr wichtigstes Ziel ist es dabei, sich in den Dienst der Mitmenschen zu stellen.
Die Kongregation wurde 1886 gegründet, als eine Gemeinschaft von Laienschwestern damit begann, sich der armen Kinder von Holly Place in Londen anzunehmen. Seit 1896 existiert die Kongregation als religiöser Orden und ist auch unter dem Namen „Missionary Sisters for Home Missions“ bekannt. Die Schwestern erhielten seit 1925 eine Ausbildung als Krankenpflegerinnen. Ihr erstes „Mt. Alverina-Krankenhaus,“, wurde in Guildford (Surrey) im Jahr 1935 eröffnet. 1937 entsandte die erste Ordensoberin, Mutter Francis Spring die ersten Schwestern in Gebiete außerhalb der britischen Landesgrenzen nach Afrika. Heute gibt es 350 Schwestern in England, Schottland, Irland, Italien (Rom), Nigeria, Sambia Simbabwe, Australien, Malaysia und Singapur.
Die Geschichte der Kongregation in Singapur begann 1947 als drei Schwestern und einige irische Franziskanerpriester aus England nach Anlu in China abreisten. Die kommunistische Armee zwang sie jedoch zur Rückkehr. Während sie bei den Maryknoll Schwestern in Hongkong Zuflucht fanden, erfuhren die Schwestern davon, dass der Bischof von Singapur einen religiösen Orden mit Krankenschwestern suchte, die ein Krankenhaus für Frauen leiten sollten, die an Tuberkulose litten. Seit dem 7. Mai 1949 führen die FMDM-Schwestern drei Abteilungen für Tuberkulosekranke im Mandalay Road Hospital. Ebenfalls 1947 wurde die Kongregation vom Vatikan gebilligt und trägt seither den Namen Franziskaner Missionsschwestern von der göttlichen Mutterschaft.
Obschon sie vor allem im Gesundheitswesen tätig sind, sind die Missionsschwestern heute auch in der Familienpastoral und bei der Arbeit mit Frauen und Kindern aktiv.
AMERIKA

PARAGUAY
Katholisches Büro für Familienpastoral begeht den Tag des Lebens

Asuncion (Fidesdienst) - Die Abteilung „Liebe und Leben“ (SEAVI) des katholischen Büros für Familienpastoral in Paraguay begeht am 8. September den „Tag des Lebens“, für den die katholischen Bischöfe des Landes das Fest Mariä Geburt ausgewählt haben.
Die Abteilung befasst sich insbesondere mit folgenden Themenbereichen: Schutz des Lebens, insbesondere der ungeborenen Kinder; verantwortliche Elternschaft; Aufklärungsunterricht mit christlicher Vision und natürliche Empfängnisverhütung.
Die Abteilung leitet der Frauenarzt Nastar Stark, der seit 30 Jahren zusammen mit einer Mitarbeitergruppe auch für den 2000 gegründeten Verein für Leben und Familie verantwortlich ist.
Dieser Verband veranstaltet zahlreiche Seminare und Kongresse. Dem Verband angeschlossen ist auch eine ökumenische Vereinigung, in der verschiedene Kirche sich für die Förderung der Menschenwürde engagieren. 
DOMINIKANISCHE REPUBLIK
Katholiken mobilisieren in Santo Domingo gegen Abtreibungen und für den Schutz des Lebens

Santo Domingo (Fidesdienst) - Die katholische Kirche in der Dominikanischen Republik engagiert sich im Rahmen einer Kampagne gegen Abtreibungen: auf dem Programm stehen neben öffentlichen Kundgebungen auch Gottesdienste in verschiedenen Teilen des Landes. Die Initiative geht vom Haus „San Pablo“ in Santo Domingo aus, wo der Rektor der Autonomen Universität Santo Domingo (UASD) ein viel sagendes persönliches Zeugnis ablegt: seiner Mutter wurde von ihrem Arzt geraten, aus gesundheitlichen Gründen abzutreiben.
„Im Zeichen des Lebens“ sollen auf Vorschlag der Kirche am 25. Oktober die Lichter aller Fahrzeuge auch während des Tages eingeschaltet bleiben. An diesem Tag werden die Ordensleute das Parlament besuchen. Der Erzbischof von Santo Domingo, Kardinal Nicoals de Jesus Lopez Rodriguez wird dort mit den Weihbischöfen der Erzdiözese einen Gottesdienst feiern. Am 28. Oktober steht ein „Marsch für das Leben“ auf dem Programm.
Die katholische Kirche klagte vor kurzem über die Aktivitäten verschiedener Nichtregierungsorganisationen, die die Regierung und die örtlichen Gesetzgeber zur Legalisierung von Abtreibungen bewegen wollen. Der Vorsitzende der Bischofskonferenz des Landes, Erzbischof Benito Ramon de la Rosa y Carpio, betonte in einer von allen Bischöfen unterzeichneten Verlautbarung, dass „sich hinter der Praxis der Abtreibungen große Geschäfte verbergen“, weshalb man sich nicht wundern brauche, dass viele eine Legalisierung durchsetzen wollen. (vgl. Fidesdienst vom 21. September 2007).

PERU

Ein Krankenhaus „auf dem Dach der Welt“ in einer der ärmsten Gegenden des amazonischen Regenwaldes

Lima (Fidesdienst) - Mit nur 90.000 Dollar und in nur 15 Monaten wurde das Krankenhaus „Santa Teresa“ Wirklichkeit. Es befindet sich in Abancay im Norden Perus, einer der ärmsten Gegenden an am Rande des amazonischen Regenwaldes; am 28. August 2006 wurde es eingeweiht. Dies war auch für den italienischen Arzt und Chefarzt des Krankenhauses Castelvetrano-Selinunte ein besonderer Tag, der mit einigen Mitarbeitern und Freunden der Personalprälatur Opus Dei und des ICU an der Planung des Krankenhauses beteiligt war, nachdem er bei einer Reise in das lateinamerikanische Land die einfachen Menschen der Region kennen gelernt hatte, und mit ihnen seinen Besitz teilen wollte.
„In Peru konnte ich wirklich das großartige Antlitz der katholischen Kirche sehen, in denen es Priester und Schwestern gibt, die wie Heilige auf Erden leben“, so der Arzt.
Diese Erfahrung, zu der auch Mitglieder der Personalprälatur Opus Dei beigetragen haben, zeigt, auch der Gründer des Opus Dei, alle in sein Herz aufgenommen hatte, ob arm oder reich, Einwohner des Südens oder des Nordens der Welt. Allen wollte der heilige Josemaria vor allem den Frieden eines Herzens schenken, das in Gott ruht und die Freude an der eigene Arbeit, die damit ein „opus Dei“ ein Werk Gottes werden kann, wenn sie vom stillen Gebet begleitet wird, mit dem die eigenen Anliegen den Anliegen Gottes gleich werden.
Dieser Wunsch regt auch heute noch seine geistigen Söhne dazu an, sich in den verschiedensten Unternehmen zu engagieren: Sein bekannter Satz „von hundert Seelen interessieren uns hundert, es interessieren uns die Bauern der Anden wie die Banker der Wallstreet“ wurde so auf vielfältige Art umgesetzt. Im persönlichen Apostolat auf allen fünf Kontinenten wie auch in den kühnsten Bildungsprojekten, wie zum Beispiel die Umwandlung der „hacienda azucarera" in Montefaalco in Mexiko in ein Schulungsdorf für Bauern. 
ARGENTINIEN

In der neu eröffneten „Clinica de la Mercedes“ werden über 110 Mitarbeiter tätig sein

Buenos Aires (Fidesdienst) - Erst vor kurzem weihte Erzbischof Ruben Di Monte von Lujan Mercedes die neue „Clinica de la Mercedes“ ein. Dabei erteilte er der Einrichtung und den Mitarbeitern seinen Segen.
Insbesondere segnete der Erzbischof alle diejenigen „die mit den Kranken leiden und diejenigen, die sich ihrer annehmen und sie pflegen“ und erinnern daran, dass „Christus unter den Kranken gegenwärtig ist“. Er bat den Herrn auch darum, „dass alle Menschen, die in der neuen Klinik behandelt werden, auf menschliches Verständnis und eine fürsorgliche Aufmerksamkeit seitens der Ärzte und ihrer Helfer stoßen und dass sie, wenn sei entlassen werde, und ihre körperliche und geistige Gesundheit wieder erlangt haben, stets die Barmherzigkeit des Herrn loben“.
PARAGUAY

Paraguayische Bischofskonferenz fordert von der Regierung umfassendere Maßnahmen zur Vorbeugung gegen das Denuge-Fieber

Asuncion (Fidesdienst) - Die Mitglieder der Paraguayischen Bischofskonferenz (CEP) fordern von der Regierung umfassendere Maßnahmen zur Vorbeugung und Bekämpfung des Dengue-Fiebers, an dessen folgen seit Anfang des Jahres 11 Menschen starben. Insgesamt über 18.000 Bürger des Landes infizierten sich allein in den ersten beiden Monaten des Jahres.
Wir machen uns Sorge im Hinblick auf die Dengue-Fieber-Epidemie und bitten die Regierung darum, sich mit dem Problem auseinanderzustzen und entsprechende Maßnahmen zur Vorbeugung zu treffen“, erklärte der Vorsitzende der CEP, Bischof Gogorza, bei einer Pressekonferenz zum Abschluss der 187. Vollversammlung der Bischofskonferenz. In einer Verlautbarung baten die Bischöfe die Regierung, das Ausmaß der Epidemie nicht herunterzuspielen. 
Das Gesundheitsministerium bestätigte, dass in nur 2 Monaten insgesamt 18.097 an Denuge. Fieber erkrankten, von denen 2.381 in Krankenhäuser eingeliefert wurden und 37 noch unter Beobachtung stehen.
Im Rahmen ihrer Versammlung baten die Bischöfe außerdem um mehr Transparenz bei der Nutzung von Geldern aus Sozialfonds für das Wasserkraftwerk in Iatipu, in dem Brasilien und Paraguay das Wasser des Flusses Parana gemeinsam nutzen.
Dabei betonten sie, dass „Verwaltungsmanöver nicht vor den Bürgern verborgen werden sollten“ und empfahlen, dass die Fonds durch die zuständigen Ministerien verteilt werden sollten. 
Bei ihrer Vollversammlung befassten sich die Bischöfe auch mit dem Jugendgesetzentwurf, den die Regierung dem Land im September 2006 vorlegte, das nach Ansicht des Vorsitzenden der Bischofskonferenz, missverständliche Begriffe enthält, „die sollten sie nicht in Einzelnen präzise dargelegt werden zu weiteren Gesetzen zur Legalisierung von Abtreibungen und von Ehen zwischen gleichgeschlechtlichen Partnern führen können, was die Jugendlichen solchen Situationen gegenüberstellt, die ihnen nicht helfen, sondern sie vielmehr orientierungslos machen“. 
ECUADOR
Neues Diagnosezentrum „José Maria“ im Süden von Guayaquil erweitert das Netz der Krankenstationen der Erzdiözese

Guayaquil (Fidesdienst) - Das Netzwerk der Krankenstationen (REDIMA) der Erzdiözese Guayaquil eröffnet in der Stadtmitte von Guayaquil ein neues Diagnosezentrum „Jose Maria“ für die Einwohner der Stadt und für das ganze Land. 
Das Gesundheitszentrum der Erzdiözese Guayquil gehört zur REDIMA und verfügt über eine Apotheke, ein Ultraschalldiagnosegerät, eine pädiatrische Abteilung, eine algemeinmedizinische Abteilung, eine Abteilung für Gynäkologie und eine Abteilung für Infektionskrankheiten mit drei Ärzten, die eine Spezialausbildung für die Behandlung von HIV/AIDS haben. 20 Ärzte behandeln hier weniger wohlhabende Patienten, die sich auch in Pflegeheimen betreuen.
Der Vikar der Erzdiözese Guayaquil und Koordinator des Diagnosezentrums, Prälat Josef Heissenberger, erklärte, dass er bisher zwar einige Spenden und Schenkungen erhalten habe, es jedoch noch an Geräten für Röntgenuntersuchungen und das Analyselabor fehlt.
Seit 1999, als das Netzwerk der Krankenstationen der Erzdiözese gegründet wurde, kann die Kirche in verschiedenen Regionen im Einzugsgebiet der Stadt helfen. Seit 2004 engagiert sich das Vikariat für Pastoral im Krankendienst auf Anregung der REDIMA insbesondere im Kampf gegen HIV/AIDS.
Bischof Antonio Arregui erklärte, dass der Bezug der Kirche zu dieser Realität der Gesellschaft seit dem Auftauchen verschiedener HIV-Fälle in den Einrichtungen des REDIMA in den ländlichen Gebieten des Verwaltungsbezirks entstand.
Gegenwärtig werden in 54 Krankenstationen Patienten im ersten Krankheitsstudium behandelt und man setzt sich insbesondere für die Prävention von Ansteckungen ein; 32 Zentren befinden sich in Guayaquil, 15 in der ländlichen Umgebung, 4 in den Flussgebieten und 3 in kirchlichen Einrichtungen.
Das Tätigkeitsfeld der Erzdiözese umfasst vor allem die schwächsten Gruppen, darunter Schwangere, Kinder, Jugendliche und Heranwachsende.
Insbesondere engagiert sich die Erzdiözese in Guasmo Sur, wo sich das Krankenhaus „Madre Verenice“ befindet. In diesem Krankenhaus kümmern sich acht freiwillige Krankenpfleger der Erzdiözese um die Patienten. 
EUROPA

GEORGIEN
Das Sozial- und Gesundheitszentrum „Redemptor hominis“ versorgt täglich 300 Menschen mit den wichtigsten medizinischen und diagnostischen Angeboten und verteilt Lebensmittel und Kleidung an Bedürftige

Tiblis (Fidesdienst) - Für bedürftige Menschen in Tiblis wurde 1998 am Stadtrand der Hauptstadt von Georgien, wo es kaum Gesundheitseinrichtungen gibt, das kirchliche Sozial- und Gesundheitszentrum „Redemptor Hominis“ eröffnet. Die Idee zur Schaffung der Einrichtung bestehend aus einem Ärztezentrum und einer Pflegestation für Kranke im Endstadium entstand aus einer Vereinbarung des damaligen Präsidenten der Republik Georgien, Edward Schewardnadze, dem italienischen Caritasverband und dem Heiligen Stuhl. 
Das von den Kamillianern geführte Zentrum versorgt jeden Tag rund 300 Menschen mit den wichtigsten medizinischen und diagnostischen Angeboten. Jeder erhält hier entsprechend der zur Verfügung stehenden Mittel Gesundheitsversorgung, Medikamente, Lebensmittel und Kleidung.
Das Zentrum „Redemptor Hominis“ ist innerhalb kurzer Zeit zu einer wichtigen Einrichtung im Panorama des Gesundheitswesens der georgischen Hauptstadt geworden und gilt im ganzen Land als Beispiel für eine aufmerksame und sorgfältige Pflege der Kranken. Das Zentrum finanzier sich durch Spenden aus dem Ausland: die Kamillianer und katholische Wohlfahrtseinrichtungen tragen mit Unterstützung ihrer vielen hochherzigen Spender dazu bei.
Zu dem Sozial- und Gesundheitszentrum gehören eine Apotheke, Arztpraxen der verschiedenen Fachgebiete, darunter auch Gynäkologie und Pädiatrie und Diagnoseeinrichtungen mit Gräten für den Ultraschall, die Laboranalyse und Röntgenuntersuchungen. Betreut werden vor allem arme Menschen und für Schwerkranke gibt es auch eine Versorgung in der eigenen Wohnung. Jeden Morgen fahren Mitarbeiter des Sozialdienstes des Zentrums, die von einer Schwester der Kamillianerinnen koordiniert werden, mit einem Krankenwagen und versorgen Menschen, die nicht in das Zentrum kommen können: in den Wohnungen der Kranken erledigen sie Putz- und Wascharbeiten und versorgen diese mit der notwendigen medizinischen Pflege aber auch mit einer Mahlzeit und Lebensmitteln.
Das kirchliche Zentrum befindet sich im Stadtviertel Temka am ausgedehnten Stadtrand von Tiblis und ist für Einzugsgebiet zuständig, in dem rund 400.000 Menschen leben. Die Delegation der Kamillianer in Georgien wird von P. Ivan Martini geleitet, der auch für das Gesundheitszentrum verantwortlich ist. Die Kamillianer sind in Tiblis auch für die seelsorgerische Betreuung zweier armer Bergdörfer (Khisabawara und Wargawi) zuständig, die rund 250 Kilometer von der Hauptstadt entfernt liegen. 
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